Anlage 1

Referentenentwurf

des Bundesministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend
und des Bundesministeriums flir Gesundheit

Entwurf eines Gesetzes uber die Einfuhrung einer bundeseinheitlichen
Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung]!

(Pflegeassistenzeinfuhrungsgesetz — PflAssEinfG [alternativ: Pflegehilfeeinfuh-
rungsgesetz — PflHilfeEinfG])

A. Problem und Ziel

Aufgrund des demografischen Wandels andern sich die Anforderungen an die gesundheit-
liche und pflegerische Versorgung sowie an das Pflegepersonal. In allen Versorgungsbe-
reichen werden dringend mehr Pflegekrafte benétigt. Die Zahl der Menschen mit Pflegebe-
darf wird bis 2055 um rund 1,8 auf dann rund 6,8 Millionen steigen (Pflegevorausberech-
nung vom 30.3.2023, DESTATIS Pressemitteilung). Es ist daher eine der wesentlichen ge-
sellschaftspolitischen Aufgaben der nachsten Jahre, eine gute und professionelle pflegeri-
sche Versorgung zu sichern. Zu den Rahmenbedingungen einer guten Pflege gehort eine
qualitativ und quantitativ am Versorgungsbedarf der Pflegebedirftigen ausgerichtete Per-
sonalausstattung der Pflegeeinrichtungen und Krankenhauser. Diese wird zuklnftig nicht
allein durch eine weitere Steigerung der Zahl der vorhandenen Pflegefachpersonen sicher-
gestellt werden kénnen, es bedarf vielmehr auch eines neuen Personalmixes mit einer ziel-
genauen, kompetenzorientierten Aufgabenverteilung insbesondere zwischen Personen mit
einer Assistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] und Pflegefachpersonen.

Mit dem Pflegeberufegesetz (PfIBG) hat der Bund die Ausbildung zur Pflegefachperson
grundlegend neu geregelt. Erstmals eingeflihrt wurde neben der generalistischen berufli-
chen Ausbildung auch ein primarqualifizierendes, generalistisches Pflegestudium. Die Pfle-
geassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] ist bislang unter verschiedenen
Bezeichnungen landesrechtlich geregelt. Eine aktuelle Untersuchung des Bundesinstituts
fur Berufsbildung (Jurgensen, Pflegehilfe und Pflegeassistenz, 2. Auflage 2023) umfasst 27
verschiedene Ausbildungsgange, die sich inhaltlich u.a. in der Profilbildung, der Ausrichtung
auf die verschiedenen Versorgungsbereiche sowie das Anspruchsniveau und formal z.B.
hinsichtlich der Ausbildungsdauer, der Zahlung einer Ausbildungsvergutung und der Finan-
zierung deutlich unterscheiden. Einige Lander haben in unterschiedlicher Ausgestaltung
eine generalistische Pflegeassistenzausbildung eingefiuhrt und damit im Sinne eines durch-
lassigen Pflegebildungssystems auch eine mogliche Weiterqualifizierung zur Pflegefach-
person erleichtert. Die Einflihrung einer generalistischen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] trifft jedoch auf die allein landesrechtlich nicht zu I6sende Prob-
lematik einer die Versorgungssektoren lbergreifenden Finanzierung.

Die Personalbemessungsinstrumente, die sich in den §§ 137k und 1371 SGB V und in
§ 113c SGB Xl wiederfinden, berucksichtigen zwei (stationare Akutpflege) bzw. drei (voll-
stationdre Langzeitpflege) Qualifikationsstufen in der Pflege, darunter auch die

D) Im Gesetzentwurf wird an den entsprechenden Stellen jeweils in blau die Fassung flir eine 18-monatige
~Pflegefachassistenzausbildung“ und in eckigen Klammern mit der Kennzeichnung ,, “ die flr
eine 12-monatige ,Pflegehilfeausbildung” dargestellt. Die unterschiedliche Berufsbezeichnung bertck-
sichtigt, dass mit einer unterschiedlichen Ausbildungsdauer auch ein unterschiedliches Ausbildungs-
niveau verbunden ist sowie den Ublichen, wenn auch nicht einheitlichen Sprachgebrauch auf Lander-
ebene. FUr den Regierungsentwurf erfolgt eine Entscheidung zwischen den beiden Fassungen auf
Grundlage der Riickmeldungen im Beteiligungsverfahren.
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landesrechtlich geregelte, derzeit mindestens einjahrige Ausbildung in der Pflegehilfe bzw.
Pflegeassistenz. Sie sind fur ihre Wirksamkeit auf eine enge Abstimmung der Qualifikati-
onsstufen angewiesen. Im Prozess zur Einfliihrung eines wissenschaftlich fundierten Ver-
fahrens zur einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach
qualitativen und quantitativen Maf3staben nach § 113c SGB Xl a.F. wurde flr die vollstatio-
nare Langzeitpflege festgestellt, dass eine gute professionelle Pflege neben mehr Pflege-
fachpersonen zukiinftig bis zu 100.000 zusatzliche Personen mit einer Pflegehilfe- oder
Pflegeassistenzausbildung (QN 3) bendtigt (vgl. Rothgang 2020, S. 371). Auch fur die Akut-
pflege werden deutliche Mehrbedarfe und die Notwendigkeit der Entwicklung eines Qualifi-
kationsmixes unter Einbeziehung von Personen mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenz-
ausbildung angenommen. Der laufende Prozess zur Umsetzung der PPR 2.0 kann dartber
weiteren Aufschluss liefern.

Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesminis-
terium fur Gesundheit als die auf Bundesebene fur die Pflegeausbildung zustéandigen Mini-
sterien haben in der 19. Legislaturperiode mit den Landern auf Fachebene anknipfend an
die von der 89. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und der 86. Gesundheitsminis-
terkonferenz 2013 beschlossenen ,Eckpunkte fur die in Landerzustandigkeit liegenden
Ausbildungen zu den Assistenz- und Helferausbildungen in der Pflege“ (BAnz AT
17.02.2016 B3) Uber eine weitergehende Vereinheitlichung der landesrechtlich geregelten
Ausbildungen gesprochen. Die Lander haben im April 2022 Vorschlage zur berufsrechtli-
chen Ausgestaltung und Finanzierung generalistischer Pflegeassistenz- und Pflegehil-
feausbildungen vorgelegt. Aus Sicht des Bundes ist eine umfassendere Weiterentwicklung
und Vereinheitlichung erforderlich, die dann auch eine einheitliche, sektorenlbergreifende
Finanzierung zu tragen vermag.

Ziel dieses Gesetzentwurfs ist es eine moderne, bundeseinheitliche gesetzliche Regelung
fur die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] zu schaffen, um die At-
traktivitat des Berufs zu steigern.

B. Losung

Mit dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ein eigenstandiges und
einheitliches Berufsprofil fir die Pflegeassistenz [alternativ: Pflegehilfe] geschaffen. Die At-
traktivitat des Berufs wird gesteigert, um mehr Interessentinnen und Interessenten fur die
Ausbildung zu gewinnen. Dazu sollen auch die Méglichkeit zu bundesweiter Mobilitat sowie
klare Entwicklungspfade z.B. fir eine aufbauende Qualifizierung zur Pflegefachperson nach
dem Pflegeberufegesetz und die Einflihrung einer bundesgesetzlich garantierten angemes-
senen Ausbildungsvergitung dienen. Eine generalistische Ausrichtung eréffnet den Absol-
ventinnen und Absolventen dartber hinaus, wie bei der generalistischen Fachkraftausbil-
dung, den Zugang zu allen Versorgungsbereichen in der Pflege und unterstitzt die Durch-
Iassigkeit zur Pflegefachkraft-Ausbildung. Umgekehrt kann eine abgebrochene Fachkraft-
Qualifikation besser fur den Erwerb eines Abschlusses in der Pflegeassistenz [alternativ:
Pflegehilfe] bericksichtigt werden.

Die Bestimmung eines bedarfsgerechten Qualifikationsmixes des Personals in den ver-
schiedenen Versorgungsbereichen setzt ein klares und einheitliches Profil der einbezoge-
nen Berufe voraus. Zur Sicherstellung der Qualitat der pflegerischen Versorgung ist es not-
wendig, dass die Verteilung von pflegerischen Aufgaben zwischen Pflegefachpersonen und
Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehilfepersonen], insbesondere mit Blick auf
Aufgaben, fur die eine Qualifikation als Pflegefachperson nicht zwingend erforderlich ist,
weiterentwickelt wird. Die vermittelten Kompetenzen missen nach Gegenstand und Anfor-
derungsniveau passgenau aufeinander abgestimmt werden. Pflegefachassistenzpersonen
sollen zukUnftig auf Grundlage einer achtzehn Monate dauernden Ausbildung in allen Ver-
sorgungsbereichen vermehrt Aufgaben durchfihren kénnen, die heute noch teilweise von
Pflegefachpersonen durchgeflhrt werden. Das betrifft insbesondere den Bereich der



-3-

medizinischen Behandlungspflege. Damit werden Pflegefachpersonen deutlich entlastet;
das Personal wird insgesamt effizienter eingesetzt und Wegezeiten gespart. [alternativ:
Pflegehilfepersonen sollen zukinftig auf Grundlage einer zwdélf Monate dauernden Ausbil-
dung in allen Versorgungsbereichen Pflegefachpersonen bei ihren Aufgaben unterstitzen
und im geeigneten Umfang auch verlasslich entlasten kdnnen.]

Die weitere Aufstockung der Personalanhaltszahlen im Bereich der Pflegeassistenz [alter-
nativ: Pflegehilfe] gelingt nur, wenn neue Zielgruppen fir die Ausbildung gewonnen und die
Ausbildungskapazitaten fir die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbil-
dung] nachfrageorientiert und wohnortnah gesteigert werden kénnen. So konnte bereits die
Besetzung der mit dem am 1. Januar 2021 in Kraft getretenen Gesetz zur Verbesserung
der Gesundheitsversorgung und Pflege vorgesehenen 20.000 zusatzlichen Stellen fir Pfle-
gehilfskrafte nicht vollumfanglich realisiert werden. Mit einer Finanzierung nach dem Modell
des Pflegeberufegesetzes kann fiir die ausbildenden Einrichtungen wie auch die Pflege-
schulen eine verlassliche und sektorentbergreifende Finanzierungsgrundlage geschaffen
und fur die Auszubildenden eine hochwertige Ausbildung mit angemessener Ausbildungs-
vergutung ermoglicht werden. Sie ist jedoch nur mdéglich, weil die Pflegeassistenzausbil-
dung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] mit diesem Gesetzentwurf in gleicher Weise wie die
Pflegefachkraftausbildung inhaltlich und formal bundeseinheitlich geregelt wird. Mit Uber-
gangsvorschriften wird dabei sichergestellt, dass eine am 31. Dezember 2025 auf landes-
rechtlicher Grundlage begonnene Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung auch auf
dieser Grundlage abgeschlossen werden kann. Den Landern wird mit Ubergangsvorschrif-
ten zudem ermdéglicht, gesetzlich vorzusehen, dass landesrechtliche Pflegehilfe- oder Pfle-
geassistenzausbildungen noch bis zum 31. Dezember 2028 auf Grundlage der landesrecht-
lichen Regelungen begonnen und bis zum 31. Dezember 2031 auf dieser Grundlage abge-
schlossen werden kdnnen, sofern dies zur Sicherstellung der notwendigen Ausbildungska-
pazitaten erforderlich ist.

Mit dem Gesetzentwurf werden die rechtlichen Rahmenbedingungen der Pflegeassistenz-
ausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] an moderne Ausbildungen der Gesundheits-
fachberufe angepasst. Die Anerkennungsregelungen fir auslandische Berufsqualifikatio-
nen werden zudem bundeseinheitlich geregelt. Dabei werden die mit dem Pflegestudium-
starkungsgesetz fir die Ausbildung zur Pflegefachkraft eingeflihrten Vereinfachungen ent-
sprechend Gbernommen.

C. Alternativen
Keine.

Die Regelung einer bundeseinheitlichen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] ist zur Sicherung der personellen Grundlagen einer guten pflegerischen Ver-
sorgung in ganz Deutschland notwendig. Dazu gehoéren auch die Anpassungen des Finan-
zierungsverfahrens nach dem Modell des Pflegeberufegesetzes einschlieBlich der Zahlung
einer angemessenen Ausbildungsvergutung als Voraussetzung zur Gewahrleistung der be-
notigten Ausbildungsqualitdt und Attraktivitdt der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung]. In Anbetracht einer zukiinftig wachsenden Zahl von Menschen mit
Pflegebedarf und eines bereits heute bestehenden Mangels an Pflegefachkraften kann auf
die Nutzung der Potentiale eines qualitatsgesicherten Qualifikationsmixes in der Pflege
nicht verzichtet werden.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
Durch dieses Gesetz entstehen Kosten in nicht exakt bezifferbarer Hohe. Aufgrund der He-

terogenitat der Ausbildungen, insbesondere im Hinblick auf Dauer und Vergltung der Aus-
bildung, ist es dullerst schwierig, die Kosten der aktuellen landesrechtlichen Ausbildungen
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und deren Verteilung zu beziffern. Derzeit gibt es 27 verschiedene Ausbildungen in der
Pflegehilfe und Pflegeassistenz. Im Schuljahr 2022/2023 befanden sich 15.230 Auszubil-
dende im ersten Ausbildungsjahr.

Die Kosten flir den theoretischen und praktischen Unterricht sowie fir den praktischen Teil
der Ausbildung nach diesem Gesetz durften die der Pflegefachkraftausbildung jedenfalls
nicht Uberschreiten. Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbudgets der Lander fir das
Jahr 2023 ist von einem durchschnittlichen Pauschalbudget fir die praktische Ausbildung
in H6he von rund 8.600 Euro und fir den Unterricht in Hohe von 8.800 Euro fur jede aus-
zubildende Person jahrlich auszugehen. Vor dem Hintergrund, dass diese Kosten durch die
landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz dem Grunde nach
bereits heute anfallen, ist in diesem Zusammenhang davon auszugehen, dass durch dieses
Gesetz im Bundesdurchschnitt keine Mehrkosten entstehen.

Die EinfUhrung der Zahlung einer angemessenen Ausbildungsvergitung fihrt gegenlber
den heutigen Kosten der Ausbildungsvergttungen, die nur flr etwa die Halfte der Auszubil-
denden besteht, zu Mehrkosten in Hohe von etwa 87 [alternativ: 87] Millionen Euro pro
Ausbildungsjahr. Derzeit haben die Auszubildenden in etwa der Halfte der 27 Ausbildungen
Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Ausbildungsvergtitung. Zugrunde gelegt wurde
die Ausbildungsvergutung einer Pflegefachkraft im ersten Ausbildungsjahr in Hohe von
durchschnittlich 13.992 Euro pro Jahr. Dieser Betrag wurde im Verhaltnis des Einstiegsge-
halts einer Person mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung zu einer Pflege-
fachkraft gekirzt. Nach Tarifvertrag fiir den Offentlichen Dienst - Pflege (TVSD-P) 2024
verdient eine Pflegefachkraft 42.456,67 Euro im Jahr (Entgeltgruppe P7 — Stufe 2). Eine
Person mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung mit einjahriger Ausbildung
36.235,32 Euro pro Jahr (Entgeltgruppe P6 — Stufe 1). Das ist ein Unterschied von 17,17
Prozent. Es wird daher angenommen, dass auch die Verglitung in einer Ausbildung zur
Person mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung in diesem Verhaltnis geringer
ist, als die zu einer Pflegefachkraft. Damit wird im Ergebnis von einer Ausbildungsvergutung
von 11.590 Euro pro Jahr flr eine Personen mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzaus-
bildung ausgegangen.

Hinzukommen noch Kosten in Hohe eines Aufschlags von 3 Prozent fur die Liquiditatsre-
serve sowie in Hohe von 0,6 Prozent fir die Verwaltungskostenpauschale nach § 32 des
Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pfle-
gehilfegesetzes]. Damit ergeben sich pro Ausbildungsjahr Kosten in Héhe von rund 450,66
[alternativ: 450,66] Millionen Euro.

Die entstehenden Kosten werden von den Kostentragern des Ausbildungsfonds entspre-
chend ihrer prozentualen Verteilung nach § 33 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes in Ver-
bindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] aufge-
bracht. Die volle Finanzwirksamkeit entsteht erst mit Ende der Ubergangsfrist, in der parallel
auch noch landesrechtliche Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz abge-
schlossen werden kdnnen.

Durch die kinftige Finanzierung Uber Ausbildungsfonds dirfte sich eine Kostenersparnis
bei den Landern einstellen. Die Lander nutzen derzeit eigene Finanzierungssysteme oder
greifen auf § 17a Krankenhausfinanzierungsgesetz zurtck.

Eine Steigerung der Zahl der Auszubildenden, die zukiinftig eine Ausbildungsvergitung er-
halten, erhoht auch die Kosten der Ausbildung. Insgesamt fuhrt die starkere Berucksichti-
gung von Pflegeassistenzkraften in der Pflege und insbesondere die verstarkt mdgliche
Ubernahme von Aufgaben der medizinischen Behandlungspflege gerade in der hauslichen
Krankenpflege bei gleicher Personenzahl bereits nach wenigen Jahren zu deutlichen und
dauerhaften Kosteneinsparungen, da das Vergutungsniveau von Pflegeassistenzkraften
unter dem von dreijahrig ausgebildeten Pflegefachkraften liegt [alternativ: streichen].




D.1 Bund, Ladnder und Kommunen

Der Bund ist als Beihilfetrdger an den auf die zur Versorgung nach § 108 des Finften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugelassenen Krankenhauser entfallenden Kosten in sehr
geringem Umfang beteiligt.

Auf Grundlage des vorgesehenen Landesanteils am Ausbildungsfonds sind die Lander in
Hohe von 8,9446 Prozent an den Kosten beteiligt. Das sind Kosten in Hohe von rund 40,3
[alternativ: 40,3] Millionen Euro je Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 7,8 [alternativ: 7,8]
Millionen Euro je Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergitung.
Dem steht eine nicht exakt bezifferbare Kostenersparnis gegeniber, aufgrund des begrenz-
ten Kostenanteils bedingt durch die nun einheitlich geregelte Finanzierung.

Darlber hinaus sind die Lander und Gemeinden als Beihilfetrager an den zur Versorgung
nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhduser entfallenden Kosten in sehr geringem
Umfang beteiligt.

D.2 Gesetzliche Krankenversicherung

Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24 des
Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] entfallen 57,2380 Prozent des er-
mittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen
Krankenhauser; also etwa 258 [alternativ: 258] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Diese
Kosten werden zu rund 85 Prozent durch die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) refi-
nanziert (WIAD/prognos, Forschungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberu-
fegesetzes (2013), Ergebnisbericht, S. 44). Auf die GKV entfallen durch die kiinftige Kos-
tenverteilung Kosten in Héhe von rund 219,2 [alternativ: 219,2] Millionen Euro pro Ausbil-
dungsjahr. Davon entfallen rund 42,3 [alternativ: 42,3] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr
auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergitung.

D.3 Soziale Pflegeversicherung

Durch den zu leistenden Direktbetrag von 3,6 Prozent ist mit Kosten fur die soziale Pflege-
versicherung (SPV) in Héhe von rund 16,2 [alternativ: 16,2] Millionen Euro pro Ausbildungs-
jahr zu rechnen. Gemindert werden diese Kosten durch die zehnprozentige Erstattung
durch die private Pflege-Pflichtversicherung. Insoweit verbleiben bei der sozialen Pflege-
versicherung Belastungen in Héhe von rund 14,6 [alternativ: 14,6] Millionen Euro pro Aus-
bildungsjahr. Davon entfallen rund 2,8 [alternativ: 2,8] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr
auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergutung. Hinzu kommen die Kosten aus der
stationaren Eigenanteilsbegrenzung, die ein knappes Drittel der auf die Pflegebedurftigen
entfallenden Mehrkosten (rund 8 [aliernativ: 8] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr) Uber-
nimmt.

E. Erfullungsaufwand

Derzeit bestehen 27 verschiedene landesrechtliche Ausbildungen in der Pflegehilfe und
Pflegeassistenz. Durch die Einfihrung einer bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung
[alternativ: Pflegehilfeausbildung] und die Ablésung der landesrechtlichen Regelungen,
wird die Ausbildung und damit auch die Ausfiihrung der Rechtsgrundlage vereinheitlicht
und damit erheblich vereinfacht.

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Durch das Gesetz wird fir die Blrgerinnen und Burger (Auszubildenden) der Abschluss
eines Ausbildungsvertrags mit dem Trager der praktischen Ausbildung vorgeschrieben. Bei
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angenommenen 15.000 Auszubildenden, von denen etwa die Halfte derzeit bereits auf-
grund landesrechtlicher Regelungen einen Ausbildungsvertrag schlie3t, werden 7.500 neue
Ausbildungsvertrage pro Ausbildungsjahrgang geschlossen. Allerdings ist auch hier davon
auszugehen, dass zwischen den Auszubildenden und den Pflegeschulen oder etwaigen
Praktikumsbetrieben bereits fir die bestehenden landesrechtlichen Ausbildungen in der
Pflegehilfe und Pflegeassistenz in der Regel schriftliche Vereinbarungen abgeschlossen
wurden, so dass flir die Blrgerinnen und Blrger keine bezifferbaren Mehrkosten entstehen.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Verschiedene in diesem Gesetz vorgesehene Pflichten der Wirtschaft, wie beispielsweise
der Abschluss des Ausbildungsvertrages mit den Auszubildenden und die Zahlung der Aus-
bildungsvergitung durch den Trager der praktischen Ausbildung, waren bereits fir die be-
stehenden landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz vorgese-
hen und bewirken daher keinen zusatzlichen Erfillungsaufwand. Auch bezlglich der 7.500
neu abzuschliefenden Ausbildungsvertrage pro Ausbildungsjahrgang ist davon auszuge-
hen, dass zwischen den Auszubildenden und der Wirtschaft bereits flir die bestehenden
landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz in der Regel schrift-
liche Vereinbarungen abgeschlossen wurden, so dass fur die Wirtschaft keine bezifferbaren
Mehrkosten entstehen.

Im Gesetz teilweise neu vorgesehene Pflichten flr die Trager der praktischen Ausbildung
werden im Rahmen des bestehenden Finanzierungssystems Uber den Ausbildungsfonds
refinanziert und bewirken daher ebenfalls keinen zusatzlichen Erfillungsaufwand fur die
Wirtschaft.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Uber die bereits im Zusammenhang mit den landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflege-
hilfe und Pflegeassistenz entstandenen Biirokratiekosten aus Informationspflichten fiir die
Wirtschaft hinaus entsteht durch dieses Gesetz kein zusatzlicher Erflullungsaufwand.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand, da die bereits bestehen-
den und gewachsenen Strukturen des Finanzierungssystems flir die berufliche Pflegeaus-
bildung nach dem Pflegeberufegesetz genutzt werden kénnen.

Durch die Vereinheitlichung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbil-
dung] sowie deren Finanzierung durften sich erhebliche Einsparungen hinsichtlich des Er-
flllungsaufwands fir die Verwaltung ergeben.

F. Weitere Kosten

Von den auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhauser entfal-
lenden Kosten in Hohe von 57,2380 Prozent am Gesamtfinanzierungsbedarf werden rund
11 Prozent durch die private Krankenversicherung (PKV) refinanziert (WIAD/prognos, For-
schungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnis-
bericht, S. 44). Die PKV tragt daher kinftig Kosten in Hohe von etwa 28,4 [alternativ: 28,4]
Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 5,5 [alternativ: 5,5] Millionen Euro
pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergltung.
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Far die private Pflege-Pflichtversicherung ergeben sich durch ihre zehnprozentige Beteili-
gung an der Direktzahlung der Pflegeversicherung Mehrkosten von rund 1,6 [alternativ: 1,6]
Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 313.000 [alternativ: 313.000] Euro
pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergltung.

Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24 des
Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] entfallen 30,2174 Prozent des er-
mittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz
1 SGB Xl zugelassenen stationaren Pflegeeinrichtungen sowie auf die zur Versorgung nach
§ 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 SGB Xl und nach § 37 SGB V zugelassenen ambulanten
Pflegeeinrichtungen. Das entspricht Kosten in Héhe von etwa 136,2 [alternativ: 136,2] Mil-
lionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 26,3 [alternativ: 26,3] Millionen Euro
pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergutung. Die Kosten wer-
den Uberwiegend durch die Pflegebediirftigen in den ambulanten und stationaren Pflege-
einrichtungen Uber die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigenanteilbegrenzung im Be-
reich der stationaren Pflege entféllt davon ein knappes Drittel auf die soziale Pflegeversi-
cherung. Um Pflegebediirftige vor Uberforderung durch steigende Pflegekosten zu schiit-
zen, zahlt die Pflegeversicherung einen Leistungszuschlag zum pflegebedingten Eigenan-
teil der pflegebedirftigen Person, der mit der Dauer der vollstationaren Pflege steigt. Eben-
falls entfallt ein geringer und nicht genau bezifferbarer Anteil auf die Sozialhilfetrager.

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind wegen des geringen Umfangs
der finanziellen Auswirkungen im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fuir Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend und des Bundesministeriums fiir Ge-
sundheit

Entwurf eines Gesetzes uber die Einfihrung einer bundeseinheitlichen
Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung]

(Pflegeassistenzeinfiihrungsgesetz — PflAssEinfG [alternativ: Pflegehil-
feeinfuhrungsgesetz — PflHilfeEinfG])

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Inhaltstbersicht

Artikel 1 Gesetz Uber die bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung] (Pflegeassistenzgesetz — PflAssG [alternativ: Pflegehil-
fegesetz — PfIHIlfG])

Artikel 2 Anderung der Pflegeberufe- Ausbildungsfinanzierungsverordnung

Artikel 3 Anderung des Pflegeberufegesetzes

Artikel 4  Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverordnung

Artikel 5 Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Artikel 6 Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes

Artikel 7 Anderung des Berufsbildungsgesetzes

Artikel 8 Anderung des DRK-Gesetzes

Artikel 9 Anderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes

Artikel 10 Inkrafttreten

Artikel 1

Gesetz uiber die bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung
[alternativ: Pflegehilfeausbildung]

(Pflegeassistenzgesetz — PflAssG [alternativ: Pflegehilfegesetz —
PfIHilfG])

Inhaltstbersicht
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Allgemeiner Teil
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Voraussetzungen fir die Erteilung der Erlaubnis

Ricknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis

Teil 2

Abschnitt 1
Ausbildung
Ausbildungsziel
Dauer und Struktur der Ausbildung
Durchfiihrung der praktischen Ausbildung
Trager der praktischen Ausbildung
Mindestanforderungen an Pflegeschulen
Gesamtverantwortung der Pflegeschule
Voraussetzungen fur den Zugang zur Ausbildung
Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und Berufserfahrung

Anrechnung von Fehlzeiten

Pflegehilfe]

Modellvorhaben zur Weiterentwicklung des Pflegeassistenzberufs [alternativ: Pflegehilfeberufs]

Abschnitt 2

Ausbildungsverhaltnis
Ausbildungsvertrag
Pflichten der Auszubildenden
Pflichten des Tragers der praktischen Ausbildung
Ausbildungsvergiitung
Probezeit
Ende des Ausbildungsverhaltnisses
Kiindigung des Ausbildungsverhaltnisses
Beschaftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis
Nichtigkeit von Vereinbarungen

Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts
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Abschnitt 3

Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pfle-

§ 24

§ 25
§ 26
§27

§ 28

§29
§30
§ 31
§32
§33
§34
§35

§ 36

§37
§38
§39
§ 40
§ 41
§ 42

§ 43

gehilfeausbildung]

Finanzierung

Teil 3

Anerkennung auslandischer Berufsabschliisse

Abschnitt 1

AuBerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes erworbene

Berufsabschlisse

Gleichwertigkeit und Anerkennung von Ausbildungen
Eignungsprifung oder Anpassungslehrgang
Kenntnisprifung oder Anpassungslehrgang
Feststellungsbescheid
Abschnitt 2

Erbringen von Dienstleistungen
Dienstleistungserbringung
Meldung der Dienstleistungserbringung
Berechtigung zur Dienstleistungserbringung
Zur Dienstleistungserbringung berechtigende Berufsqualifikation
Uberpriifen der Berechtigung zur Dienstleistungserbringung
Rechte und Pflichten der dienstleistungserbringenden Person
Pflicht zur erneuten Meldung

Bescheinigung, die erforderlich ist zur Dienstleistungserbringung in einem anderen Mitgliedstaat, einem anderen
Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat

Abschnitt 3

Aufgaben und Zustadndigkeiten
Zustandige Behorden
Unterrichtungs- und Uberpriifungspflichten
Vorwarnmechanismus
Léschung einer Warnmitteilung
Unterrichtung Uber gefalschte Berufsqualifikationsnachweise
Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleistungserbringung

Weitere Aufgaben der jeweils zustandigen Behdrden
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Teil 4
Fachkommission, Beratung, Aufbau unterstiitzender Ange-
bote und Forschung
§ 44 Erarbeitung von Rahmenplanen; Vorbereitungskurs
§ 45 Beratung; Aufbau unterstiitzender Angebote und Forschung
Teil 5

Statistik und Verordnungsermidchtigungen; BuBRgeldvor-

schriften

Abschnitt 1

Statistik und Verordnungsermachtigung

§ 46 Statistik; Verordnungsermachtigung

§ 47 Ausbildungs- und Prifungsverordnung, Finanzierung; Verordnungsermachtigungen

Abschnitt 2

BuRgeldvorschriften
§48 BuRgeldvorschriften

Teil 6

Anwendungs- und Ubergangsvorschriften

§ 49 Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes

§ 50 Fortgeltung der Berufsbezeichnung

§ 51 Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen; Bestandsschutz
§ 52 Ubergangsvorschriften fiir landesrechtliche Ausbildungen

§ 53 Evaluierung

Teil 1

Allgemeiner Teil

§1
Fiihren der Berufsbezeichnung

Wer die Berufsbezeichnung ,Pflegefachassistentin®, ,Pflegefachassistent” oder ,Pfle-
gefachassistenzperson® [alternativ: ,Pflegehelferin®, ,Pflegehelfer” oder ,Pflegehilfeper-
son’] fuhren will, bedarf der Erlaubnis.
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§2
Voraussetzungen fiir die Erteilung der Erlaubnis

Die Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbezeichnung ist auf Antrag zu erteilen, wenn die
antragstellende Person

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbildung absolviert und die staatliche Ab-
schlussprifung bestanden hat,

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlassigkeit
zur Auslibung des Berufs ergibt,

3. nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausliibung des Berufs ungeeignet ist und

4. Uber die fir die Auslibung des Berufs erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache
verfugt.

§3
Riicknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis ist zuriickzunehmen, wenn bei Erteilung der Erlaubnis entweder die
Voraussetzung nach § 2 Nummer 1 oder die Voraussetzung nach § 2 Nummer 2 nicht vor-
gelegen hat oder die Ausbildung nach § 25 nicht abgeschlossen war. Die Erlaubnis kann
zuriickgenommen werden, wenn bei Erteilung der Erlaubnis entweder die Voraussetzung
nach § 2 Nummer 3 oder die Voraussetzung nach § 2 Nummer 4 nicht vorgelegen hat.

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachtraglich bekannt wird, dass die Voraus-
setzung nach § 2 Nummer 2 nicht erflillt ist. Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn
nachtraglich die Voraussetzung nach § 2 Nummer 3 weggefallen ist.

(3) Das Ruhen der Erlaubnis kann angeordnet werden, wenn gegen die betreffende
Person wegen des Verdachts einer Straftat, aus der sich die Unzuverlassigkeit zur Aus-
Ubung des Pflegeberufs ergeben wirde, ein Strafverfahren eingeleitet wurde. Die Anord-
nung ist aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.
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Teil 2

Ausbildung in der Pflegeassistenz [alternativ:
Pflegehilfe]

Abschnitt 1

Ausbildung

§4
Ausbildungsziel

(1) Die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] vermittelt die un-
ter Beachtung der Pflegeprozessverantwortung von Pflegefachpersonen in akut und dau-
erhaft stationaren sowie ambulanten Pflegesituationen erforderlichen Kompetenzen zur
selbstandigen Durchflihrung von PflegemalRnahmen in nicht komplexen Pflegesituationen
sowie flur die Mitwirkung an Pflegemalnahmen in komplexen Pflegesituationen fir Men-
schen aller Altersstufen [alternativ streichen]. Die zu erwerbenden Kompetenzen umfassen
fachliche und personale Kompetenzen einschlieRlich der zugrunde liegenden methodi-
schen, sozialen, diversitatssensiblen, kommunikativen und digitalen Kompetenzen und der
zugrunde liegenden Lernkompetenzen sowie der Fahigkeit zum Wissenstransfer und zur
Selbstreflexion. Lebenslanges Lernen wird dabei als ein Prozess der eigenen beruflichen
Biographie verstanden und die fortlaufende personliche und fachliche Weiterentwicklung
als notwendig anerkannt.

(2) Pflege im Sinne des Absatzes 1 umfasst praventive, kurative, rehabilitative, pallia-
tive und sozialpflegerische Malknahmen zur Erhaltung, Férderung, Wiedererlangung oder
Verbesserung der physischen und psychischen Situation der zu pflegenden Menschen, ihre
Beratung sowie ihre Begleitung in allen Lebensphasen und die Begleitung Sterbender. Sie
erfolgt entsprechend dem allgemein anerkannten Stand pflegewissenschaftlicher, medizi-
nischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse auf Grundlage einer professi-
onellen Ethik. Sie berlicksichtigt die konkrete Lebenssituation, den sozialen, kulturellen und
religidsen Hintergrund, die sexuelle Orientierung sowie die Lebensphase der zu pflegenden
Menschen. Sie unterstutzt die Selbststéandigkeit der zu pflegenden Menschen und achtet
deren Recht auf Selbstbestimmung.

(3) Die Ausbildung soll insbesondere dazu befahigen:

1. die folgenden Aufgaben unter Beachtung der Pflegeprozessverantwortung einer Pfle-
gefachperson nach dem Pflegeberufegesetz in nicht komplexen Pflegesituationen
selbststandig durchzufihren und in komplexen Pflegesituationen an ihrer Durchfiih-
rung mitzuwirken:

a) Unterstltzung bei der Erhebung und Feststellung des individuellen Pflegebedarfs
und der Planung der Pflege, [alternativ streichen]

b) Durchfiihrung von kérpernahen Pflegemalinahmen,

c) Dokumentation und gezielte mindliche Informationsweitergabe durchgefuhrter
Pflegemalnahmen und selbst erhobener pflegebezogener Daten,
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d) Beteiligung an der Evaluation des Pflegeprozesses durch eine aussagekraftige
Dokumentation und weitere praxisorientierte Instrumente, [alternativ streichen]

e) Bericksichtigung qualitatssichernder Durchfihrungsstandards im eigenen Hand-
lungsbereich (Verantwortungs- und Aufgabenbereich),

f)  Durchflihrung praventiver und gesundheitsférdernder Malnahmen (zum Beispiel
Prophylaxen),

g) Durchfihrung von MaRnahmen zur Erhaltung und Starkung der eigenstandigen
Lebensflhrung und Alltagskompetenz mit zu pflegenden Menschen,

h) Durchfiihrung rehabilitativer Pflegemalinahmen, [alternativ streichen]

i)  Unterstlitzung von zu pflegenden Menschen bei der Lebensgestaltung und Ermég-
lichung von Teilhabe sowie Autonomie,

j) Begleitung von Menschen in palliativen Pflegesituationen und in der letzten Le-
bensphase,

k) Einleitung lebenserhaltender SofortmalRnahmen bis zum Eintreffen der Arztin oder
des Arztes und Durchfiihrung von MalRnahmen in Krisen- und Katastrophensitua-
tionen,

2. arztlich angeordnete, zur Ubertrggung geeignete [alternativ: einfache medizinisch-di-
agnostische] MaRnahmen nach Ubertragung durch die Arztin oder den Arzt oder Wei-
teribertragung durch die Pflegefachperson eigenstandig durchzufihren,

3. intra- und interprofessionell [alternativ: intraprofessionell] zu kommunizieren und effek-
tiv im Pflegeteam und mit anderen Berufsgruppen [alternativ streichen] zusammenzu-
arbeiten.

(4) Wahrend der Ausbildung zur Pflegefachassistentin, zum Pflegefachassistenten o-
der zur Pflegefachassistenzperson [alternativ: zur Pflegehelferin, zum Pflegehelfer oder zur
Pflegehilfeperson] werden ein professionelles, ethisch fundiertes Pflegeverstandnis und ein
berufliches Selbstverstandnis entwickelt und gestarkt.

§5
Dauer und Struktur der Ausbildung

(1) Die Ausbildung zur Pflegefachassistentin, zum Pflegefachassistenten oder zur
Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehelferin, Pflegehelfer oder Pflegehilfeperson]
dauert unabhangig vom Zeitpunkt der staatlichen Abschlussprifung in Vollzeitform 18 [al-
ternativ: 12] Monate, in Teilzeitform héchstens 36 [alternativ: 24] Monate. Sie besteht aus
theoretischem und praktischem Unterricht und einer praktischen Ausbildung; der Anteil der
praktischen Ausbildung Uberwiegt.

(2) Der theoretische und praktische Unterricht wird an staatlichen, staatlich genehmig-
ten oder staatlich anerkannten Pflegeschulen nach § 8 auf der Grundlage eines von der
Pflegeschule zu erstellenden schulinternen Curriculums erteilt. Das schulinterne Curriculum
wird auf der Grundlage der Empfehlungen des Rahmenlehrplans nach § 44 und der Vorga-
ben der Ausbildungs- und Prifungsverordnung nach § 47 Absatz 1 und 2 erstellt. Die Lan-
der kdénnen unter Beachtung der Vorgaben der Ausbildungs- und Prifungsverordnung ei-
nen verbindlichen Lehrplan als Grundlage flr die Erstellung der schulinternen Curricula der
Pflegeschulen erlassen.
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(3) Die praktische Ausbildung wird in den Einrichtungen nach § 6 auf der Grundlage
eines vom Trager der praktischen Ausbildung zu erstellenden Ausbildungsplans durchge-
fuhrt. Sie gliedert sich in drei Pflichteinsatze und Stunden zur freien Verfugung [alternativ
streichen]. Wesentlicher Bestandteil der praktischen Ausbildung ist die von den Einrichtun-
gen zu gewahrleistende Praxisanleitung im Umfang von mindestens 10 Prozent der wah-
rend eines Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit. Die Pflegeschule unter-
stutzt die praktische Ausbildung durch die von ihr in angemessenem Umfang zu gewahr-
leistende Praxisbegleitung. Auf der Grundlage einer Genehmigung der zustandigen Be-
horde kann ein geringer Anteil eines jeden Einsatzes der praktischen Ausbildung durch
praktische Lerneinheiten an der Pflegeschule ersetzt werden.

(4) Die Pflegeschule, der Trager der praktischen Ausbildung und die weiteren an der
praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen wirken bei der Ausbildung auf der Grund-
lage entsprechender Kooperationsvertrage zusammen.

§6
Durchfiihrung der praktischen Ausbildung

(1) Die Pflichteinsatze in der allgemeinen Akutpflege in stationaren Einrichtungen, der
allgemeinen Langzeitpflege in stationaren Einrichtungen und der allgemeinen ambulanten
Akut- und Langzeitpflege werden in folgenden Einrichtungen durchgefihrt:

1. zur Versorgung nach § 108 des Funften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen Kran-
kenhausern,

2. zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz 1 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch zugelassenen stationaren Pflegeeinrichtungen,

3. zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch und § 37 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen ambulanten
Pflegeeinrichtungen.

(2) Ein Einsatz, der kein Pflichteinsatz ist, kann auch in anderen, zur Vermittlung der
Ausbildungsinhalte geeigneten Einrichtungen durchgefuhrt werden. Insgesamt soll der
uberwiegende Teil der praktischen Ausbildung beim Trager der praktischen Ausbildung
stattfinden. [alternativ streichen]. Das Nahere regelt die Ausbildungs- und Prifungsverord-
nung nach § 47 Absatz 1.

(3) Die Geeignetheit von Einrichtungen nach den Absatzen 1 und 2 [alternativ_strei-
chen] zur Durchfihrung von Teilen der praktischen Ausbildung bestimmt sich nach den
jeweiligen landesrechtlichen Regelungen, wobei ein angemessenes Verhaltnis von Auszu-
bildenden zu Pflegefachkraften und Pflegefachassistenzkraften [alternativ: Pflegehilfskraf-
ten] gewahrleistet sein muss. Die zustandige Landesbehdrde kann im Falle von Rechtsver-
stéRen einer Einrichtung die Durchfihrung der Ausbildung untersagen.

(4) Die Lander koénnen durch Landesrecht bestimmen, dass eine Ombudsstelle zur
Beilegung von Streitigkeiten zwischen der auszubildenden Person und dem Trager der
praktischen Ausbildung eingerichtet wird. Die Ombudsstelle kann bei der zustandigen Stelle
entsprechend § 26 Absatz 4 Pflegeberufegesetz eingerichtet werden.
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§7
Trager der praktischen Ausbildung

(1) Der Trager der praktischen Ausbildung tragt die Verantwortung flr die Durchfiih-
rung der praktischen Ausbildung einschlielich ihrer Organisation. Er schlie3t mit der aus-
zubildenden Person einen Ausbildungsvertrag.

(2) Trager der praktischen Ausbildung kénnen ausschliellich Einrichtungen nach
§ 6 Absatz 1 sein,

1. die eine Pflegeschule selbst betreiben oder

2. die mit mindestens einer Pflegeschule einen Vertrag tber die Durchflihrung des theo-
retischen und praktischen Unterrichts geschlossen haben.

(3) Der Trager der praktischen Ausbildung hat tber Vereinbarungen mit den weiteren
an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen zu gewahrleisten, dass

1. die vorgeschriebenen Einsatze der praktischen Ausbildung in den weiteren an der prak-
tischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen durchgefihrt werden kénnen und

2. die Ausbildung auf der Grundlage eines Ausbildungsplans zeitlich und sachlich geglie-
dert so durchgefiihrt werden kann, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Zeit
erreicht werden kann.

(4) Die Aufgaben des Tragers der praktischen Ausbildung nach Absatz 3 kdnnen von
einer Pflegeschule wahrgenommen werden, wenn Trageridentitat besteht oder soweit der
Trager der praktischen Ausbildung die Wahrnehmung der Aufgaben durch Vereinbarung
auf die Pflegeschule Ubertragen hat. Die Pflegeschule kann in diesem Rahmen auch zum
Abschluss des Ausbildungsvertrages fir den Trager der praktischen Ausbildung bevoll-
machtigt werden.

(5) Auszubildende sind flr die gesamte Dauer der Ausbildung Arbeithehmer im Sinne
von § 5 des Betriebsverfassungsgesetzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungsge-
setzes des Tragers der praktischen Ausbildung. Trager der praktischen Ausbildung bleibt
auch in den Fallen des Absatzes 4 die Einrichtung nach den Absatzen 1 und 2.

§8
Mindestanforderungen an Pflegeschulen
(1) Pflegeschulen miissen folgende Mindestanforderungen erfiillen:

1. hauptberufliche Leitung der Schule durch eine padagogisch qualifizierte Person mit ei-
ner abgeschlossenen Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichbarem Niveau,

2. Nachweis einer im Verhaltnis zur Zahl der Ausbildungsplatze angemessenen Zahl
fachlich und padagogisch qualifizierter Lehrkrafte mit entsprechender, insbesondere
pflegepadagogischer, abgeschlossener Hochschulausbildung auf Master- oder ver-
gleichbarem Niveau fur die Durchfiihrung des theoretischen Unterrichts sowie mit ent-
sprechender, insbesondere pflegepadagogischer, abgeschlossener Hochschulausbil-
dung fir die Durchfihrung des praktischen Unterrichts,
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3. Vorhandensein der fur die Ausbildung erforderlichen Rdume und Einrichtungen sowie
ausreichender Lehr- und Lernmittel, die den Auszubildenden kostenlos zur Verfugung
zu stellen sind.

(2) Das Verhaltnis nach Absatz 1 Nummer 2 soll fir die hauptberuflichen Lehrkrafte
mindestens einer Vollzeitstelle auf 20 Ausbildungsplatze entsprechen. Eine geringere An-
zahl von hauptberuflichen Lehrkraften ist nur voribergehend zulassig.

(3) Die Lander kdnnen durch Landesrecht das Nahere zu den Mindestanforderungen
nach den Absatzen 1 und 2 bestimmen und weitere, auch darlber hinausgehende Anfor-
derungen festlegen. Sie konnen fir die Lehrkrafte fir die Durchfliihrung des theoretischen
Unterrichts nach Absatz 1 Nummer 2 befristet bis zum 31. Dezember 2035 regeln, inwie-
weit die erforderliche Hochschulausbildung nicht oder nur fiir einen Teil der Lehrkrafte auf
Master oder vergleichbarem Niveau vorliegen muss.

§9
Gesamtverantwortung der Pflegeschule

(1) Die Pflegeschule tragt die Gesamtverantwortung fir die Koordination des Unter-
richts mit der praktischen Ausbildung. Sie pruft, ob der Ausbildungsplan fur die praktische
Ausbildung den Anforderungen des schulinternen Curriculums entspricht. Ist dies nicht der
Fall, ist der Trager der praktischen Ausbildung zur Anpassung des Ausbildungsplans ver-
pflichtet.

(2) Die Pflegeschule Uberprift anhand des von den Auszubildenden schriftlich oder
elektronisch zu flihrenden Ausbildungsnachweises, ob die praktische Ausbildung geman
dem Ausbildungsplan durchgefuihrt wird. Die an der praktischen Ausbildung beteiligten Ein-
richtungen unterstitzen die Pflegeschule bei der Durchflihrung der von dieser zu leistenden
Praxisbegleitung.

§10
Voraussetzungen fiir den Zugang zur Ausbildung

(1) Voraussetzung flir den Zugang zu der Ausbildung zur Pflegefachassistentin, zum
Pflegefachassistent oder zur Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehelferin, zum
Pflegehelfer oder zur Pflegehilfeperson] ist der Hauptschulabschluss oder ein anderer
gleichwertiger Schulabschluss.

(2) Abweichend von Absatz 1 wird der Zugang zur Ausbildung gewahrt, wenn eine
positive und sachlich begriindete Prognose der Pflegeschule vorliegt, dass die Ausbildung
von der auszubildenden Person erfolgreich absolviert und die staatliche Abschlussprifung
bestanden werden kann. [alternativ streichen]

(3) § 2 Nummer 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung.

§ 11
Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und Berufserfahrung

(1) Die zustandige Behoérde kann auf Antrag die Dauer einer Ausbildung nach
§ 5 Absatz 1 Satz 1 um bis zu ein Drittel [alternativ: Viertel] verklirzen, wenn
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eine andere erfolgreich abgeschlossene Ausbildung oder erfolgreich abgeschlossene
Teile einer Ausbildung vorliegen im Umfang ihrer Gleichwertigkeit,

eine mindestens 24 Monate dauernde praktische Vollzeittatigkeit in der Pflege in einer
oder mehreren Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 oder eine mindestens 48 Monate dau-
ernde praktische Teilzeittatigkeit im Umfang von mindestens 50 Prozent der regelma-
Rigen Vollzeittatigkeit in einer oder mehreren Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 und der
Nachweis vorliegt, dass das Ende der Vollzeit- oder der Teilzeittatigkeit bei Antragstel-
lung nicht langer als 36 Monate zuruckliegt, oder

anderweitig erworbene Kompetenzen in entsprechendem Umfang vorliegen, die in ei-
nem Kompetenzfeststellungsverfahren festgestellt worden sind; das Nahere zum Kom-
petenzfeststellungsverfahren regeln die Lander.

Das Erreichen des Ausbildungsziels nach § 4 darf durch die Anrechnung nicht gefahrdet
werden.

(2) Die zustandige Behorde kann auf Antrag, bei Vorliegen einer sachlich begriindeten

positiven Prognose der Pflegeschule hinsichtlich des erfolgreichen Abschlusses der Pfle-
geassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] mit Bestehen der staatlichen Ab-
schlussprifung, die Dauer der praktischen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] durch Anrechnung um den vollen Umfang und die Dauer des theoretischen
und praktischen Unterrichts auf 320 Stunden verkirzen (Vorbereitungskurs), wenn

1.

eine Ausbildung nach Pflegeberufegesetz erst nach dem Ende des zweiten Ausbil-
dungsjahres abgebrochen wurde und der Nachweis vorliegt, dass die Ausbildung bei
Antragstellung nicht langer als 36 Monate zurtckliegt, oder

eine mindestens 60 Monate dauernde praktische Vollzeittatigkeit in der Pflege in einer
oder mehreren Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 oder eine mindestens 90 Monate dau-
ernde praktische Teilzeittatigkeit in der Pflege im Umfang von mindestens 50 Prozent
der regelmafigen Vollzeittatigkeit in einer oder mehreren Einrichtungen nach § 6 Ab-
satz 1 und der Nachweis vorliegt, dass das Ende der Vollzeit- oder der Teilzeittatigkeit
bei Antragstellung nicht Ianger als 36 Monate zurickliegt.

Auf den Vorbereitungskurs nach Satz 1 finden die den Trager der praktischen Ausbildung,
den Ausbildungsvertrag und die Ausbildungsvergitung betreffenden Vorschriften keine An-
wendung.

§12
Anrechnung von Fehlzeiten
(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden angerechnet:
Urlaub, einschlieBlich Bildungsurlaub oder Ferien,

Fehlzeiten wegen Krankheit oder aus anderen, von der auszubildenden Person nicht
zu vertretenden Grunden

a) bis zu 10 Prozent der Stunden des theoretischen und praktischen Unterrichts so-
wie

b) bis zu 10 Prozent der Stunden der praktischen Ausbildung

nach Mallgabe der Ausbildungs- und Prifungsverordnung,
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3. Fehlzeiten aufgrund mutterschutzrechtlicher Beschaftigungsverbote bei Auszubilden-
den, die einschlielRlich der Fehlzeiten nach Nummer 2 eine Gesamtdauer von 14 Wo-
chen nicht Gberschreiten.

(2) Auf Antrag kann die zustandige Behorde auch tber Absatz 1 hinausgehende Fehl-
zeiten berlcksichtigen, wenn eine besondere Harte vorliegt und das Erreichen des Ausbil-
dungsziels durch die Anrechnung nicht gefahrdet wird. Ist eine Anrechnung der Fehlzeiten
nicht mdglich, kann die Ausbildungsdauer entsprechend verlangert werden.

(3) Freistellungsanspriche nach dem Betriebsverfassungsgesetz, dem Bundesperso-
nalvertretungsgesetz oder den Landespersonalvertretungsgesetzen bleiben unberthrt.

§13

Modellvorhaben zur Weiterentwicklung des Pflegeassistenzberufs [alternativ: Pfle-
gehilfeberufs]

(1) Zur zeitlich befristeten Erprobung von Konzepten zur Durchfiihrung der schuli-
schen und praktischen Ausbildung kénnen die Lander im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium fur Ge-
sundheit Abweichungen von den §§ 5, 6 und 9 und den Vorschriften der Ausbildungs- und
Prifungsverordnung nach § 47 Absatz 1, die sich nicht auf Inhalte oder Priifungsvorgaben
beziehen, zulassen, sofern das Erreichen der Ausbildungsziele nach § 4 nicht gefahrdet
wird. Dabei kdnnen Teile des theoretischen Unterrichts nach § 5 Absatz 2 als Fernunterricht
erteilt werden.

(2) Die Zulassung als Modellvorhaben setzt voraus, dass
1. das Erprobungsziel beschrieben wird und erkennen lasst, welche qualitativen Verbes-
serungen flur die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] unter

Beachtung der berufsfeldspezifischen Anforderungen erwartet werden,

2. eine sachgerecht begleitende und abschlielende wissenschaftliche Evaluierung des
Modellvorhabens gewahrleistet ist und

3. die Laufzeit des Modellvorhabens fuinf Jahre nicht Gberschreitet und eine Verlangerung
um hdchstens zwei Jahre anhand der Evaluierungsergebnisse zu begriinden ist.

Abschnitt 2

Ausbildungsverhaltnis

§ 14
Ausbildungsvertrag
(1) Zwischen dem Trager der praktischen Ausbildung und der auszubildenden Person
ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag nach Mafligabe der Vorschriften dieses Abschnitts

zu schlieRen.

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgendes enthalten:
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1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes ausgebil-
det wird,

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung,

3. Angaben Uber die der Ausbildung zugrunde liegende Ausbildungs- und Prifungsver-
ordnung,

4. eine Darstellung der inhaltlichen und zeitlichen Gliederung der praktischen Ausbildung
(Ausbildungsplan),

5. die Verpflichtung der auszubildenden Person zum Besuch der Ausbildungsveranstal-
tungen der Pflegeschule,

6. die Dauer der regelmaRigen taglichen oder wochentlichen praktischen Ausbildungs-
zeit,

7. die Dauer der Probezeit,

8. Angaben Uber Zahlung und Hoéhe der Ausbildungsvergltung einschlieRlich des Um-
fangs etwaiger Sachbeziige nach § 17 Absatz 2,

9. die Dauer des Urlaubs,

10. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekundigt werden kann,
einschliel3lich eines Hinweises auf die Moéglichkeit der Vertragsverlangerung nach
§ 19 Absatz 2,

11. einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die dem Ausbildungsvertrag gege-
benenfalls zugrunde liegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder Dienstverein-
barungen sowie auf die Rechte als Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungsgesetzes des Tragers der
praktischen Ausbildung und

12. die Form des Ausbildungsnachweises nach § 15 Satz 2 Nummer 3.

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer vertretungsberechtigten Person des Tragers
der praktischen Ausbildung und der auszubildenden Person, bei Minderjahrigen auch von
deren gesetzlichen Vertretern, zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des unterzeichneten
Ausbildungsvertrages ist der auszubildenden Person und deren gesetzlichen Vertretern
auszuhandigen.

(4) Aufden Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die fir Arbeitsvertrdge geltenden Rechtsvor-
schriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden.

(5) Anderungen des Ausbildungsvertrages bedirfen der Schriftform. Die
Absatze 2 bis 4 gelten entsprechend.

(6) Der Ausbildungsvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit im Falle des
§ 7 Absatz 2 Nummer 2 der schriftlichen Zustimmung der Pflegeschule. Liegt die Zustim-
mung bei Vertragsschluss nicht vor, ist sie unverzliglich durch den Trager der praktischen
Ausbildung einzuholen. Hierauf ist die auszubildende Person und sind bei minderjahrigen
Auszubildenden auch deren gesetzliche Vertreter hinzuweisen.
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§15
Pflichten der Auszubildenden

Die auszubildende Person hat sich zu bemihen, die in § 4 genannten Kompetenzen

zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie oder er ist
insbesondere verpflichtet,

1.

2.

an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule teilzunehmen,

die ihr oder ihm im Rahmen der Ausbildung Ubertragenen Aufgaben sorgfaltig auszu-
fihren,

einen schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis zu fihren,
die flr Beschaftigte in den Einrichtungen nach § 6 geltenden Bestimmungen Uber die
Schweigepflicht einzuhalten und Uber Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren

und

die Rechte der zu pflegenden Menschen zu achten.

§ 16
Pflichten des Tragers der praktischen Ausbildung
(1) Der Trager der praktischen Ausbildung ist verpflichtet,

die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form auf der Grundlage des
Ausbildungsplans zeitlich und sachlich gegliedert so durchzufiihren, dass das Ausbil-
dungsziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann,

zu gewabhrleisten, dass die nach § 14 Absatz 2 Nummer 4 vereinbarten Einsatze der
praktischen Ausbildung durchgeflihrt werden kénnen,

sicherzustellen, dass die nach § 5 Absatz 3 Satz 3 zu gewahrleistende Praxisanleitung
der auszubildenden Person im Umfang von mindestens 10 Prozent der wahrend eines
Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit stattfindet,

der auszubildenden Person kostenlos die Ausbildungsmittel einschlieRlich der Fachbi-
cher, Instrumente und Apparate zur Verfligung zu stellen, die zur praktischen Ausbil-
dung und zum Ablegen der staatlichen Abschlussprifung erforderlich sind, und

die auszubildende Person flir die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen der Pfle-
geschule und fir die Teilnahme an Prufungen freizustellen und bei der Gestaltung der
Ausbildung auf die erforderlichen Lern- und Vorbereitungszeiten Riicksicht zu nehmen.

(2) Der auszubildenden Person dirfen nur Aufgaben Ubertragen werden, die dem

Ausbildungszweck und dem Ausbildungsstand entsprechen; die Ubertragenen Aufgaben
mussen den physischen und psychischen Kraften der Auszubildenden angemessen sein.
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§17

Ausbildungsvergiitung

(1) Der Trager der praktischen Ausbildung hat der auszubildenden Person fir die ge-
samte Dauer der Ausbildung eine angemessene Ausbildungsvergitung zu zahlen. Die aus-
zubildende Person steht den zur Berufsausbildung Beschéaftigten im Sinne sozialversiche-
rungsrechtlicher Bestimmungen gleich.

(2) Sachbeziige kénnen in der Hohe der Werte, die durch Rechtsverordnung nach
§ 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bestimmt sind, an-
gerechnet werden; sie durfen jedoch 75 Prozent der Bruttovergitung nicht Gberschreiten.
Kann die auszubildende Person aus berechtigtem Grund Sachbeziige nicht abnehmen, so
sind diese nach den Sachbezugswerten abzugelten. Eine Anrechnung von Sachbezligen
ist nur zulassig, soweit dies im Ausbildungsvertrag vereinbart worden ist.

(3) Eine Uber die vereinbarte regelmafige tagliche oder wochentliche Ausbildungszeit

hinausgehende Beschaftigung ist nur ausnahmsweise zulassig und besonders zu vergiten
oder in Freizeit auszugleichen.

§18
Probezeit

Das Ausbildungsverhaltnis beginnt mit der Probezeit. Die Probezeit betragt drei Mo-
nate, sofern sich aus tarifvertraglichen Regelungen keine andere Dauer ergibt.

§19
Ende des Ausbildungsverhaltnisses

(1) Das Ausbildungsverhaltnis endet unabhangig vom Zeitpunkt der staatlichen Ab-
schlussprifung mit Ablauf der Ausbildungszeit.

(2) Besteht die auszubildende Person die staatliche Prifung nicht oder kann sie oder
er ohne eigenes Verschulden die staatliche Prifung nicht vor Ablauf der Ausbildung able-
gen, so verlangert sich das Ausbildungsverhaltnis auf schriftliches Verlangen gegeniber

dem Trager der praktischen Ausbildung bis zur nachstmdoglichen Wiederholungsprifung,
hdchstens jedoch um sechs Monate.

§ 20
Kiindigung des Ausbildungsverhéltnisses

(1) Wahrend der Probezeit kann das Ausbildungsverhaltnis von jedem Vertrags-
partner jederzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist gekundigt werden.

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhaltnis nur gekiindigt werden

1. von jedem Vertragspartner ohne Einhalten einer Kiindigungsfrist bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes,

2. von der auszubildenden Person mit einer Kiindigungsfrist von vier Wochen.
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(3) Die Kindigung muss schriftlich erfolgen. Bei einer Kindigung durch den Trager
der praktischen Ausbildung ist das Benehmen mit der Pflegeschule herzustellen. In den
Fallen des Absatzes 2 Nummer 1 sind die Kiindigungsgriinde anzugeben.
(4) Eine Kindigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde
liegenden Tatsachen der kiindigungsberechtigten Person langer als 14 Tage bekannt sind.

Ist ein vorgesehenes Guteverfahren vor einer aul3ergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird
bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt.

§ 21
Beschiftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis
Wird die auszubildende Person im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis beschaf-

tigt, ohne dass hierliber ausdriicklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhalt-
nis auf unbestimmte Zeit als begriindet.

§ 22
Nichtigkeit von Vereinbarungen

(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der auszubildenden Person von den ubrigen
Vorschriften dieses Abschnitts abweicht, ist nichtig.

(2) Eine Vereinbarung, durch die die auszubildende Person fiir die Zeit nach Beendi-
gung des Ausbildungsverhaltnisses in der Ausiibung ihrer oder seiner beruflichen Tatigkeit
beschrankt wird, ist nichtig. Dies gilt nicht, wenn die auszubildende Person innerhalb der
letzten drei Monate des Ausbildungsverhaltnisses fir die Zeit nach dessen Beendigung ein
Arbeitsverhaltnis eingeht.

(3) Nichtig ist auch eine Vereinbarung uber
1. die Verpflichtung der auszubildenden Person, flr die praktische Ausbildung eine Ent-

schadigung oder flr die Teilnahme am theoretischen und praktischen Unterricht an der

Pflegeschule eine Vergutung oder ein Schulgeld zu zahlen,

2. Vertragsstrafen,
3. den Ausschluss oder die Beschrankung von Schadensersatzanspriichen und

4. die Festsetzung der Hohe eines Schadensersatzes in Pauschalbetragen.

§23
Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts

Die §§ 14 bis 22 finden keine Anwendung auf Auszubildende, die Diakonissen, Diako-
nieschwestern oder Mitglieder geistlicher Gemeinschaften sind.
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Abschnitt 3

Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alterna-
tiv: Pflegehilfeausbildung]

§24
Finanzierung
Mit dem Ziel,
1. bundesweit eine wohnortnahe qualitatsgesicherte Ausbildung sicherzustellen,
2. eine ausreichende Zahl qualifizierter Pflegefachassistentinnen, Pflegefachassistenten
und Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehelferinnen, Pflegehelfer und Pfle-

gehilfepersonen] auszubilden,

3. Nachteile im Wettbewerb zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Einrichtun-
gen zu vermeiden,

4. die Ausbildung in kleineren und mittleren Einrichtungen zu starken und

5. wirtschaftliche Ausbildungsstrukturen zu gewabhrleisten,

werden die Kosten der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] durch
Ausgleichsfonds in entsprechender Anwendung von § 26 Absatz 2 bis 7, § 27 Absatz 1 so-

wie der §§ 28 bis 36 Pflegeberufegesetz finanziert. An die Stelle der Mehrkosten der Aus-
bildungsvergutung treten die Kosten der Ausbildungsvergutung.

Teil 3

Anerkennung auslandischer Berufsabschlisse

Abschnitt 1

AuBerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes erwor-
bene Berufsabschliisse

§ 25
Gleichwertigkeit und Anerkennung von Ausbildungen

(1) Eine auBerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erworbene abgeschlos-
sene Ausbildung erflllt die Voraussetzungen des § 2 Nummer 1, wenn die Gleichwertigkeit
des Ausbildungsstandes gegeben ist.

(2) Der Ausbildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die Ausbildung der
antragstellenden Person in dem Beruf, fur den die Anerkennung beantragt wird, keine we-
sentlichen Unterschiede gegeniber der in diesem Gesetz und in der Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnung fir diesen Beruf geregelten Ausbildung aufweist. Wesentliche Unter-
schiede im Sinne des Satzes 1 liegen vor, wenn
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1. die Ausbildung der antragstellenden Person hinsichtlich der beruflichen Tatigkeit The-
menbereiche oder Bereiche der praktischen Ausbildung umfasst, die sich wesentlich
von denen unterscheiden, die nach diesem Gesetz und der Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnung flr den Pflegeassistenzberuf [alternativ: Pflegehilfeberuf] vorge-
schrieben sind, oder

2. der Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachas-
sistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeper-
son], eine oder mehrere reglementierte Tatigkeiten umfasst, die im Herkunftsstaat der
antragstellenden Person nicht Bestandteil des Berufs sind, der dem der Pflegefachas-
sistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ:
der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] entspricht, und wenn
sich die Ausbildung fir die jeweiligen Tatigkeiten auf Themenbereiche oder Bereiche
der praktischen Ausbildung nach diesem Gesetz und der Ausbildungs- und Prifungs-
verordnung beziehen, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die von der Aus-
bildung der antragstellenden Person abgedeckt sind, und

die antragstellende Person diese Unterschiede nicht durch Kenntnisse und Fahigkeiten
ausgleichen kann, die sie im Rahmen ihrer tatsachlichen und rechtmafigen Ausibung des
Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenz-
person [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] in Voll-
oder Teilzeit oder durch lebenslanges Lernen erworben hat, sofern die durch lebenslanges
Lernen erworbenen Kenntnisse und Fahigkeiten von einer dafiir in dem jeweiligen Staat
zustandigen Stelle formell als gliltig anerkannt wurden; dabei ist nicht entscheidend, in wel-
chem Staat diese Kenntnisse und Fahigkeiten erworben worden sind. Themenbereiche o-
der Bereiche der praktischen Ausbildung unterscheiden sich wesentlich, wenn die nachge-
wiesene Ausbildung der antragstellenden Person wesentliche inhaltliche Abweichungen
hinsichtlich der Kenntnisse und Fahigkeiten aufweist, die eine wesentliche Voraussetzung
fur die Auslibung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der
Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pfle-
gehilfeperson] in Deutschland sind; Satz 2 letzter Teilsatz gilt entsprechend.

(3) Istdie Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nach Absatz 2 nicht gegeben oder
kann sie nur mit unangemessenem zeitlichen oder sachlichen Aufwand festgestellt werden,
weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Grinden, die nicht in der antragstel-
lenden Person liegen, von dieser nicht vorgelegt werden konnen, ist ein gleichwertiger
Kenntnisstand nachzuweisen. Dieser Nachweis wird durch eine Anpassungsmafllinahme
nach § 26 oder § 27 erbracht. Die zustéandige Behdrde soll bei der Prifung der Gleichwer-
tigkeit des Ausbildungsstandes vorhandene Informationen Uber die Berufsqualifikation der
antragstellenden Person, insbesondere in Form von Mustergutachten der Gutachtenstelle
fur Gesundheitsberufe, beriicksichtigen.

(4) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet mit Ausnahme des § 17 keine
Anwendung.

(5) Die Lander kdnnen vereinbaren, dass die Aufgaben nach diesem Abschnitt von
einem anderen Land oder einer gemeinsamen Einrichtung wahrgenommen werden.

§ 26
Eignungspriifung oder Anpassungslehrgang

(1) Die antragstellende Person hat als Anpassungsmaflnahme eine Eignungsprtifung,
die sich auf die festgestellten wesentlichen Unterschiede erstreckt, oder einen hoéchstens
achtzehnmonatigen [alternativ: zwolfmonatigen] Anpassungslehrgang zu absolvieren,
wenn sie
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1. einen Ausbildungsnachweis vorlegt, der in einem anderen Mitgliedstaat, in einem an-
deren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat erforderlich ist, um in dessen
Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme und Auslibung des Berufs zu erhalten, der
dem in diesem Gesetz geregelten Beruf entspricht,

2. ein Jahrlang Vollzeit oder wahrend einer entsprechenden Gesamtdauer in Teilzeit den
in diesem Gesetz geregelten Beruf in den vergangenen zehn Jahren in einem anderen
Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat, in
dem dieser Beruf nicht reglementiert ist, ausgetbt hat und einen oder mehrere Ausbil-
dungsnachweise aus einem anderen Mitgliedstaat, einem anderen Vertragsstaat oder
einem gleichgestellten Staat, in dem dieser Beruf nicht reglementiert ist, vorlegt,

3. einen Ausbildungsnachweis vorlegt,

a) der nicht in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in
einem gleichgestellten Staat erworben worden ist,

b) der bereits in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder
in einem gleichgestellten Staat anerkannt worden ist und

c) dem eine Bescheinigung beigefugt ist, dass die antragstellende Person im Ho-
heitsgebiet des den Ausbildungsnachweis anerkennenden Staates drei Jahre in
dem Beruf, fur den die Anerkennung angestrebt wird, tatig war,

4. Ausbildungsnachweise oder eine Gesamtheit von Ausbildungsnachweisen vorlegt, die

a) von einer zustandigen Behdrde in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen
Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat ausgestellt worden sind,

b) den erfolgreichen Abschluss einer in einem anderen Mitgliedstaat, in einem ande-
ren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat auf Vollzeitbasis oder Teil-
zeitbasis im Rahmen formaler oder nichtformaler Ausbildungsprogramme erwor-
benen Ausbildung bescheinigen und

c) von diesem Staat als gleichwertig anerkannt werden und in Bezug auf die Auf-
nahme oder Auslbung des Berufs, fir den die Anerkennung angestrebt wird, die-
selben Rechte verleihen oder auf die Austibung dieses Berufs vorbereiten,

oder
5. Ausbildungsnachweise oder eine Gesamtheit von Ausbildungsnachweisen vorlegt, die

a) von einer zustandigen Behdrde in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen
Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat ausgestellt worden sind,

b) den erfolgreichen Abschluss einer in einem anderen Mitgliedstaat, in einem ande-
ren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat auf Vollzeitbasis oder Teil-
zeitbasis im Rahmen formaler oder nichtformaler Ausbildungsprogramme erwor-
benen Ausbildung bescheinigen und

c) zwar nicht den Erfordernissen der Rechts- oder Verwaltungsvorschriften des Her-
kunftsstaates fir die Aufnahme oder Austibung des Berufs, fur den die Anerken-
nung angestrebt wird, entsprechen, jedoch erworbene Rechte gemal diesen Vor-
schriften verleihen.

(2) Die antragstellende Person hat die Wahl zwischen dem Absolvieren einer Eig-
nungspriufung und eines Anpassungslehrgangs.
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(3) Legt die antragstellende Person einen Ausbildungsnachweis vor, der dem Niveau
entspricht, das genannt ist in Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 ber die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93
vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt
durch den Delegierten Beschluss (EU) 2023/2383 (ABI. L 129 vom 23.5.2023, S. 1) gean-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, hat sie abweichend von Absatz 2 die
Eignungsprufung zu absolvieren.

§ 27
Kenntnispriifung oder Anpassungslehrgang

(1) Wenn die antragstellende Person eine Berufsqualifikation vorlegt, die nicht in ei-
nem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten
Staat erworben worden ist und nicht bereits in einem anderen Mitgliedstaat, in einem ande-
ren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat anerkannt worden ist, hat sie bei
Feststellung eines wesentlichen Unterschiedes folgende Malinahme als Anpassungsmalf3-
nahme zu absolvieren:

1. eine Kenntnisprufung, die sich auf den Inhalt der staatlichen Prifung erstreckt, oder

2. einen hdéchstens achtzehnmonatigen [alternativ: zwdlfmonatigen] Anpassungslehr-
gang, der mit einer Prifung Uber den Inhalt des Anpassungslehrgangs abschlief3t.

(2) Die antragstellende Person kann zwischen der Kenntnisprifung und dem Anpas-
sungslehrgang wahlen.

(3) Verzichtet die antragstellende Person endgultig auf die Prifung der Gleichwertig-
keit des Ausbildungsstandes durch die zusténdige Stelle, ist ein gleichwertiger Kenntnis-
stand nachzuweisen. Absatze 1 und 2 gelten entsprechend. Die antragstellende Person ist
Uber die Rechtsfolgen des Verzichts nach Satz 1 und die Wahimdglichkeiten nach Absatz
2 aufzuklaren.

§28
Feststellungsbescheid

Wird die Voraussetzung nach § 2 Nummer 1 auf eine Ausbildung gestitzt, die aulRer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist, soll die Gleichwer-
tigkeit der Berufsqualifikation nach den Regelungen dieses Abschnitts vor den Vorausset-
zungen nach § 2 Nummer 2 bis 4 gepruft werden. Auf Antrag ist der antragstellenden Per-
son ein gesonderter Bescheid Uber die Feststellung ihrer Berufsqualifikation zu erteilen.
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Abschnitt 2

Erbringen von Dienstleistungen

§29
Dienstleistungserbringung

Eine Staatsangehorige oder ein Staatsangehdriger eines anderen Mitgliedstaates, ei-
nes anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates darf als dienstleistungs-
erbringende Person im Rahmen voriibergehender und gelegentlicher Dienstleistungen im
Sinne des Artikels 57 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABI. C
326 vom 26.10.2012, S. 47) den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassisten-
ten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers
oder der Pflegehilfeperson] ausliben, wenn sie oder er zur Dienstleistung berechtigt ist.

§ 30
Meldung der Dienstleistungserbringung
(1) Wer beabsichtigt, in Deutschland als dienstleistungserbringende Person tatig zu
Zii:, ist verpflichtet, dies der in Deutschland zustandigen Behdrde vorab schriftlich zu mel-
(2) Bei der erstmaligen Meldung sind folgende Dokumente vorzulegen:
1. ein Nachweis der Staatsangehorigkeit,
2. ein Nachweis der Berufsqualifikation,
3. eine Bescheinigung Uber eine zum Zeitpunkt der Vorlage bestehende rechtmafige Nie-
derlassung in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in ei-

nem gleichgestellten Staat

a) fur die Tatigkeit in einem reglementierten Beruf, der einem in diesem Gesetz ge-
regelten Beruf entspricht, oder

b) fir die Tatigkeit in einem Beruf, der einem in diesem Gesetz geregelten Beruf ent-
spricht und der nicht reglementiert ist, sowie zusatzlich ein Nachweis in beliebiger
Form, dass die Téatigkeit in dem Beruf wahrend der vorhergehenden zehn Jahre
mindestens ein Jahr lang in einem oder in mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaa-
ten oder gleichgestellten Staaten rechtmafig ausgelbt worden ist,

4. eine Erklarung, dass die meldende Person Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache
verflugt, die zur Ausubung des Berufs erforderlich sind, und

5. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass
a) die Ausubung dieser Tatigkeit nicht, auch nicht voriibergehend, untersagt ist und
b) keine Vorstrafen der meldenden Person vorliegen.

(3) Die erstmalige Meldung ist an die zustandige Behdrde des Landes zu richten, in
dem die Dienstleistung erbracht werden soll.
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§ 31
Berechtigung zur Dienstleistungserbringung
Zur Dienstleistungserbringung ist nur berechtigt, wer
Uber eine zur Dienstleistungserbringung berechtigende Berufsqualifikation verflgt,

in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleich-
gestellten Staat rechtmaRig niedergelassen ist und

a) die Auslbung des Berufs, der dem Beruf, in dem die Dienstleistungserbringung
angestrebt wird, entspricht, in diesem anderen Mitgliedstaat, in diesem anderen
Vertragsstaat oder in dem gleichgestellten Staat reglementiert ist oder

b) die Ausibung des Berufs oder die Ausbildung zu dem Beruf, der dem Beruf, in
dem die Dienstleistungserbringung angestrebt wird, entspricht, in diesem anderen
Mitgliedstaat, in diesem anderen Vertragsstaat oder in dem gleichgestellten Staat
nicht reglementiert ist und die meldende Person den Beruf wahrend der vorherge-
henden zehn Jahre mindestens ein Jahr lang in einem oder in mehreren Mitglied-
staaten, Vertragsstaaten oder gleichgestellten Staaten ausgetbt hat,

sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlassigkeit
zur Auslbung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder
der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder
der Pflegehilfeperson] ergibt,

in gesundheitlicher Hinsicht geeignet ist zur Auslibung des Berufs der Pflegefachassis-
tentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der
Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] und

Uber Kenntnisse der deutschen Sprache verflgt, die zur Austibung des Berufs der Pfle-
gefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [al-

ternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] erforderlich
sind.

§ 32
Zur Dienstleistungserbringung berechtigende Berufsqualifikation
(1) Zur Dienstleistungserbringung berechtigen folgende Berufsqualifikationen:
eine abgeschlossene Ausbildung nach diesem Gesetz oder
eine Berufsqualifikation, die

a) in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem
gleichgestellten Staat erworben worden ist,

b) in dem Staat, in dem sie erworben worden ist, erforderlich ist fir den unmittelbaren
Zugang zu einem Beruf, der dem Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefach-
assistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des
Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] entspricht, und

c) entweder nach § 25 mit der in diesem Gesetz geregelten Ausbildung gleichwertig
ist oder wesentliche Unterschiede nur in einem Umfang aufweist, der nicht zu einer
Gefahrdung der 6ffentlichen Gesundheit flhrt.
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(2) Weist eine Berufsqualifikation wesentliche Unterschiede in einem Umfang vor, der
zu einer Gefahrdung der 6ffentlichen Gesundheit fuhrt, so kann die meldende Person zum
Erwerb einer zur Dienstleistung berechtigenden Berufsqualifikation eine Eignungsprifung
ablegen, die sich auf diese wesentlichen Unterschiede erstreckt.

(3) Die meldende Person kann auch dann eine Eignungsprifung ablegen, wenn die
Gleichwertigkeit ihrer Berufsqualifikation nur mit einem unangemessenen zeitlichen oder
sachlichen Aufwand festgestellt werden kann, da die die Meldung erstattende Person die
erforderlichen Unterlagen oder Nachweise aus Grinden, die sie nicht zu verantworten hat,
nicht vorlegen kann.

(4) Ist die Eignungspriufung erfolgreich abgelegt worden, so berechtigt die Berufsqua-
lifikation der meldenden Person zur Dienstleistungserbringung.

§ 33
Uberpriifen der Berechtigung zur Dienstleistungserbringung

(1) Die zustandige Behoérde Uberprift, ob die meldende Person berechtigt ist, in
Deutschland die Téatigkeit der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der
Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pfle-
gehilfeperson] als dienstleistungserbringende Person vortibergehend und gelegentlich aus-
zuuben.

(2) Den voribergehenden und gelegentlichen Charakter der Dienstleistungserbrin-
gung beurteilt die zustandige Behdrde im Einzelfall. In ihre Beurteilung bezieht sie Dauer,
Haufigkeit, regelmafige Wiederkehr und Kontinuitat der Dienstleistungserbringung ein.

(3) Soweit es fiir die Uberpriifung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation erfor-
derlich ist, kann die zustandige Behdrde bei der zustandigen Behdrde des Staates, in dem
die meldende Person niedergelassen ist, Informationen Gber den Ausbildungsgang der mel-
denden Person anfordern.

§ 34
Rechte und Pflichten der dienstleistungserbringenden Person

(1) Ist eine Person berechtigt, den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachas-
sistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehel-
fers oder der Pflegehilfeperson] als dienstleistungserbringende Person voribergehend und
gelegentlich auszuliben, so hat sie beim Erbringen der Dienstleistung in Deutschland die
gleichen Rechte und Pflichten wie Personen mit einer Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbe-
zeichnung nach § 1.

(2) Die dienstleistungserbringende Person darf je nach ausgelbter Tatigkeit die Be-
rufsbezeichnung ,Pflegefachassistentin®, ,Pflegefachassistent” oder ,Pflegefachassistenz-
person [alternativ: ,Pflegehelferin®, ,Pflegehelfer” oder ,Pflegehilfeperson®] flhren, auch
wenn sie nicht die Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung nach § 1 besitzt.

(3) Die dienstleistungserbringende Person ist verpflichtet, der zustandigen Behdrde
unverzuglich zu melden:

1. eine Anderung der Staatsangehérigkeit,
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2. den Verlust der rechtmaRigen Niederlassung im Beruf der Pflegefachassistentin, des
Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelfe-
rin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] in einem anderen Mitgliedstaat, in
einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat,

3. die Tatsache, dass ihr die Austibung dieses Berufs untersagt ist, auch bei voriberge-
hender Untersagung,

4. die Tatsache, dass bei ihr eine Vorstrafe vorliegt, oder

5. die Tatsache, dass sie in gesundheitlicher Hinsicht nicht mehr geeignet ist zur Aus-
Ubung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pfle-
gefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pfle-
gehilfeperson].

(4) Die Anderungsmeldung ist der zustandigen Behérde des Landes zu machen, in
dem die Dienstleistung erbracht wird.

§ 35
Pflicht zur erneuten Meldung

(1) Beabsichtigt die dienstleistungserbringende Person nach Ablauf eines Jahres
nach der letzten Meldung erneut, vortibergehend und gelegentlich Dienstleistungen im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zu erbringen, ist die Meldung zu erneuern.

(2) Die erneute Meldung ist der zustandigen Behdrde des Landes zu machen, in dem
die Dienstleistung erbracht werden soll.

§ 36

Bescheinigung, die erforderlich ist zur Dienstleistungserbringung in einem anderen
Mitgliedstaat, einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat

(1) Uben deutsche Staatsangehérige oder Staatsangehérige eines anderen Mitglied-
staates, eines anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates den Beruf der
Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [al-
ternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] in Deutschland
aufgrund einer Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung nach § 1 aus, so wird ihnen
auf Antrag eine Bescheinigung von der zustandigen Behdrde ausgestellt, damit sie die Mog-
lichkeit haben, in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in ei-
nem gleichgestellten Staat ihren Beruf als dienstleistungserbringende Person im Sinne des
Artikels 57 des Vertrages uber die Arbeitsweise der Europaischen Union vorubergehend
und gelegentlich auszutben.

(2) Die Bescheinigung wird von der zustandigen Behoérde des Landes ausgestellt, in
dem die antragstellende Person den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassis-
tenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers
oder der Pflegehilfeperson] ausiibt.

(3) Die Bescheinigung hat zu enthalten:
1. die Bestatigung, dass die antragstellende Person rechtmafig niedergelassen ist als

Pflegefachassistentin, Pflegefachassistent oder Pflegefachassistenzperson [alternativ:
Pflegehelferin, Pflegehelfer oder Pflegehilfeperson],
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dass der antragstellenden Person die Auslibung dieses Berufs nicht, auch nicht vo-
ribergehend, untersagt ist und

dass die antragstellende Person Uber die berufliche Qualifikation verfiigt, die fur die
Berufsaustibung erforderlich ist.

Abschnitt 3

Aufgaben und Zustandigkeiten

§ 37
Zustandige Behorden

Die Lander bestimmen die zur Durchfihrung dieses Gesetzes zustandigen Behoérden.

§ 38
Unterrichtungs- und Uberpriifungspflichten

(1) Die zustandige Behdrde des Landes, in dem eine Person den Beruf der Pflege-

fachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ:
der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] auslbt oder zuletzt aus-
gelbt hat, unterrichtet die zustandigen Behdrden des Herkunftsstaats unverziglich, wenn

1.

diese Person sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuver-
Iassigkeit zur Berufsauslbung ergibt,

bei dieser Person
a) die Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung zurickgenommen worden ist,
b) die Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung widerrufen worden ist oder

c) das Ruhen der Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung angeordnet worden
ist,

dieser Person die Ausiibung der Tatigkeit der Pflegefachassistentin, des Pflegefachas-

sistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pfle-

gehelfers oder der Pflegehilfeperson] untersagt worden ist oder

in Bezug auf diese Person Tatsachen vorliegen, die eine der in den Nummern 1 bis 3
genannten Sanktionen oder Malihahmen rechtfertigen.

(2) Erhalt die zustéandige Behoérde eines Landes Auskilinfte von der zustandigen Be-

horde eines Aufnahmestaates, die sich auf die Auslibung des Berufs der Pflegefachassis-
tentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pfle-
gehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] im Geltungsbereich dieses Geset-
zes auswirken konnen, so hat sie

1.

die Richtigkeit der ihr Gbermittelten Auskinfte zu Uberprtfen,
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2. zu entscheiden, in welcher Art und in welchem Umfang weitere Uberpriifungen durch-
zuflihren sind, und

3. die zustandige deutsche Behdérde zu unterrichten Gber die Konsequenzen, die aus den
ihr Ubermittelten Auskinften zu ziehen sind.

(3) Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium fir Gesundheit benennen nach Mitteilung der Lander

1. die Behdrden, die fur die Ausstellung oder Entgegennahme der in der Richtlinie
2005/36/EG genannten Ausbildungsnachweise und sonstigen Unterlagen oder Infor-
mationen zustandig sind, sowie

2. die Behdrden, die die Antrage annehmen und Entscheidungen treffen kénnen, die im
Zusammenhang mit der Richtlinie 2005/36/EG stehen.

(4) Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium fur Gesundheit unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Europai-
sche Kommission unverzuglich Uber die Benennung.

(5) Die fur die Entscheidungen nach diesem Gesetz zustandigen Behdrden Ubermit-
teln dem Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundes-
ministerium fur Gesundheit statistische Aufstellungen Uber die getroffenen Entscheidungen,
die die Europaische Kommission flir den nach Artikel 60 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG
erforderlichen Bericht bendtigt. Das Bundesministerium fur Gesundheit leitet die ihm Uber-
mittelten statistischen Aufstellungen an die Europaische Kommission weiter.

§ 39
Vorwarnmechanismus

(1) Die zustandige Behorde eines Landes unterrichtet die zustandigen Behoérden der
anderen Mitgliedstaaten, der anderen Vertragsstaaten und der anderen gleichgestellten
Staaten durch eine Warnmitteilung Uber

1. den Widerruf der Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung, sofern er sofort voll-
ziehbar oder unanfechtbar ist,

2. die Ricknahme der Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung, sofern sie sofort
vollziehbar oder unanfechtbar ist,

3. die Anordnung des Ruhens der Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung, sofern
sie sofort vollziehbar oder unanfechtbar ist,

4. das durch gerichtliche Entscheidung getroffene vorlaufige Verbot, den Beruf der Pfle-
gefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [al-
ternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] auszuliben,
oder

5. das durch unanfechtbare gerichtliche Entscheidung getroffene Verbot, den Beruf der
Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson
[alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] auszu-
uben.

(2) Die Warnmitteilung enthalt folgende Angaben:
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1. die zur Identifizierung der betroffenen Person erforderlichen Angaben, insbesondere
deren

a) Namen und Vornamen,
b) Geburtsdatum und
c) Geburtsort,
2. den Beruf der betroffenen Person und

3. Angaben Uber die Behérde oder das Gericht, die oder das die Entscheidung getroffen
hat.

(3) Die Warnmitteilung erfolgt unverziglich, spatestens jedoch drei Tage

1. nach Eintritt der Unanfechtbarkeit einer Entscheidung nach
Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 4 oder

2. nach Bekanntgabe einer Entscheidung nach Absatz 1 Nummer 4.

(4) Fur die Warnmitteilung ist das Binnenmarkt-Informationssystem zu verwenden,
das eingerichtet worden ist durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 Uber die Verwaltungszusammenarbeit
mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung
2008/49/EG der Kommission (,IMI-Verordnung®) (ABI. L 316 vom 14.11.2012, S. 1).

(5) Gleichzeitig mit der Warnmitteilung unterrichtet die Behdrde, die die Warnmittei-
lung getatigt hat, die betroffene Person schriftlich Gber die Warnmitteilung und deren Inhalt.
Der Unterrichtung hat sie eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufiigen. Wird ein Rechtsbehelf
gegen die Warnmitteilung eingelegt, so erganzt die Behdrde, die die Warnmitteilung getatigt
hat, die Warnmitteilung um einen entsprechenden Hinweis.

§ 40
Léschung einer Warnmitteilung

Ist die Entscheidung, die die Warnmitteilung ausgeldst hat, aufgehoben worden, so
I6scht die Behorde, die die Warnmitteilung getatigt hat, die entsprechende Warnmitteilung
im Binnenmarkt-Informationssystem unverziglich, spatestens drei Tage nach der Aufhe-
bung der Entscheidung.

§ 41
Unterrichtung liber gefdlschte Berufsqualifikationsnachweise

(1) Wird gerichtlich festgestellt, dass eine Person bei ihrem Antrag auf Erteilung der
Erlaubnis zum Flhren der Berufsbezeichnung oder auf Anerkennung der Gleichwertigkeit
einer aulierhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgeschlossenen Ausbildung ge-
falschte Ausbildungsnachweise vorgelegt hat, so unterrichtet die zustandige Behdrde die
zustandigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten, der anderen Vertragsstaaten und der
gleichgestellten Staaten Uber

1. die ldentitat dieser Person, insbesondere Uiber deren
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a) Namen und Vornamen,
b) Geburtsdatum und
c) Geburtsort und

2. den Umstand, dass diese Person gefalschte Ausbildungsnachweise vorgelegt hat.

(2) Fur die Unterrichtung uber die Falschung ist das Binnenmarkt-Informationssystem
zu verwenden.

(3) Die Unterrichtung Uber die Falschung erfolgt unverztiglich, spatestens jedoch drei
Tage nach Unanfechtbarkeit der Feststellung.

(4) Gleichzeitig mit der Unterrichtung Uber die Falschung unterrichtet die Behorde, die
die Unterrichtung Uber die Falschung vorgenommen hat, die betroffene Person schriftlich
Uber die Unterrichtung Uber die Falschung und deren Inhalt. Der Unterrichtung hat sie eine
Rechtsbehelfsbelehrung beizufligen. Wird ein Rechtsbehelf gegen die Unterrichtung Gber
die Falschung eingelegt, so erganzt die Stelle, die die Unterrichtung Uber die Falschung
getatigt hat, die Unterrichtung Gber die Falschung um einen entsprechenden Hinweis.

§42
Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleistungserbringung

(1) Ubt eine dienstleistungserbringende Person im Geltungsbereich dieses Gesetzes
den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassis-
tenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] aus
oder fuhrt diese Berufsbezeichnung, ohne dass die Voraussetzungen dafiir vorliegen, so
unterrichtet die zustandige Behorde unverziglich die zustandige Behdrde des Niederlas-
sungsstaats dieser dienstleistungserbringenden Person ber den Verstol3.

(2) Die zustandige Behorde ist bei berechtigten Zweifeln an den von der dienstleis-
tungsberechtigten Person vorgelegten Dokumenten berechtigt, von der zustandigen Be-
hoérde des Niederlassungsstaats der dienstleistenden Person folgende Informationen dar-
Uber anzufordern,

1. ob die Niederlassung der dienstleistungserbringenden Person in diesem Staat recht-
mafig ist und

2. ob gegen die dienstleistungserbringende Person berufsbezogene disziplinarische oder
strafrechtliche Sanktionen vorliegen.

(3) Auf Anforderung der zustandigen Behdérden eines anderen Mitgliedstaates, eines
anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates Ubermitteln die zustéandigen
Behorden in Deutschland nach Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG der anfordernden Be-
horde:

1. alle Informationen darlber, dass die Niederlassung der dienstleistungserbringenden
Person im Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflege-
fachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflege-
hilfeperson] in Deutschland rechtmaRig ist,

2. alle Informationen Uber die gute Fuhrung der dienstleistungserbringenden Person und
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3. Informationen darlber, dass gegen die dienstleistungserbringende Person berufsbe-
zogen keine disziplinarischen oder keine strafrechtlichen Sanktionen vorliegen.

§43
Weitere Aufgaben der jeweils zustidndigen Behorden

(1) Die Entscheidung, ob die Erlaubnis erteilt wird, die Berufsbezeichnung nach § 1
zu fUhren, trifft die zustédndige Behdrde des Landes, in dem die antragstellende Person die
Prifung abgelegt hat.

(2) Die Entscheidungen uUber den Zugang zur Ausbildung nach § 10, die Anrechnung
gleichwertiger Ausbildungen und die Anrechnung von Fehlzeiten trifft die zustédndige Be-
horde des Landes, in dem die Ausbildung durchgefiihrt wird oder dem Antrag entsprechend
durchgeflhrt werden soll.

Teil 4

Fachkommission, Beratung, Aufbau unterstutzen-
der Angebote und Forschung

§ 44
Erarbeitung von Rahmenplanen; Vorbereitungskurs

Die Fachkommission nach § 53 Pflegeberufegesetz erarbeitet einen Rahmenlehrplan
und einen Rahmenausbildungsplan fur die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] sowie einen Rahmenlehrplan flr den Vorbereitungskurs nach § 11 Absatz 2.
Die Rahmenplane der Fachkommission haben empfehlende Wirkung und sollen kontinu-
ierlich, mindestens alle fuinf Jahre, durch die Fachkommission auf ihre Aktualitat Gberpruft
und gegebenenfalls angepasst werden. Sie sind dem Bundesministerium fir Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium fir Gesundheit zur Prifung der Ver-
einbarkeit mit diesem Gesetz vorzulegen, erstmals bis zum 31. Dezember 2025.

§ 45
Beratung; Aufbau unterstiitzender Angebote und Forschung

(1) Das Bundesinstitut flr Berufsbildung tbernimmt die Aufgabe der Beratung und In-
formation zur Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] nach diesem
Gesetz, die Aufgabe des Aufbaus unterstiitzender Angebote und Strukturen zur Organisa-
tion der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] sowie auch zur Un-
terstutzung der Arbeit der Fachkommission die Aufgabe der Forschung zur Pflegeassis-
tenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] nach diesem Gesetz und zum Pflegebe-
ruf nach Weisung des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und
des Bundesministeriums fur Gesundheit.

(2) Das Bundesinstitut fur Berufsbildung entwickelt Empfehlungen flr die Prognose-
entscheidung der Pflegeschule nach § 10 Absatz 2. [alternativ streichen]
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(3) Das Bundesinstitut fir Berufsbildung entwickelt unter Beteiligung der Fachkom-
mission Empfehlungen zum Kompetenzfeststellungsverfahren nach
§ 11 Absatz 1 Nummer 3.

Teil 5

Statistik und Verordnungsermachtigungen; Bul-
geldvorschriften

Abschnitt 1

Statistik und Verordnungsermachtigung

§ 46
Statistik; Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium fur Gesundheit werden erméachtigt, fir Zwecke dieses Gesetzes, gemein-
sam durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates jahrliche Erhebungen tber
die bei der zustandigen Stelle nach § 26 Absatz 4 Pflegeberufegesetz zur Erfillung der
Aufgaben nach Teil 2 Abschnitt 3 jeweils vorliegenden Daten als Bundesstatistik anzuord-
nen. Die Statistik kann folgende Sachverhalte umfassen:

1. die Trager der praktischen Ausbildung, die jeweils weiteren an der Ausbildung beteilig-
ten Einrichtungen sowie die Pflegeschulen,

2. diein der Ausbildung befindlichen Personen nach Geschlecht, Geburtsjahr, Beginn und
Ende der Ausbildung, Grund der Beendigung der Ausbildung, Weiterbildung oder Um-
schulung,

3. die Ausbildungsvergutungen.

(2) Auskunftspflichtig sind die zustandigen Stellen gegeniiber den statistischen Am-
tern der Lander.

(3) Die Befugnis der Lander, zusatzliche, von Absatz 1 nicht erfasste Erhebungen
Uber Sachverhalte des Pflege- oder Gesundheitswesens als Landesstatistik anzuordnen,
bleibt unberihrt.

§ 47

Ausbildungs- und Priifungsverordnung, Finanzierung; Verordnungsermachtigun-
gen

(1) Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium fir Gesundheit werden ermachtigt, gemeinsam durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates in einer Ausbildungs- und Prifungsverordnung Folgen-
des zu regeln:

1. die Mindestanforderungen an die Ausbildung,
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2. das Nahere uber die staatliche Prifung nach § 2 Nummer 1,

3. das Nahere zur Gliederung und Durchfihrung der praktischen Ausbildung nach
§ 5 Absatz 3,

4. das Nahere zur Konkretisierung der Aufgaben der Fachkommission nach § 44,
5. das Nahere zu den Aufgaben des Bundesinstituts fiir Berufsbildung nach § 45.

Hinsichtlich Satz 1 Nummer 1 und 2 erfolgt der Erlass der Rechtsverordnung im Beneh-
men, hinsichtlich Satz 1 Nummer 5 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Bil-
dung und Forschung. Hinsichtlich Satz 1 Nummer 5 erfolgt der Erlass der Rechtsverord-
nung zudem im Benehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen.

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist flir Inhaberinnen und Inhaber von Aus-
bildungsnachweisen, die eine Erlaubnis nach § 2 in Verbindung mit § 25 beantragen, Fol-
gendes zu regeln:

1. das Verfahren bei der Priifung der Voraussetzungen des § 2 Nummer 2 und 3, insbe-
sondere die Vorlage der von der antragstellenden Person vorzulegenden Nachweise
und die Ermittlung durch die zustandige Behorde entsprechend Artikel 50 Absatz 1 bis
3 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG,

2. die Fristen fir die Erteilung der Erlaubnis.

(3) Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium fur Gesundheit werden erméachtigt, gemeinsam und im Benehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Vorschriften zu erlassen Uber die Finanzierung der Ausbildung in der Pflegeassistenz
[alternativ: Pflegehilfe]; dies betrifft insbesondere

1. die nahere Bestimmung der Ausbildungskosten nach § 24,

2. das Verfahren der Ausbildungsbudgets einschlielich der Vereinbarung der Pauscha-
len und Individualbudgets entsprechend der §§ 29 bis 31 Pflegeberufegesetz sowie der
Maoglichkeit von Schatzungen durch die zustandige Stelle,

3. die Aufbringung des Finanzierungsbedarfs einschliellich der Hohe der Verwaltungs-
kostenpauschale entsprechend nach § 32 Absatz 2 Pflegeberufegesetz sowie der
Zahl- und Umlageverfahren entsprechend nach § 33 Absatz 2 bis 7 Pflegeberufege-
setz,

4. die Erbringung und Weiterleitung der Ausgleichszuweisungen entsprechend nach § 34
Absatz 1 bis 3 Pflegeberufegesetz, die Verrechnung entsprechend nach § 34 Absatz 4
Pflegeberufegesetz, die Abrechnung, Zurtickzahlung und nachtragliche Bericksichti-
gung entsprechend nach § 34 Absatz 5 und 6 Pflegeberufegesetz,

5. die Rechnungslegung der zustandigen Stelle entsprechend nach § 35 Pflegeberufege-
setz einschliellich der erforderlichen Vorgaben zum Erheben, Verarbeiten und Nutzen
personenbezogener Daten und zum Datenschutz, soweit es flir das Verfahren zur Fi-
nanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] erforder-
lich ist.

(4) Abweichungen durch Landesrecht von den Regelungen des Verwaltungsverfah-
rens in der auf Grundlage der Absatze 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung sind ausge-
schlossen. Abweichend von Satz 1 kénnen die Lander Abweichungen von den durch
Rechtsverordnung im Falle des § 81a des Aufenthaltsgesetzes erlassenen Fristenregelun-
gen vorsehen.
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Abschnitt 2

BuBgeldvorschriften

§48
BuRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis nach § 1 eine dort genannte Berufs-
bezeichnung fuhrt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu dreitausend Euro geahn-
det werden.

Teil 6

Anwendungs- und Ubergangsvorschriften

§ 49
Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes

Fiar die Ausbildung nach diesem Gesetz findet das Berufsbildungsgesetz, soweit nicht
die Aufgaben des Bundesinstituts flr Berufsbildung nach § 45 in Verbindung mit § 90 Ab-
satz 3a des Berufsbildungsgesetzes betroffen sind, keine Anwendung.

§ 50
Fortgeltung der Berufsbezeichnung

Eine Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung nach einem landesrechtlichen Ge-
setz Uber eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und
von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen
~Eckpunkte fur die in Landerzustandigkeit liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Hel-
ferberufen in der Pflege” (BAnz AT 17. Februar 2016 B3) erfullt, in der am 31. Dezember
2026 geltenden Fassung bleibt durch dieses Gesetz unberuhrt. Sie gilt zugleich als Erlaub-
nis nach § 1. Die die Erlaubnis nach § 1 betreffenden Vorschriften sind entsprechend an-
zuwenden.

§ 51
Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen; Bestandsschutz

(1) Schulen, die am 31. Dezember 2026 nach den Vorschriften eines landesrechtli-
chen Gesetzes Uber eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz
2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlos-
senen ,Eckpunkte fur die in Landerzustandigkeit liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und
Helferberufen in der Pflege” (BAnz AT 17. Februar 2016 B3) erfillt, in der am 31. Dezember
2026 geltenden Fassung staatlich anerkannt sind, gelten weiterhin als staatlich anerkannt
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nach § 8 Absatz 2, wenn die Anerkennung nicht nach MalRgabe des Absatzes 2 widerrufen
wird.

(2) Staatliche Anerkennungen von Schulen nach Absatz 1 sind zu widerrufen, falls das
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 Absatz 1 und 2 nicht bis zum 31. Dezember 2036
nachgewiesen wird. Am 31. Dezember 2026 bestehende staatliche Schulen nach den Vor-
schriften eines landesrechtlichen Gesetzes Uber eine Ausbildung, die die von der Arbeits-
und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als
Mindestanforderungen beschlossenen ,Eckpunkte fir die in Landerzustandigkeit liegenden
Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege“ (BAnz AT 17. Februar 2016
B3) erfiillen, in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung setzen die Voraussetzungen
nach § 8 Absatz 1 und 2 bis zum 31. Dezember 2036 um. § 8 Absatz 3 bleibt unberihrt.

(3) Die Voraussetzungen des § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 gelten als erfullt, wenn
als Schulleitung oder Lehrkrafte Personen eingesetzt werden, die am 31. Dezember 2026

1. eine staatliche oder staatlich anerkannte Pflegeschule nach Absatz 1 rechtmafRig lei-
ten,

2. als Lehrkrafte an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Pflegeschule nach Ab-
satz 1 rechtmaflig unterrichten,

3. Uber die Qualifikation zur Leitung oder zur Tatigkeit als Lehrkraft an einer staatlichen
oder staatlich anerkannten Pflegeschule nach Absatz 1 verfigen oder

4. an einer Weiterbildung zur Leitung einer staatlichen oder staatlich anerkannten Pflege-
schule nach Absatz 1 oder zur Lehrkraft teilnehmen und diese bis zum 31. Dezember
2026 erfolgreich abschlie3en.

§ 52
Ubergangsvorschriften fiir landesrechtliche Ausbildungen

(1) Eine Ausbildung nach einem landesrechtlichen Gesetz tUber eine Ausbildung, die
die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsminister-
konferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen ,Eckpunkte flir die in Landerzu-
standigkeit liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege® (BAnz
AT 17. Februar 2016 B3) erflllt, die vor Ablauf des 31. Dezember 2026 begonnen wurde,
kann bis zum 31. Dezember 2029 auf der Grundlage der Vorschriften des Landesgesetzes
in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung abgeschlossen werden. Die Méglichkeit
der Uberleitung einer vor AuRerkrafttreten des Landesgesetzes nach den Vorschriften des
Landesgesetzes begonnenen Ausbildung in die neue Pflegeassistenzausbildung [alterna-
tiv: Pflegehilfeausbildung] bleibt hiervon unberiihrt; das Nahere regeln die Lander.

(2) Eine Ausbildung nach einem landesrechtlichen Gesetz Uber eine Ausbildung, die
die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsminister-
konferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen ,Eckpunkte flir die in Landerzu-
standigkeit liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege® (BAnz
AT 17. Februar 2016 B3) erfullt, kann bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027 auf Grundlage
der Vorschriften des Landesgesetzes in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung
neu begonnen und bis zum 31. Dezember 2030 auf der Grundlage der Vorschriften dieses
Landesgesetzes abgeschlossen werden, wenn das Land dies zur Sicherstellung der not-
wendigen Ausbildungskapazitaten anordnet; das Nahere regeln die Lander.

(3) Fur die Finanzierung der Ausbildungen nach den Absatzen 1 und 2 gilt § 17a des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der am 31. Dezember 2025 geltenden Fassung.
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§ 53
Evaluierung

(1) Das Bundesministerium flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium flr Gesundheit evaluieren bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen des
§ 10 Absatz 2 auf wissenschaftlicher Grundlage. [alternativ streichen]

(2) Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium flr Gesundheit evaluieren bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen des
§ 11 Absatz 2 auf wissenschaftlicher Grundlage.

(3) Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium flr Gesundheit evaluieren bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen des
Teils 2 Abschnitt 3 auf wissenschaftlicher Grundlage.

Artikel 2

Anderung der Pflegeberufe- Ausbildungsfinanzierungsverord-
nung

Die Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBI. |
S. 1622), die zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 359) geandert worden ist wird wie folgt geandert:

1. In der Bezeichnung wird das Wort ,beruflichen® gestrichen und werden nach dem Wort
.Pflegeberufegesetz” die Wérter ,und dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehil-
fegesetz]” eingefligt.

2. Die Inhaltslibersicht wird wie folgt geandert:

a) In der Angabe zu Teil 1 werden die Wérter ,beruflichen und der hochschulischen
Ausbildung” durch das Wort ,Ausbildungen® ersetzt.

b) Die Angabe zu Anlage 1 wird wie folgt gefasst:

"Anlage 1 Kosten der Trager der praktischen Ausbildung und der Pflegeschulen ohne Berticksichtigung der Aus-
bildungsvergltung".

3. In der Uberschrift von Teil 1 werden die Worter ,beruflichen und der hochschulischen
Ausbildung“ durch das Wort ,Ausbildungen® ersetzt.

4. § 1 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Worter ,oder des
§ 6 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehil-
fegesetzes]” eingefugt.
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefugt:
"(2a) Pflegeassistenzkrafte [alternativ: Pflegehilfskrafte] im Sinne dieser Ver-

ordnung sind Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 oder § 50 des Pflegeassis-
tenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes]."
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In Absatz 3 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetz“ die Woérter ,oder nach
dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]” eingefugt.

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingeflgt:

»(3a) Pflegeschulen im Sinne dieser Verordnung sind Pflegeschulen nach §§ 9
und 65 des Pflegeberufegesetzes sowie Pflegeschulen nach §§ 8 und 51 des Pfle-
geassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes].”

In Absatz 4 wird das Wort ,und”“ durch ein Komma ersetzt und werden nach den
Wortern ,§ 38a Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes® die Woérter ,und Trager der
praktischen Ausbildung nach § 7 Absatz 2 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ:
Pflegehilfegesetzes]” eingeflgt.

In Absatz 6 wird nach den Wértern ,Teil 5 des Pflegeberufegesetzes* das Wort
,sowie“ durch ein Komma ersetzt und werden nach den Wértern ,§ 14 des Pflege-
berufegesetzes” die Worter ,,, sowie die Ausbildung nach dem Pflegeassistenzge-
setz [alternativ: Pflegehilfegesetz]® eingefugt.

Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefugt:

"(6a)Art der Ausbildung bezeichnet die Unterscheidung nach beruflicher und
hochschulischer Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz, einschlielllich
der Angabe, inwieweit diese jeweils eine zusatzliche Ausbildung nach § 14 Absatz
1 bis 6 des Pflegeberufegesetzes umfasst, sowie nach einer Qualifikation nach §
14 Absatz 7 des Pflegeberufegesetzes, oder nach dem Pflegeassistenzgesetz [al-
ternativ: Pflegehilfegesetz]."

In Absatz 7 wird nach den Wértern ,§ 27 des Pflegeberufegesetzes” das Wort ,so-
wie“ durch ein Komma ersetzt und werden nach den Wértern ,§ 39a des Pflege-
berufegesetzes” die Worter ,sowie die Kosten der Ausbildung nach § 24 des Pfle-
geassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] in Verbindung mit § 27 Ab-
satz 1 des Pflegeberufegesetzes” eingeflgt.

In Absatz 8 wird nach den Wértern ,§ 19 des Pflegeberufegesetzes” das Wort ,so-
wie“ durch ein Komma ersetzt und werden nach den Wértern ,§ 66b des Pflege-
berufegesetzes” die Wérter ,oder nach § 17 des Pflegeassistenzgesetzes [alter-
nativ: Pflegehilfegesetzes]® eingeflgt.

In Absatz 10 wird nach den Wértern ,Teil 2 des Pflegeberufegesetzes“ das Wort
,sowie“ durch ein Komma ersetzt und werden nach den Wértern , Teil 3 des Pfle-
geberufegesetzes” die Worter ,sowie Auszubildende nach dem Pflegeassistenz-
gesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]“ eingeflgt.

Folgende Absatze 11 und 12 werden angeflgt:

»(11)Krankenhauser im Sinne dieser Verordnung sind Krankenhauser nach §
7 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes und nach § 6 Absatz 1 Nummer
1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes].

(12) Pflegeeinrichtungen im Sinne dieser Verordnung sind ambulante und sta-
tionare Pflegeeinrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 des Pflegeberu-
fegesetzes und nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 des Pflegeassistenzgesetzes
[alternativ: Pflegehilfegesetzes].”

5. § 3 wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetz” die Wérter ,,oder
das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]* eingeflgt.

b) In Absatz 5 werden nach den Wértern ,§ 39a Absatz 3 des Pflegeberufegesetzes”
die Worter ,oder § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zes]“ eingefugt.

§ 4 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wortern ,§ 39a Absatz 3 des Pflegeberufegesetzes*
die Worter ,oder § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zes]“ eingefugt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,ist” durch die Worter ,nach Art der Ausbildung
ist zulassig. Im Ubrigen ist sie” ersetzt.

§ 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert
a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
,2. die Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsverhaltnisse im Finanzierungszeit-
raum differenziert nach Art der Pflegeausbildung oder, im Fall der Pflege-
schulen, die voraussichtlichen Schuilerzahlen im Finanzierungszeitraum dif-

ferenziert nach Art der Pflegeausbildung,®.

b) In Nummer 3 werden die Worter ,§ 4 Absatz 2 Satz 1 durch die Wérter ,§ 4 Absatz
2 Satz 2" ersetzt.

In § 6 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetz die Worter ,,oder
dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]” eingefligt.

§ 9 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1a Satz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Woérter ,,
auch in Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfe-

gesetzes],” eingefugt.

b) In Absatz 2 werden die Wérter ,im Sinne des § 7 Absatz 1 des Pflegeberufegeset-
zes" gestrichen.

§ 10 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 1 des
Pflegeberufegesetzes” gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Woérter ,,,
auch in Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfe-
gesetzes],” eingefugt.

§ 11 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des
Pflegeberufegesetzes” gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,Pflegefachkrafte® die Wérter ,und Pfle-
geassistenzkrafte [alternativ: Pflegehilfskrafte]* eingefiigt.

§ 12 Absatz 1 wird wie folgt geandert:



13.

14.

15.

16.

17.

-44 -

a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Wérter ,, auch in
Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zes],“ und jeweils nach dem Wort ,Pflegefachkrafte” die Woérter ,und Pflegeassis-
tenzkrafte [alternativ: Pflegehilfskrafte]” eingeflgt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,Pflegefachkrafte” die Wérter ,und Pflegeassis-
tenzkrafte [alternativ: Pflegehilfskrafte]” eingefigt.

§ 13 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Umlagebetrag” die Wérter ,fur Ausbil-
dungen nach dem Pflegeberufegesetz” eingeflgt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflgt:

»(1a) Die Krankenhauser und Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 6 Absatz 1
des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] zahlen den monatli-
chen Umlagebetrag fur Ausbildungen nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ:
Pflegehilfegesetz] nach § 10 Absatz 2 oder § 12 Absatz 4 jeweils bis zum 10. eines
Kalendermonats, erstmals zum 10. Januar 2027. Abweichend von Satz 1 gilt fur
Lander, in denen die Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] nicht bereits am 1. Januar 2027 beginnt, Folgendes: Die Kranken-
hauser und Pflegeeinrichtungen zahlen ihren monatlichen Umlagebetrag erstmals
bis zum 10. des Monats, in welchem die Ausbildung nach dem Pflegeassistenzge-
setz [alternativ: Pflegehilfegesetz] beginnt.”

c) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe ,30. November 2019“ die Wérter ,,, im Fall
der Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfege-
setz] erstmals zum 30. November 2026“ eingefiigt.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefugt:

~Abweichend von Satz 1 gilt fir Lander, in denen die Ausbildung nach dem
Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] nicht bereits zum 1. Ja-
nuar 2027 beginnt, Folgendes: Die jahrlichen Direktzahlungen des Landes
und der sozialen Pflegeversicherung erfolgen erstmals zum letzten Tag des
vorletzten Monats, vor dem die Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz
[alternativ: Pflegehilfegesetz] beginnt.”

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Wérter ,, auch in
Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfege-
sefzes],” eingefligt.

In § 15 Absatz 1 werden nach der Angabe ,31. Januar 2020 die Wérter ,,, im Fall der
Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] erstmals
mit Beginn des Ausbildungsjahres 2027, frihestens am 31. Januar 2027“ eingefiigt.

In § 16 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Worter ,,,
auch in Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zesl,” eingeflgt.

In § 17 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,im Sinne des § 7 Absatz 1 des Pflegebe-
rufegesetzes” gestrichen.

§ 18 wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 1 des
Pflegeberufegesetzes” gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wérter ,im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 2 oder
3 des Pflegeberufegesetzes® gestrichen.

In § 19 Absatz 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Worter ,,oder nach
§ 8 und § 51 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] eingeflgt.

§ 22 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes die Worter
,und nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ:
Pflegehilfegesetzes]” eingefugt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 Buchstabe g werden die Wérter ,differenziert nach beruflicher
und hochschulischer Pflegeausbildung, einschliellich der Angabe, inwieweit
diese jeweils eine zusatzliche Ausbildung nach § 14 Absatz 1 bis 6 des Pfle-
geberufegesetzes umfasst, sowie nach einer Qualifikation nach § 14 Absatz 7
des Pflegeberufegesetzes” gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird das Wort ,oder* durch ein Komma ersetzt und werden nach
den Wértern ,§ 14 Absatz 7 des Pflegeberufegesetzes” die Worter ,,, oder Ab-
schluss nach § 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zes|“ eingeflgt.

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort ,Ausbildungsjahr die Wérter ,und die Art der
Ausbildung® eingeflgt.

§ 24 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach der Angabe ,2020“ die Wérter ,,, im Fall der Ausbildung
nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] erstmals flr das
Jahr 2027 eingefugt.

b) In Absatz 3 werden nach der Angabe ,15. Februar 2021“ die Wérter ,,, im Fall der
Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] erst-
mals zum 15. Februar 2028 eingeflgt.

Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1) wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.Kosten der Trager der praktischen Ausbildung und der Pflegeschulen ohne
Bertcksichtigung der Ausbildungsvergutung®.

b) In der Tabelle werden in Abschnitt B Nummer 1.2 in der zweiten Spalte nach dem
Wort ,Pflegeberufegesetzes” die Worter ,sowie nach § 7 des Pflegeassistenzge-
setzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes]* eingefugt.

Anlage 2 (zu § 5 Absatz 1 Nummer 1) wird wie folgt geandert:

a) Abschnitt | wird wie folgt geandert.

aa) In Nummer 4 werden die Worter ,,, differenziert nach beruflicher und hochschu-
lischer Pflegeausbildung, einschliellich der Angabe, inwieweit diese jeweils
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eine zusatzliche Ausbildung nach § 14 Absatz 1 bis 6 des Pflegeberufegeset-
zes umfasst, sowie nach einer Qualifikation nach § 14 Absatz 7 des Pflegebe-
rufegesetzes” gestrichen.

bb) In Nummer 6 wird das Wort ,oder* durch ein Komma ersetzt und werden nach
den Wértern ,§ 14 Absatz 7 des Pflegeberufegesetzes” die Woérter ,oder Ab-
schluss nach § 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zes|“ eingeflgt.

cc) In Nummer 7 werden die Woérter ,beruflicher und hochschulischer Pflegeaus-
bildung sowie nach einer Qualifikation nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufe-
gesetzes” durch die Woérter ,Art der Ausbildung® ersetzt.

b) Abschnitt II| Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. die jeweilige Art der Ausbildung, in der sich die Personen befinden,*.

Artikel 3

Anderung des Pflegeberufegesetzes

In § 12 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2581), das
zuletzt durch Artikel 2a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 359) ge-
andert worden ist, werden nach dem Wort ,Ausbildungen® die Wérter ,nach dem Pflegeas-
sistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] sowie Ausbildungen® eingeflgt.

Artikel 4

Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverord-
nung

In der Tabelle in der Anlage 7 (zu § 1 Absatz 2 Nummer 2, § 26 Absatz 2 Satz 1, § 28
Absatz 2 Satz 1) der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung vom 2. Oktober
2018 (BGBI. | S. 1572), die durch Artikel 4a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 359) geandert worden ist, werden in Ziffer VI.2 in der dritten Spalte nach dem
Wort ,Vertiefungseinsatzes® die Woérter ,oder zur Verlangerung des Einsatzes nach Ziffer
VI.1* angefligt.

Artikel 5

Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

§ 113c des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1
des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBI. S. 1014, 1015) das zuletzt durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 408) geandert worden ist, wird wie
folgt geandert:
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In Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort ,Jahr” die Wérter ,oder mit der Erlaubnis

zum Fuhren einer Berufsbezeichnung nach § 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alterna-

tiv: Pflegehilfegesetzes]” eingeflgt.

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa werden nach dem Wort ,oder” die
Woérter ,eine Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfe-
gesetzes] oder” eingeflgt.

b) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem Wort ,Regelungen® die Wérter ,,oder
nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]“ eingefigt.

Artikel 6

Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes

Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.

April 1991 (BGBI. | S. 886), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 406) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 2 Nummer 1a Buchstabe g wird wie folgt gefasst:

»9) Pflegefachassistentin, Pflegefachassistent, Pflegefachassistenzperson [alterna-
tiv: Pflegehelferin, Pflegehelfer, Pflegehilfeperson],*.

In § 17a Absatz 1 werden die Satze 2 und 3 aufgehoben.
§ 17b Absatz 4a Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Buchstabe f wird das Wort ,und“ am Ende gestrichen.
b) Folgender Buchstabe g wird angefligt:
»g) Pflegefachassistentin, Pflegefachassistent, Pflegefachassistenzperson [alter-
nativ: Pflegehelferin, Pflegehelfer, Pflegehilfeperson], denen die Erlaubnis

zum Fuhren einer Berufsbezeichnung nach § 1 des Pflegeassistenzgesetzes
[alternativ: Pflegehilfegesetzes] erteilt worden ist, und®.

Artikel 7

Anderung des Berufsbildungsgesetzes

In § 90 Absatz 3a des Berufsbildungsgesetzes vom 4. Mai 2020 (BGBI. | S. 920), das

zuletzt durch Artikel 10a des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 217) gean-
dert worden ist, werden nach dem Wort ,Pflegeberufegesetzes® die Worter ,sowie nach
§ 45 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes]” eingefugt.
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Artikel 8

Anderung des DRK-Gesetzes

Dem § 2 des DRK-Gesetzes vom 5. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2346), das zuletzt
durch Artikel 8y des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 359) geandert
worden ist, wird folgender Absatz 7 angefugt:

»(7) § 7 Absatz 2 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] gilt mit
der MaRgabe, dass neben Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 des Pflegeassistenzgesetzes
[alternativ: Pflegehilfegesetzes] auch vereinsrechtlich organisierte Schwesternschaften
vom Deutschen Roten Kreuz e. V. Trager der praktischen Ausbildung sein kénnen. In die-
sem Fall sind die vorgeschriebenen Einsatze der oder des Auszubildenden beim Trager der
praktischen Ausbildung bei derjenigen Einrichtung nach § 6 Absatz 1 des Pflegeassistenz-
gesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] durchzufihren, bei der der Uberwiegende [alter-
nativ: groldte] Teil der praktischen Ausbildung der oder des Auszubildenden stattfindet
(durchfihrende Einrichtung der praktischen Ausbildung). Abweichend von § 7 Absatz 5 des
Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] gelten die Auszubildenden der
Schwesternschaften vom Deutschen Roten Kreuz e. V. flr die gesamte Dauer der Ausbil-
dung als Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsgesetzes oder von § 4
des Bundespersonalvertretungsgesetzes der durchfiihrenden Einrichtung der praktischen
Ausbildung. Diesen Auszubildenden sind mindestens die Ausbildungsbedingungen zu ge-
wahren, die in der durchflihrenden Einrichtung der praktischen Ausbildung fiir vergleichbare
Auszubildende gelten. Der fur Auszubildende der Schwesternschaften vom Deutschen Ro-
ten Kreuz e. V. geltende Tarifvertrag findet fir den Auszubildenden nur Anwendung, wenn
in der durchfihrenden Einrichtung der praktischen Ausbildung kein Tarifvertrag gilt. Abwei-
chend von § 14 Absatz 2 Nummer 11 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfe-
gesetzes] ist den Auszubildenden ein Hinweis auf die geltenden Betriebs- und Dienstver-
einbarungen durch die durchfiihrende Einrichtung der praktischen Ausbildung zu erteilen;
im Ubrigen gilt § 14 Absatz 2 Nummer 11 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflege-
hilfegesetzes] entsprechend.”

Artikel 9

Anderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes

In § 56 Absatz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBI. |
S. 1614), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 389) geandert worden ist, wird nach dem Wort ,Pflegeberufegesetz* ein Komma und
werden die Worter ,dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]” eingefugt.

Artikel 10

Inkrafttreten

(1) Das Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Teil 2 Abschnitt 3 sowie Artikel 2 und
Artikel 6 am 1. Januar 2026 in Kraft.
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(3) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Teil 4, Teil 5 Abschnitt 1 und Artikel 4
am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

Durch demografische und epidemiologische Entwicklungen sowie Veranderungen in den
Versorgungsstrukturen wandeln sich die Anforderungen an die pflegerische Versorgung
und an das Pflegepersonal. Die Lebenserwartung der Menschen in Deutschland steigt. Die
spezifischen Belange alterer Menschen sind zunehmend auch bei der Pflege im Kranken-
haus zu berucksichtigen. Chronische Erkrankungen, Multimorbiditat sowie demenzielle und
psychische Veranderungen erfordern entsprechende medizinisch-pflegerische Kompeten-
zen in allen Versorgungsbereichen. Der Ausbau der ambulanten Versorgung setzt voraus,
dass ambulante Pflegedienste und hausliche Krankenpflege entsprechend komplexe Pfle-
geleistungen sicher erbringen kénnen. Verklrzte Liegezeiten im Krankenhaus bedeuten
auch fir die stationare Langzeitpflege steigende Anforderungen.

Die Zahl der Menschen mit Pflegebedarf wird bis 2055 um rund 1,8 auf dann rund 6,8 Mil-
lionen steigen. Gleichzeitig werden auch mehr Pflegekrafte altersbedingt aus dem Erwerbs-
leben ausscheiden. In allen Versorgungsbereichen werden schon heute dringend mehr
Pflegekrafte bendtigt. Laut einer Pflegekraftevorausberechnung des Statistischen Bundes-
amtes liegt die Zahl an Pflegekraften im Jahr 2049 zwischen 280 000 und 690 000 unter
dem erwarteten Bedarf (Pflegevorausberechnung vom 30.3.2023, DESTATIS Pressemit-
teilung). Es ist daher eine der wesentlichen gesellschaftspolitischen Aufgaben der nachsten
Jahre, eine gute und professionelle pflegerische Versorgung durch eine umfassende Star-
kung der personellen Grundlagen zu sichern. Das wird nicht allein durch eine weitere Stei-
gerung der Zahl der vorhandenen Pflegefachpersonen erreicht werden kénnen. Vielmehr
bedarf es dazu auch eines neuen Personalmixes mit einer zielgenauen, kompetenzorien-
tierten Aufgabenverteilung.

Mit dem Pflegeberufegesetz hat der Bund bereits die Ausbildung zur Pflegefachperson
grundlegend reformiert. Neu eingeflihrt wurde neben der generalistischen beruflichen Aus-
bildung auch ein primarqualifizierendes, generalistisches Pflegestudium. Die Pflegeassis-
tenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] ist hingegen bislang unter verschiedenen
Bezeichnungen landesrechtlich geregelt. Eine aktuelle Untersuchung des Bundesinstituts
fur Berufsbildung (Jurgensen, Pflegehilfe und Pflegeassistenz, 2. Auflage 2023) umfasst 27
verschiedene Ausbildungsgange, die sich inhaltlich u.a. in der Profilbildung, der Ausrichtung
auf die verschiedenen Versorgungsbereiche sowie das Anspruchsniveau und formal z.B.
hinsichtlich der Ausbildungsdauer, der Zahlung einer Ausbildungsvergitung und der Finan-
zierung deutlich unterscheiden. Einige Lander haben in unterschiedlicher Ausgestaltung in
Reaktion auf das Pflegeberufegesetz eine generalistische Pflegeassistenzausbildung ein-
gefuhrt und damit im Sinne eines durchlassigen Pflegebildungssystems auch eine mdgliche
Weiterqualifizierung zur Pflegefachperson erleichtert. Die Einflhrung einer generalistischen
Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] trifft dabei jedoch auf die al-
lein landesrechtlich nicht zu I6sende Problematik einer die Versorgungssektoren tbergrei-
fenden Finanzierung.

Das Bundesministerium flir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesminis-
terium flr Gesundheit als die auf Bundesebene fir die Pflegeausbildung zustandigen Mini-
sterien, haben in der 19. Legislaturperiode mit den Landern auf Fachebene anknipfend an
die von der 89. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und der 86. Gesundheitsminis-
terkonferenz 2013 beschossenen ,Eckpunkte flr die in Landerzustandigkeit liegenden Aus-
bildungen zu den Assistenz- und Helferausbildungen in der Pflege (BAnz AT 17.02.2016
B3) uber eine weitergehende Vereinheitlichung der landesrechtlich geregelten Pflegeaus-
bildungen gesprochen. Die Lander haben im April 2022 Vorschlage zur berufsrechtlichen
Ausgestaltung und Finanzierung generalistischer Pflegehilfe- und
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Pflegeassistenzausbildungen vorgelegt, die aus Sicht des Bundes keine hinreichende Wei-
terentwicklung darstellen und auch keine einheitliche Finanzierung erméglichen.

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Zur Sicherstellung der Qualitat der pflegerischen Versorgung ist es notwendig, das Berufs-
profil der Pflegeassistenz [alternativ: Pflegehilfe] eigenstandig zu regeln und an die gean-
derten Anforderungen in der Pflege anzupassen. Gleichzeitig muss die Verteilung von pfle-
gerischen Aufgaben zwischen Pflegefachpersonen und Pflegefachassistenzpersonen [al-
ternativ: Pflegehilfepersonen], insbesondere mit Blick auf Aufgaben, fir die eine Qualifika-
tion als Pflegefachperson nicht zwingend erforderlich ist, weiterentwickelt werden.

Die Personalbemessungsinstrumente, die sich im SGB V (Krankenhauspflegeentlastungs-
gesetz - KHPfIEG) und in § 113c SGB Xl wiederfinden, berlcksichtigen zwei (stationare
Akutpflege) bzw. drei (vollstationare Langzeitpflege) Qualifikationsstufen in der Pflege, da-
runter auch die landesrechtlich geregelte mindestens einjahrige Ausbildung in der Pflege-
hilfe bzw. Pflegeassistenz. Sie sind fir ihre Wirksamkeit auf ein Ineinandergreifen der ver-
schiedenen Qualifikationsstufen angewiesen.

Im Prozess zur Einfuhrung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur einheitlichen
Bemessung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach qualitativen und quantitati-
ven Mal3stédben nach § 113c SGB Xl a.F. wurde fur die stationare Langzeitpflege festge-
stellt, dass eine gute professionelle Pflege neben mehr Pflegefachpersonen zukunftig bis
zu 100.000 zusatzliche Personen mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung
(QN 3) bendtigt (vgl. Rothgang 2020, S. 371). Mit der seit dem 1. Juli 2023 geltenden Neu-
fassung des § 113 ¢ SGB Xl wird bereits eine deutliche Erhéhung der Zahl der Pflegeas-
sistenzkrafte in der Langzeitpflege ermoglicht. Auch fir die Akutpflege werden deutliche
Mehrbedarfe und die Notwendigkeit der Entwicklung eines Qualifikationsmixes unter Ein-
beziehung von Personen mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung angenom-
men. Der laufende Prozess zur Umsetzung der PPR 2.0 kann daruber weiteren Aufschluss
liefern.

Um den bestehenden und zukiinftig zu erwartenden Personalbedarf im Bereich der Pfle-
geassistenz [alternativ: Pflegehilfe] decken zu kénnen, missen Ausbildung und Beruf at-
traktiver und die Ausbildungskapazitaten ausgebaut werden. Ziel ist eine moderne, umfas-
send refinanziert Ausbildung mit klarem Berufsprofil, vielfaltigen Einsatzmdglichkeiten in
den verschiedenen Versorgungsbereichen und optimaler Anschlussfahigkeit fir eine mog-
liche Weiterqualifizierung zur Pflegefachperson.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ein eigenstandiges, kla-
res und einheitliches Berufsprofil fir die Pflegefachassistenz [alternativ: Pflegehilfe] als
Heilberuf i.S.d. Art. 74 Absatz 1 Nr. 19 GG geschaffen. Die neue Ausbildung 16st die bishe-
rigen landesrechtlich geregelten Pflegehilfe- und Pflegeassistenzausbildungen in diesem
Bereich ab.

Der Zugang zum neuen Pflegefachassistenzberuf [alternativ: Pflegehilfeberuf] wird durch
die Erteilung der Erlaubnis zum Flhren der Berufsbezeichnung ,Pflegefachassistentin®,
.Pflegefachassistent” und ,Pflegefachassistenzperson® [alternativ: ,Pflegehelferin®, ,Pflege-
helfer” oder ,Pflegehilfeperson’] eréffnet. Die Erlaubniserteilung ist an bestimmte Voraus-
setzungen gebunden, insbesondere muss eine nach dem Pflegeassistenzgesetz [alterna-
tiv: Pflegehilfegesetz] geregelte Ausbildung vorliegen. Vor dem Hintergrund eines notwen-
digen Personalmixes in der Pflege vermittelt sie die unter Beachtung der Pflegeprozessver-
antwortung von Pflegefachpersonen in akut und dauerhaft stationaren sowie ambulanten
Pflegesituationen erforderlichen Kompetenzen zur selbstandigen Durchfiihrung von
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Pflegemalnahmen in nicht komplexen Pflegesituationen sowie fur die Mitwirkung an Pfle-
gemalnahmen in komplexen Pflegesituationen fur Menschen aller Altersstufen [alternativ
streichen]. Eine generalistische Ausrichtung eréffnet den Pflegefachassistenzpersonen [al-
ternativ: Pflegehilfepersonen], wie bei der generalistischen Fachkraftausbildung, den Zu-
gang zu allen Versorgungsbereichen in der Pflege.

Die Ausbildung gliedert sich in den theoretischen und praktischen Unterricht an Pflegeschu-
len und eine praktische Ausbildung. Die praktische Ausbildung erfolgt fir alle Auszubilden-
den in den Einsatzbereichen der allgemeinen Akut- und Langzeitpflege, sowohl ambulant
als auch stationar. Das Nahere regelt eine Ausbildungsprifungsverordnung.

Fur den Zugang zur Ausbildung ist grundsatzlich ein Hauptschulabschluss oder ein gleich-
wertiger Abschluss erforderlich. Abweichend davon kénnen Personen aber auch ohne ei-
nen solchen Abschluss bei einer positiven Prognoseentscheidung der Pflegeschule zu der
Ausbildung zugelassen werden. Das soll weiteren geeigneten Personen eine Pflegefach-
assistenzausbildung ermoglichen. [alternativ streichen]

Die Ausbildung dauert in Vollzeit 18 Monate. Damit soll zum einen die Vermittlung eines
Kompetenzprofils ermdglicht werden, das die Grundlage dafir schafft, vermehrt Aufgaben
durchzufihren, die heute noch teilweise von Pflegefachpersonen erledigt werden. Das be-
trifft insbesondere den Bereich der medizinischen Behandlungspflege. Pflegefachpersonen
werden auf diese Weise entlastet, das Pflegepersonal wird insgesamt effizienter eingesetzt
und Wegezeiten werden gespart. Zum anderen wird eine Bildungsentwicklung ermoglicht,
die es auch geeigneten Personen mit nur geringer Vorbildung ermdglicht, Uber die Pfle-
geassistenzausbildung einen Zugang zum Berufsfeld Pflege zu finden. Die Zeitdauer liegt
dabei in der Mitte der bisher zwischen zwdlf und vierundzwanzig Monate dauernden Ian-
derrechtlichen Pflegehilfe- bzw. Pflegeassistenzausbildungen. [alternativ: 12 Monate. Da-
mit soll zum einen die Vermittlung eines Kompetenzprofils ermoéglicht werden, das die
Grundlage daflrr schafft, Pflegefachpersonen bei ihren Aufgaben zu unterstitzen und auf
diese Weise zu entlasten. Zum anderen wird durch die Orientierung an der Untergrenze der
bisherigen, landesrechtlich geregelten Pflegehilfe- und Pflegeassistenzausbildungen bun-
desweit eine schnelle und besonders ressourcenschonende Qualifizierung ermoglicht.]

Die Dauer der Ausbildung folgt aus den notwendigen und mit dem Ausbildungsziel definier-
ten Anforderungen an die Ausbildung, erméglicht eine versorgungssektorenibergreifende
Kompetenzvermittlung und die fur einen erfolgreichen Ausbildungsabschluss erforderliche
Kompetenzentwicklung fiir die mit diesem Gesetz angesprochene Zielgruppen der Ausbil-
dung. Eine Teilzeitausbildung ist mdglich.

Insbesondere flir Personen, die bereits einige Zeit in der Pflege arbeiten sind verschiedene
Wege zur Verkirzung der Ausbildung um bis zu einem Drittel vorgesehen. Bei besonders
langjahrig in der Pflege beschaftigten Personen kann die Dauer der praktischen Ausbildung
auf Null und die des Unterrichts auf 320 Stunden (Vorbereitungskurs zur staatlichen Ab-
schlussprufung) verkurzt werden. Die Bertcksichtigung von Kompetenzen, die nicht formal
nachgewiesen werden kénnen, soll ein Kompetenzfeststellungsverfahren ermdglichen.

Durch die inhaltliche Abstimmung mit der Pflegefachkraftausbildung wird eine aufbauende
Qualifizierung zur Pflegefachperson nach dem Pflegeberufegesetz unterstitzt. Umgekehrt
kann auch eine abgebrochene Fachkraft-Qualifikation fir den Erwerb eines Abschlusses in
der Pflegefachassistenz [alternativ: Pflegehilfe] weitergehend berlcksichtigt werden. Wird
die Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz erst nach dem zweiten Ausbildungsjahr
abgebrochen, kann die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] auf
den Vorbereitungskurs zur Abschlussprifung von 320 Stunden verkurzt werden. Ein Rick-
griff auf die Zwischenprifung der Pflegefachkraftausbildung ist nicht mdglich, da diese nicht
als staatliche Prifung erfolgt und nicht auf die Feststellung beruflicher Handlungskompe-
tenzen als Pflegeassistenzkraft [alternativ: Pflegehilfskraft] ausgerichtet ist.
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Angelehnt an das System der Pflegefachkraftausbildung schlief3t die auszubildende Person
mit dem Trager der praktischen Ausbildung einen Ausbildungsvertrag. Zur Steigerung der
Attraktivitat wird eine angemessene Ausbildungsvergitung vorgesehen. Der Trager der
praktischen Ausbildung tragt die Verantwortung flr die Durchfihrung der praktischen Aus-
bildung und schlie3t mit den weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen Koope-
rationsvertrage. Die Pflegeschule tragt die Gesamtverantwortung fur die Koordination des
Unterrichts mit der praktischen Ausbildung. Die Ausbildung endet mit einem einheitlichen
Abschluss nach Bestehen einer staatlichen Abschlussprifung.

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] regelt die einheitliche Finanzie-
rung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung]. Mit einer Finanzie-
rung nach dem Modell des Pflegeberufegesetzes wird flir die ausbildenden Einrichtungen
wie auch die Pflegeschulen eine verlassliche und sektorentbergreifende Finanzierungs-
grundlage geschaffen und fur die Auszubildenden eine hochwertige Ausbildung mit ange-
messener Ausbildungsvergutung ermdglicht. Der Rickgriff auf die bewahrten Verfahren zur
Finanzierung der Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz gewahrleistet die
schnelle Umsetzbarkeit der verbesserten Finanzierung. Die Pflegeberufe-Ausbildungsfi-
nanzierungsverordnung wird in Artikel 2 entsprechend angepasst.

Mit Ubergangsvorschriften wird sichergestellt, dass eine am 31. Dezember 2026 auf lan-
desrechtlicher Grundlage begonnene Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung auch auf
dieser Grundlage abgeschlossen werden kann. Den Landern wird mit Ubergangsvorschrif-
ten zudem ermdglicht, gesetzlich vorzusehen, dass landesrechtliche Pflegehilfe- oder Pfle-
geassistenzausbildungen noch bis zum 31. Dezember 2027 auf Grundlage der landesrecht-
lichen Regelungen begonnen und bis zum 31. Dezember 2030 auf dieser Grundlage abge-
schlossen werden kdnnen, sofern dies zur Sicherstellung der notwendigen Ausbildungska-
pazitaten erforderlich ist. Erganzend gelten Bestandsschutzregelungen fir Pflegeschulen,
Schulleitungen und Lehrkrafte. Das gewahrleistet den Erhalt der heutigen Ausbildungsan-
gebote bei einem angestrebten weiteren Ausbau der Ausbildungszahlen.

Mit dem Gesetzentwurf werden die rechtlichen Rahmenbedingungen der Pflegeassistenz-
ausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] an moderne Ausbildungen der Gesundheits-
fachberufe angepasst. Die Anerkennungsregelungen flir auslandische Berufsqualifikatio-
nen werden zudem bundeseinheitlich geregelt. In der noch zu erlassenden Ausbildungs-
und Priifungsverordnung sollen entsprechend der Anderungen im Pflegestudiumstérkungs-
gesetz die vorzulegenden Unterlagen wie beim Pflegeberufegesetz einheitlich festgelegt
werden. Zudem wird die Mdglichkeit eines Verzichts auf eine umfassende Gleichwertig-
keitsprifung zugunsten einer Kenntnisprifung oder eines Anpassungslehrgangs ermog-
licht.

Fir die Vorschriften zum Ausbildungszugang auf Grundlage einer positiven Prognose der
Pflegeschule, [alternativ streichen] die Verklrzung der Ausbildung auf 320 Stunden Unter-
richt fir langjahrig Beschéaftigte in der Pflege und Personen, die eine Ausbildung nach dem
Pflegeberufegesetz erst nach dem zweiten Ausbildungsjahr abbrechen sowie die Finanzie-
rungsregelungen ist eine gesetzliche Evaluationspflicht bis zum 31. Dezember 2031 vorge-
sehen.

Zur Unterstitzung der Einflhrung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] wird die Fachkommission nach § 53 Pflegeberufegesetz beauftragt Rahmen-
lehrplane und Rahmenausbildungsplane auch fir die Ausbildung nach dem Pflegeberufe-
gesetz vorzulegen. Das Bundesinstitut fir Berufsbildung wird beauftragt, Empfehlungen fur
die Prognoseentscheidung der Pflegeschulen und [alternativ streichen] das Kompetenzfest-
stellungverfahren zu entwickeln.

In den Artikeln 3 bis 8 werden notwendige Folgednderungen umgesetzt.
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1. Alternativen
Keine.

Die Regelung einer bundeseinheitlichen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] ist zur Sicherung der personellen Grundlagen einer guten pflegerischen Ver-
sorgung in ganz Deutschland notwendig. Dazu gehoéren auch die Anpassungen des Finan-
zierungsverfahrens nach dem Modell des Pflegeberufegesetzes einschlieRlich der Zahlung
einer angemessenen Ausbildungsvergttung als Voraussetzung zur Gewahrleistung der be-
nétigten Ausbildungsqualitdt und Attraktivitdt der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung]. In Anbetracht einer zukinftigen wachsenden Zahl von Menschen
mit Pflegebedarf und eines bereits heute bestehenden Mangels an Pflegefachkraften kann
auf die Nutzung der Potentiale eines qualitatsgesicherten Qualifikationsmixes in der Pflege
nicht verzichtet werden.

V. Gesetzgebungskompetenz

Fir das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] und die Anderung der Pflege-
berufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung besteht eine Gesetzgebungskompetenz des
Bundes. Die Zustandigkeit fur die berufs- und ausbildungsbezogenen Regelungen im Pfle-
geassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12
Grundgesetz (Arbeitsrecht) und Nummer 19 (Zulassung zu anderen Heilberufen). Die Pfle-
geassistenz [alternativ: Pflegehilfe] wird als anderer Heilberuf i.S.d. Art. 74 Absatz 1 Num-
mer 19 GG ausgestaltet. Hierfir ist entscheidend, dass im Pflegeassistenzgesetz [alterna-
tiv: Pflegehilfegesetz] ein konkretes, hinreichend spezifisches Berufsbild geregelt ist, des-
sen qualitativer Schwerpunkt auf medizinisch-pflegerischen Tatigkeiten mit Gesundheitsre-
levanz liegt und das die Vermittlung entsprechender fundierter Fachkenntnisse in der Aus-
bildung voraussetzt.

Die Gesetzgebungskompetenz fur die Finanzierung der Ausbildungskosten folgt aus Artikel
74 Absatz 1 Nummer 7 Grundgesetz (6ffentliche Flrsorge), Nummer 19a (wirtschaftliche
Sicherung der Krankenhauser), ggf. i.V.m. Nummer 11 (privatrechtliches Versicherungswe-
sen) und Nummer 12 (Sozialversicherung). Die Finanzierungsregelung ist auch erforderlich
zur Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse i.S.d. Artikel 72 Ab-
satz 2 Grundgesetz. Unschadlich ist, dass Ausgestaltungsspielraume auf Landesebene be-
stehen, da diese nicht nur einer landerschonenden Ausgestaltung der Regelung im Sinne
der Anforderungen der Erforderlichkeitsklausel dienen, sondern auch die in den §§ 26 ff.
Pflegeberufegesetz enthaltenen Vorgaben die Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse hinreichend absichern. Eine Landerkoordination ist weder erfolgt noch
zu erwarten.

Die im Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] enthaltene Bulgeldvorschrift
stltzt sich auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 Grundgesetz (Strafrecht).

Fur die Folgeanderungen in den Artikeln 3 bis 9 ergibt sich eine Gesetzgebungskompetenz
des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 Grundgesetz und Nummer 19 (Anderung
des Pflegeberufegesetzes), Artikel 74 Absatz 1 Nummern 12 und 13 Grundgesetz in Ver-
bindung mit Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz (Anderung des Elften Buches Sozialgesetz-
buch, Anderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes), Artikel 74 Absatz 1 Nummer
19a Grundgesetz in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz (Anderung des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes), Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 Grundgesetz in Verbin-
dung mit Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz (Anderung des Berufsbildungsgesetzes), Artikel
74 Absatz 1 Nummer 7 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG (Anderung des DRK-
Gesetzes).
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar. Es dient insbesondere
der weiteren Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255
vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18), die zuletzt durch den Delegierten
Beschluss (EU) 2023/2383 (ABI. L 129 vom 23. Mai 2023, S. 1) geandert worden ist. Die
Ubereinstimmung des Gesetzentwurfes mit der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 Uber eine Verhaltnismaigkeitsprufung vor
Erlass neuer Berufsreglementierungen (ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) wurde festgestellt.

Das Gesetz ist mit den volkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesrepublik Deutschland
abgeschlossen hat, vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Mit dem Gesetzentwurf wird das existierende System der Finanzierung der Pflegeausbil-
dung nach dem Pflegeberufegesetz beziiglich der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung] erweitert, sodass die bereits bestehenden und gewachsenen Struk-
turen genutzt werden kénnen. Auf diese Weise kann mit geringerem Aufwand und in kir-
zerer Zeit die Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbil-
dung] erreicht werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Zielen und Prinzipien der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie (DNS) der Bundesregierung.

Durch die Einflihrung einer bundeseinheitlichen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pfle-
gehilfeausbildung] wird die pflegerische Versorgung gestarkt und gesichert. Dadurch wird
im Sinne des Nachhaltigkeitsziels 3 der DNS ein gesundes Leben fir alle Menschen jeden
Alters gewahrleistet und ihr Wohlergehen geférdert. Der Entwurf entspricht mit seinen Re-
gelungen zugleich dem Nachhaltigkeitsprinzip 3 b der DNS, nach dem Gefahren und un-
vertretbare Risiken fir die menschliche Gesundheit zu vermeiden sind.

Zugleich werden durch eine kontinuierliche Verbesserung von Bildung und Qualifikation
(SDG 4.1) weitere Nachhaltigkeitsziele verfolgt. Héhere schulische und berufliche Qualifi-
zierung flihrt zu einer Verbesserung der Chancengleichheit (SDG 10) und tragt somit zu
einer Wahrung und Verbesserung des sozialen Zusammenhalts in einer offenen Gesell-
schaft (SDG 5.1) bei.

Der Bedarf an professioneller Pflege wird kunftig weiter zunehmen, da ein Anstieg an pfle-
gebediurftigen Menschen in Deutschland zu erwarten ist. Gleichzeitig wird die Zahl der Men-
schen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfligung stehen, aufgrund rticklaufiger Geburtenraten
weiter abnehmen. Dies verscharft den Wettbewerb auf dem Ausbildungsmarkt. Ein eigen-
standiges, klares und einheitliches Berufsprofil fur die Pflegeassistenz [alternativ: Pflege-
hilfe], kann die Attraktivitat dieses Berufs steigern und damit einen wesentlichen Beitrag
leisten, um mehr Interessentinnen und Interessenten fir die Ausbildung zu gewinnen. Eine
generalistische Ausrichtung eréffnet den Absolventinnen und Absolventen dartber hinaus,
wie bei der generalistischen Fachkraftausbildung, den Zugang zu allen Versorgungsberei-
chen in der Pflege und unterstitzt die Durchlassigkeit zur Pflegefachkraft-Ausbildung.
Durch die Mdglichkeit zur Teilzeitausbildung wird u.a. auch Personen mit Sorge- und Pfle-
geverpflichtungen, sowie auslandischen Auszubildenden, die begleitend ein Sprachkurs
absolvieren, der Zugang zur Ausbildung erleichtert.
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch dieses Gesetz entstehen Kosten in nicht exakt bezifferbarer Hohe. Aufgrund der He-
terogenitat der Ausbildungen, insbesondere im Hinblick auf Dauer und Vergutung der Aus-
bildung, ist es dullerst schwierig, die Kosten der aktuellen landesrechtlichen Ausbildungen
und deren Verteilung zu beziffern. Derzeit gibt es 27 verschiedene Ausbildungen in der
Pflegehilfe und Pflegeassistenz. Im Schuljahr 2022/2023 befanden sich 15.230 Auszubil-
dende im ersten Ausbildungsjahr.

Die Kosten fir den theoretischen und praktischen Unterricht sowie flir den praktischen Teil
der Ausbildung nach diesem Gesetz durften die der Pflegefachkraftausbildung jedenfalls
nicht Gberschreiten. Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbudgets der Lander fiir das
Jahr 2023 ist von einem durchschnittlichen Pauschalbudget fur die praktische Ausbildung
in H6he von rund 8.600 Euro und fir den Unterricht in Hohe von 8.800 Euro fur jede aus-
zubildende Person jahrlich auszugehen. Vor dem Hintergrund, dass diese Kosten durch die
landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz dem Grunde nach
bereits heute anfallen, ist in diesem Zusammenhang davon auszugehen, dass durch dieses
Gesetz im Bundesdurchschnitt keine Mehrkosten entstehen.

Die EinfUhrung der Zahlung einer angemessenen Ausbildungsvergitung fihrt gegenlber
den heutigen Kosten der Ausbildungsvergutungen, die nur fir etwa die Halfte der Auszubil-
denden besteht, zu Mehrkosten in Hohe von etwa 87 [alternativ: 87] Millionen Euro pro
Ausbildungsjahr. Derzeit haben die Auszubildenden in etwa der Halfte der 27 Ausbildungen
Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Ausbildungsvergttung. Zugrunde gelegt wurde
die Ausbildungsvergitung einer Pflegefachkraft im ersten Ausbildungsjahr in Hohe von
durchschnittlich 13.992 Euro pro Jahr. Dieser Betrag wurde im Verhaltnis des Einstiegsge-
halts einer Pflegassistenzkraft zu einer Pflegefachkraft gekirzt. Nach Tarifvertrag fir den
Offentlichen Dienst - Pflege (TV6D-P) 2024 verdient eine Pflegefachkraft 42.456,67 Euro
im Jahr (Entgeltgruppe P7 — Stufe 2). Eine Pflegeassistenzkraft mit einjahriger Ausbildung
36.235,32 Euro pro Jahr (Entgeltgruppe P6 — Stufe 1). Das ist ein Unterschied von 17,17
Prozent. Es wird daher angenommen, dass auch die Vergutung in einer Ausbildung zur
Pflegeassistenzkraft in diesem Verhaltnis geringer ist, als die zu einer Pflegefachkraft. Da-
mit wird im Ergebnis von einer Ausbildungsvergitung von 11.590 Euro pro Jahr fir eine
Pflegeassistenzkraft ausgegangen.

Hinzukommen noch Kosten in Hohe eines Aufschlags von 3 Prozent fir die Liquiditatsre-
serve sowie in Hohe von 0,6 Prozent fiir die Verwaltungskostenpauschale nach § 32 des
Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pfle-
gehilfegesetzes]. Damit ergeben sich pro Ausbildungsjahr Kosten in Héhe von rund 450,66
[alternativ: 450,66] Millionen Euro.

Die entstehenden Kosten werden von den Kostentragern des Ausbildungsfonds entspre-
chend ihrer prozentualen Verteilung nach § 33 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes in Ver-
bindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetizes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] aufge-
bracht. Die volle Finanzwirksamkeit entsteht erst mit Ende der Ubergangsfrist, in der parallel
auch noch landesrechtliche Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz abge-
schlossen werden kdnnen.

Durch die kiinftige Finanzierung Uber Ausbildungsfonds dlrfte sich eine Kostenersparnis
bei den Landern einstellen. Die Lander nutzen derzeit eigene Finanzierungssysteme oder
greifen auf § 17a Krankenhausfinanzierungsgesetz zurtck.

Eine Steigerung der Zahl der Auszubildenden, die zukiinftig eine Ausbildungsvergitung er-
halten, erhéht auch die Kosten der Ausbildung. Insgesamt fuhrt die starkere Berucksichti-
gung von Pflegeassistenzkraften in der Pflege und insbesondere die verstarkt mogliche
Ubernahme von Aufgaben der medizinischen Behandlungspflege gerade in der hauslichen
Krankenpflege bei gleicher Personenzahl bereits nach wenigen Jahren zu deutlichen und
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dauerhaften Kosteneinsparungen, da das Vergutungsniveau von Pflegeassistenzkraften
unter dem von dreijahrig ausgebildeten Pflegefachkraften liegt [alternativ: streichen].

3.1 Bund, Lander und Kommunen

Der Bund ist als Beihilfetrager an den auf die zur Versorgung nach § 108 des Fiinften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugelassenen Krankenhauser entfallenden Kosten in sehr
geringem Umfang beteiligt.

Auf Grundlage des vorgesehenen Landesanteils am Ausbildungsfonds sind die Lander in
Hohe von 8,9446 Prozent an den Kosten beteiligt. Das sind Kosten in Hohe von rund 40,3
[alternativ: 40,3] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 7,8 [alternativ:
7,8] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergu-
tung. Dem steht eine nicht exakt bezifferbare Kostenersparnis gegentber, aufgrund des
begrenzten Kostenanteils bedingt durch die nun einheitlich geregelte Finanzierung.

Darlber hinaus sind die Lander und Gemeinden als Beihilfetrager an den zur Versorgung
nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhauser entfallenden Kosten in sehr geringem
Umfang beteiligt.

3.2 Gesetzliche Krankenversicherung

Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24 des
Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] entfallen 57,2380 Prozent des er-
mittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen
Krankenhauser. Also etwa 258 [alternativ: 258] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Diese
Kosten werden zu rund 85 Prozent durch die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) refi-
nanziert (WIAD/prognos, Forschungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberu-
fegesetzes (2013), Ergebnisbericht, S. 44). Auf die GKV entfallen durch die kiinftige Kos-
tenverteilung Kosten in Héhe von rund 219,2 [alternativ: 219,2] Millionen Euro pro Ausbil-
dungsjahr. Davon entfallen rund 42,3 [alternativ: 42,3] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr
auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergutung.

3.3 Soziale Pflegeversicherung

Durch den zu leistenden Direktbetrag von 3,6 Prozent ist mit Kosten fir die soziale Pflege-
versicherung (SPV) in Hohe von rund 16,2 [alternativ: 16,2] Millionen Euro pro Ausbildungs-
jahr zu rechnen. Gemindert werden diese Kosten durch die zehnprozentige Erstattung
durch die private Pflege-Pflichtversicherung. Insoweit verbleiben bei der sozialen Pflege-
versicherung Belastungen in Hohe von rund 14,6 [alternativ: 14,6] Millionen Euro pro Aus-
bildungsjahr. Davon entfallen rund 2,8 [alternativ: 2,8] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr
auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergitung. Hinzu kommen die Kosten aus der
stationaren Eigenanteilsbegrenzung, die ein knappes Drittel der auf die Pflegebedurftigen
entfallenden Mehrkosten (rund 8 [alternativ: 8] Millionen Euro pro Ausbildungsjahr) tber-
nimmt.

4. Erfullungsaufwand

Derzeit bestehen 27 verschiedene landesrechtliche Ausbildungen in der Pflegehilfe und
Pflegeassistenz. Durch die Einfihrung einer bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung
[alternativ: Pflegehilfeausbildung] und die Ablésung der landesrechtlichen Regelungen,
wird die Ausbildung und damit auch die Ausflihrung der Rechtsgrundlage vereinheitlicht
und damit erheblich vereinfacht.

4.1 Erfullungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Durch das Gesetz wird fir die Blrgerinnen und Burger (Auszubildenden) der Abschluss
eines Ausbildungsvertrags mit dem Trager der praktischen Ausbildung vorgeschrieben. Bei
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angenommenen 15.000 Auszubildenden, von denen etwa die Halfte derzeit bereits auf-
grund landesrechtlicher Regelungen einen Ausbildungsvertrag schlie3t, werden 7.500 neue
Ausbildungsvertrage pro Ausbildungsjahrgang geschlossen. Allerdings ist auch hier davon
auszugehen, dass zwischen den Auszubildenden und den Pflegeschulen oder etwaigen
Praktikumsbetrieben bereits fir die bestehenden landesrechtlichen Ausbildungen in der
Pflegehilfe und Pflegeassistenz in der Regel schriftliche Vereinbarungen abgeschlossen
wurden, so dass flir die Blrgerinnen und Blrger keine bezifferbaren Mehrkosten entstehen.

4.2 Erfilllungsaufwand fir die Wirtschaft

Verschiedene in diesem Gesetz vorgesehene Pflichten der Wirtschaft, wie beispielsweise
der Abschluss des Ausbildungsvertrages mit den Auszubildenden und die Zahlung der Aus-
bildungsvergutung durch den Trager der praktischen Ausbildung, waren bereits fur die be-
stehenden landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz vorgese-
hen und bewirken daher keinen zusatzlichen Erfiillungsaufwand. Auch bezlglich der 7.500
neu abzuschlieRenden Ausbildungsvertrage pro Ausbildungsjahrgang ist davon auszuge-
hen, dass zwischen den Auszubildenden und der Wirtschaft bereits fir die bestehenden
landesrechtlichen Ausbildungen in der Pflegehilfe und Pflegeassistenz in der Regel schrift-
liche Vereinbarungen abgeschlossen wurden, so dass fur die Wirtschaft keine bezifferbaren
Mehrkosten entstehen.

Im Gesetz teilweise neu vorgesehene Pflichten fur die Trager der praktischen Ausbildung
werden im Rahmen des bestehenden Finanzierungssystems ber den Ausbildungsfonds
refinanziert und bewirken daher ebenfalls keinen zusatzlichen Erflllungsaufwand fir die
Wirtschaft.

4.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand, da die bereits bestehen-
den und gewachsenen Strukturen des Finanzierungssystems flir die berufliche Pflegeaus-
bildung nach dem Pflegeberufegesetz genutzt werden kénnen.

Durch die Vereinheitlichung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbil-
dung] sowie deren Finanzierung duirften sich erhebliche Einsparungen hinsichtlich des Er-
fullungsaufwands fir die Verwaltung ergeben.

5. Weitere Kosten

Von den auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhauser entfal-
lenden Kosten in Hohe von 57,2380 Prozent am Gesamtfinanzierungsbedarf werden rund
11 Prozent durch die private Krankenversicherung (PKV) refinanziert (WIAD/prognos, For-
schungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnis-
bericht, S. 44). Die PKV tragt daher kiinftig Kosten in Héhe von etwa 28,4 [alternativ: 28,4]
Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 5,5 [alternativ: 5,5] Millionen Euro
pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergitung.

Fur die private Pflege-Pflichtversicherung ergeben sich durch ihre zehnprozentige Beteili-
gung an der Direktzahlung der Pflegeversicherung Mehrkosten von rund 1,6 [alternativ: 1,6]
Millionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 313.000 [alternativ: 313.000] Euro
pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergitung.

Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24 des
Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] entfallen 30,2174 Prozent des er-
mittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz
1 SGB Xl zugelassenen stationaren Pflegeeinrichtungen sowie auf die zur Versorgung nach
§ 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 SGB Xl und nach § 37 SGB V zugelassenen ambulanten
Pflegeeinrichtungen. Das entspricht Kosten in Héhe von etwa 136,2 [alternativ: 136,2] Mil-
lionen Euro pro Ausbildungsjahr. Davon entfallen rund 26,3 [alternativ: 26,3] Millionen Euro
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pro Ausbildungsjahr auf die Mehrkosten durch die Ausbildungsvergutung. Die Kosten wer-
den Uberwiegend durch die Pflegebedurftigen in den ambulanten und stationaren Pflege-
einrichtungen Uber die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigenanteilbegrenzung im Be-
reich der stationaren Pflege entféllt davon ein knappes Drittel auf die soziale Pflegeversi-
cherung. Um Pflegebediirftige vor Uberforderung durch steigende Pflegekosten zu schiit-
zen, zahlt die Pflegeversicherung einen Leistungszuschlag zum pflegebedingten Eigenan-
teil der pflegebedurftigen Person, der mit der Dauer der vollstationaren Pflege steigt. Eben-
falls entfallt ein geringer und nicht genau bezifferbarer Anteil auf die Sozialhilfetrager.

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind wegen des geringen Umfangs
der finanziellen Auswirkungen im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Das Gesetz tragt dazu bei, die personellen Grundlagen professioneller Pflege in Anbetracht
einer weiter steigenden Zahl von pflegebedurftigen Menschen in ganz Deutschland zu si-
chern. Menschen mit Pflegebedarf und deren Angehérige sind auf entsprechende Leis-
tungsangebote angewiesen. Der Anteil von Frauen in den Pflegeberufen und in der Pflege-
ausbildung einschlie3lich der bisherigen landesrechtlich geregelten Pflegehilfe- bzw. Pfle-
geassistenzausbildung ist besonders hoch. Es ist davon auszugehen, dass das Gesetz ei-
nerseits Frauen in besonderem Malle zugutekommt und andererseits die Ausbildung fir
Manner attraktiver macht.

VIl. Befristung; Evaluierung

Nach § 53 Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] werden die Wirkungen der
Regelungen zum Zugang zur Pflegeassistenzausbildung, [alternativ streichen] zur Verkur-
zung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] auf einen Vorberei-
tungskurs auf die Abschlussprifung in H6he von 320 Stunden sowie die Regelungen zum
Finanzierungsverfahren durch das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und das Bundesministerium fir Gesundheit bis zum 31. Dezember 2031 auf wis-
senschaftlicher Grundlage evaluiert.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz iiber die bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung)

Zu Artikel 1 (Gesetz iiber die bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung
[alternativ: Pflegehilfeausbildung])

Zu Teil 1 (Allgemeiner Teil)
Zu Abschnitt 1 (Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbezeichnung)
Zu § 1 (Fiihren der Berufsbezeichnung)

§ 1 regelt die Erlaubnispflicht zum Fihren der Berufsbezeichnung ,Pflegefachassistentin®,
.Pflegefachassistent” und ,Pflegefachassistenzperson® [alternativ: ,Pflegehelferin®, ,Pflege-
helfer” oder ,Pflegehilfeperson®]. Dabei ist entsprechend den tbrigen bundeseinheitlichen
Heilberufsgesetzen nicht die Ausiibung einer bestimmten Tatigkeit, sondern die Fihrung
der genannten Berufsbezeichnung erlaubnispflichtig.

Der Schutz der Berufsbezeichnung ist mit der Berufsfreiheit vereinbar. Nach Artikel 12
Grundgesetz sind die Beschrankungen der Berufsfreiheit nur durch Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes mdglich. Diese Voraussetzung wird durch das Pflegeassistenzgesetz
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[alternativ: Pflegehilfegesetz] erfillt. Die gesetzlich geregelten Einschrankungen geniigen
auch materiellrechtlich den der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu ent-
nehmenden Anforderungen.

Regelungen, die die Verwendung einer Berufsbezeichnung unter einen Erlaubnisvorbehalt
stellen, sind subjektive Berufszulassungsbeschrankungen oder diesen zumindest gleich-
wertig (BVerwGE 59, 213, 218 f). ,Pflegefachassistentinnen”, ,Pflegefachassistenten” und
.Pflegefachassistenzpersonen* [alternativ: ,Pflegehelferinnen®, ,Pflegehelfer” oder ,Pflege-
hilfepersonen”] sind dabei im Rahmen der in der Ausbildung vermittelten Kompetenzen zur
Ausubung der erlernten Tatigkeiten berechtigt, ohne dass es hierzu einer weiteren aus-
dricklichen Ermachtigung bedarf.

Den Anforderungen fir eine subjektive Zulassungsvoraussetzung ist Genlige getan, da die
Regelung zum Schutz wichtiger Gemeinschaftsguter geeignet, erforderlich sowie den Be-
troffenen zumutbar ist. Bei dem zu schitzenden, wichtigen Gemeinschaftsgut handelt es
sich um die Gesundheit der Bevolkerung sowie um das Anliegen, die Versorgungssicherheit
in der Pflege sowie die Qualitat der pflegerischen Versorgung durch einen attraktiven und
zukunftsfahigen Pflegeberuf zu verbessern und sicherzustellen, dessen Ausbildung die ver-
anderten und sich weiter verandernden Versorgungs- und Pflegebedarfe berlcksichtigt.

Der Schutz der Berufsbezeichnung, die ausschlief3lich nach vorangegangener Ausbildung
und bestandener Prufung erteilt werden kann, ist geeignet die Gesundheit der Bevolkerung
zu schitzen, da hierdurch sichergestellt wird, dass Angehdrige des Pflegeassistenzberufs
[alternativ: Pflegehilfeberufs] bestimmte Kenntnisse und Fahigkeiten aufweisen und zu pfle-
gende Menschen sowie Arbeitgeber dies erkennen kdnnen. Der Schutz der Berufsbezeich-
nung stellt darGiber hinaus im System der Heilberufe, zu denen auch die Pflegeassistenz-
ausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung], als nicht-arztlicher Heilberuf zahlt, das am
wenigsten beeintrachtigende Mittel zum Schutz der Gesundheit der Bevolkerung dar und
bewahrt sich bei einer Vielzahl berufsrechtlicher Regelungen im Bereich der Gesundheits-
fachberufe Gber Jahrzehnte. Die zur Erlaubniserteilung zum Fihren der Berufsbezeichnung
zu erwerbenden Kompetenzen stehen dariiber hinaus nicht aul3er Verhaltnis zu dem zu
schutzenden Gemeinschaftsgut; der vorgeschriebene formale Ausbildungsgang mit staatli-
cher Abschlussprifung beschwert den Berufsbewerberinnen und -bewerbern nicht Gberma-
Rig.

Das Fihren der Berufsbezeichnung ohne eine Erlaubnis ist eine Ordnungswidrigkeit und
nach § 48 bul3geldbewehrt

Zu § 2 (Voraussetzungen fiir die Erteilung der Erlaubnis)

§ 2 legt die Voraussetzungen fir die Erteilung der Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeich-
nung fest. Die Erlaubnis wird auf Antrag erteilt. Bei Vorliegen der in den Nummern 1 bis 4
genannten Anforderungen besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Erlaubnis. Die ein-
zelnen Voraussetzungen entsprechen den in den sonstigen Berufszulassungsgesetzen im
Bereich der Gesundheitsfachberufe Ublichen Regelungen, wie auch den Regelungen im
Pflegeberufegesetz.

Die antragstellende Person muss nachweisen, dass sie die in diesem Gesetz geregelte
Ausbildung abgeleistet und die staatliche Abschlusspriifung erfolgreich bestanden hat.

Diese Regelung bezieht sich auf Ausbildungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Die
antragstellende Person darf sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht haben, aus dem
sich die Unzuverlassigkeit zur Ausiibung des Berufs ergibt. Dies kann Uber die Vorlage
eines erweiterten Flhrungszeugnisses nachgewiesen werden.

Daruber hinaus darf die antragstellende Person nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Aus-
Ubung des in diesem Gesetz geregelten Berufs ungeeignet sein. Diese Formulierung sta-
tuiert das Erfordernis der gesundheitlichen Eignung fir den Beruf, das im Hinblick auf den
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Schutz des Patienten oder der Patientin erforderlich ist, ohne Missverstandnisse hinsicht-
lich einer eventuellen Diskriminierung von Menschen mit Behinderung hervorzurufen. Nicht
das Fehlen einer Behinderung ist entscheidend fur die Berufszulassung, sondern dass die
antragsstellende Person in gesundheitlicher Hinsicht nicht ungeeignet ist. Die Formulierung
bertcksichtigt damit die Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention.

Diese Voraussetzung kann insbesondere durch die Vorlage einer arztlichen Bescheinigung
nachgewiesen werden. Die Versagung einer Erlaubnis sollte nur dann erfolgen, wenn eine
Berufsausubung aufgrund der gesundheitlichen Begebenheiten auch in weniger belasten-
den Téatigkeitsfeldern nicht mdglich erscheint.

Des Weiteren muss die antragstellende Person uber die zur Austibung des Pflegeassis-
tenzberufs [alternativ: Pflegehilfeberufs] erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache
verfigen. Gerade im Pflegebereich ist es unabdingbar, dass sich das Pflegepersonal mit
den zu betreuenden Personen, mit deren Angehorigen, im Kollegenkreis und auch mit an-
deren in den Pflegeprozess eingebundenen Berufsgruppen, insbesondere Pflegfachperso-
nen, verstandigen kann. Missverstandnisse, die durch unzureichende Kenntnisse der deut-
schen Sprache entstehen, kdnnen schwerwiegende Folgen flr Gesundheit und Leben der
pflegebedulirftigen Personen nach sich ziehen. Die zu fordernden Sprachkenntnisse sollten
sich am Sprachniveau B 2 des Gemeinsamen Europaischen Referenzrahmens fir Spra-
chen orientieren und kdnnen uber ein Sprachzertifikat nachgewiesen werden.

Zu § 3 (Riicknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis)

§ 3 regelt die Ricknahme, den Widerruf und das Ruhen der Erlaubnis zum Fihren der
Berufsbezeichnung. Die Sonderregelung gegentber den allgemeinen Vorschriften Gber
Ricknahme und Widerruf eines Verwaltungsaktes nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz
ist durch das besondere Interesse am Schutz pflegebediirftiger Menschen begriindet.

Lagen zum Zeitpunkt der Erlaubniserteilung die Voraussetzungen nach
§ 2 Nummer 1 oder 2 nicht vor oder war die Ausbildung nicht abgeschlossen, so hat die
zustandige Behdrde die Erlaubnis mit Wirkung flr die Vergangenheit nach Absatz 1 aufzu-
heben.

Die Ricknahme steht im Ermessen der zustandigen Behorde, wenn bei Erlaubniserteilung
eine der Voraussetzungen nach § 2 Nummer 3 oder 4 nicht vorgelegen hat.

Lagen zum Zeitpunkt der Erlaubniserteilung die Voraussetzungen nach § 2 vor, hat sich
jedoch die antragstellende Person im Nachgang eines Verhaltens schuldig gemacht, aus
dem sich ihre Unzuverlassigkeit zur Austibung des Berufs ergibt, so ist die Erlaubnis nach
Absatz 2 mit Wirkung fur die Zukunft zu widerrufen. Der Widerruf der Erlaubnis steht im
Ermessen der Behodrde, wenn die antragsstellende Person im Nachgang zur Erlaubniser-
teilung in gesundheitlicher Hinsicht zur Austibung des Pflegeassistenzberufs [alternativ:
Pflegehilfeberufs] ungeeignet wird. Bei Ausstellung von Ersatzurkunden kann zur Vermei-
dung von Missbrauchen die erneute Vorlage eines aktuellen Fiihrungszeugnisses verlangt
werden.

Wurde gegen die Inhaberin oder den Inhaber der Erlaubnis nach § 1 ein Strafverfahren
eingeleitet, aus dem sich die Unzuverlassigkeit zur Austibung des Berufs ergeben kann,
steht es im Ermessen der zustandigen Behdrde nach Absatz 3 das Ruhen der Erlaubnis
mit der Folge anzuordnen, dass das Flhren der Berufsbezeichnung nach § 1 nicht mehr
zuldssig ist. Diese Vorschrift zielt auf das hohe Schutzgut des Patientenschutzes pflegebe-
durftiger Menschen.

Das Ruhendstellen der Erlaubnis beeintrachtigt die Erlaubnisinhaberin oder den Erlaubnis-
inhaber geringer als ein Widerruf der Erlaubnis. Die zustandige Behoérde hat im Rahmen
ihrer Ermessensausiibung den erforderlichen Schutz der pflegebedurftigen Menschen mit
dem Interesse der Berufstragerin oder des Berufstragers an der Berufsauslibung sorgfaltig
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abzuwagen. Dies gilt insbesondere, da der Einleitung eines Strafverfahrens nur der Ver-
dacht einer Straftat zugrunde liegt, der gerade noch nicht als zutreffend erwiesen ist.

Zu Teil 2 (Ausbildung in der Pflegeassistenz [alternativ: Pflegehilfe])
Zu Abschnitt 1 (Ausbildung)
Zu § 4 (Ausbildungsziel)

Die Vorschrift regelt das Ausbildungsziel der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflege-
hilfeausbildung] und damit den staatlichen Ausbildungsauftrag sowohl fir die Pflegeschulen
als auch fur den Trager der praktischen Ausbildung sowie die sonstigen an der Ausbildung
beteiligten Einrichtungen.

Wie die Ausbildung zur Pflegefachkraft nach dem Pflegeberufegesetz, ist auch die Pfle-
geassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] generalistisch ausgestaltet d.h.
sie vermittelt die fur alle Altersstufen [alternativ streichen] in akut und dauerhaft stationaren
sowie ambulanten Pflegesituationen erforderlichen fachlichen und personalen Kompeten-
zen. Die praktische Ausbildung erfolgt fiir alle Auszubildenden in den Einsatzbereichen der
allgemeinen Akut- und Langzeitpflege, sowohl ambulant als auch stationar. Die Pflegeas-
sistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] bereitet damit auf einen universellen
[alternativ streichen] Einsatz in allen allgemeinen Arbeitsfeldern der Pflege vor, erleichtert
einen Wechsel zwischen den einzelnen Pflegebereichen und eréffnet zusatzliche Einsatz-
und Aufstiegsmadglichkeiten. Hierdurch wird die Ausbildung in ein gestuftes und transparen-
tes Fort- und Weiterbildungssystem eingepasst und die Durchlassigkeit zwischen den ein-
zelnen Qualifikationsstufen in der Pflege verbessert.

Der Ausbildungsauftrag besteht kraft Gesetzes und ist damit Gegenstand eines jeden
Schulverhaltnisses und Ausbildungsvertrags, der zwischen der auszubildenden Person und
dem Trager der praktischen Ausbildung geschlossen wird. Die Pflegeschule, der Trager der
praktischen Ausbildung und die sonstigen an der praktischen Ausbildung beteiligten Ein-
richtungen sind verpflichtet, den Ausbildungsauftrag nach den Vorgaben des Gesetzes und
der Ausbildungs- und Prifungsverordnung nach § 47 zu erflllen.

Absatz 1 beschreibt in allgemeiner Form als Ziel der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung], den Auszubildenden die Kompetenzen zu vermitteln, die — unter
Beachtung der Pflegeprozessverantwortung von Pflegefachpersonen — fir die selbstandi-
gen Durchfiihrung von PflegemalRnahmen in nicht komplexen Pflegesituationen sowie flr
die Mitwirkung an PflegemalRnahmen in komplexen Pflegesituationen fur Menschen aller
Altersstufen [alternativ streichen] erforderlich sind. Die Verantwortung fir den Pflegepro-
zess und die Analyse, Evaluation, Sicherung und Entwicklung der Qualitat der Pflege ins-
gesamt verbleibt bei der Pflegefachperson. Die vorbehaltenen Tatigkeiten nach § 4 Pflege-
rufegesetz werden nicht berthrt.

Die zu erwerbenden Kompetenzen umfassen fachliche und personale Kompetenzen ein-
schlieBlich der zugrunde liegenden methodischen, sozialen, diversitatssensiblen, kommu-
nikativen und digitalen Kompetenzen und der zugrunde liegenden Lernkompetenzen sowie
der Fahigkeit zum Wissenstransfer und zur Selbstreflexion. Lebenslanges Lernen wird da-
bei als ein Prozess der eigenen beruflichen Biographie verstanden und die fortlaufende
personliche und fachliche Weiterentwicklung als notwendig anerkannt. Am Ende der Aus-
bildung sollen die Auszubildenden befahigt sein, die vielfaltigen Aufgaben des Berufs als
.Pflegefachassistentin®, ,Pflegefachassistent” bzw. ,Pflegefachassistenzperson® [alternativ:
,Pflegehelferin®, ,Pflegehelfer” oder ,Pflegehilfeperson] sicher zu Gbernehmen.

Der Begriff der umfassenden und prozessorientierten Pflege wird in Absatz 2 dargelegt.
Dieser entspricht dem Pflegebegriff des § 5 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes.
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Absatz 3 prazisiert in einer umfassenden, aber nicht abschlieRenden Aufzahlung die cha-
rakteristischen Aufgaben des Berufs und die Fahigkeiten, die zu ihrer ordnungsgemafien
Erflllung in der Ausbildung nach diesem Gesetz zu entwickeln sind.

Hierbei wird unterschieden zwischen Aufgaben, die Pflegefachassistenzpersonen [alterna-
tiv: Pflegehilfepersonen] in nicht komplexen Pflegesituationen selbstéandig durchfihren so-
wie Aufgaben an denen Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehilfepersonen] in
komplexen Pflegesituationen mitwirken (Nummer 1), arztlich angeordnete MalRnahmen, die
insbesondere aufgrund ihrer geringen Risikogeneigtheit zur Ubertragung geeignet sind, die
Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehilfepersonen] eigenstandig durchflihren
(Nummer 2) sowie die interdisziplinare [alternativ: intraprofessionelle] Kommunikation und
Zusammenarbeit mit anderen Berufsgruppen [alternativ: im Pflegeteam] (Nummer 3).

Pflegeassistenzpersonen kénnen dabei im Rahmen der &rztlichen Anordnung nach Uber-
tragung durch den Arzt oder Weiterlibertragung durch eine Pflegefachperson nicht nur ein-
fache medizinisch-diagnostische MalRhahmen wie Blutdruckmessen, Pulsmessen, Blutzu-
ckermessen, Wiegen und Korpertemperaturmessen, sondern auch weitergehende Mal3-
nahmen wie z.B. subkutane Injektionen, Medikamentengabe, Kompressionsstrimpfe oder
-verbande anlegen und Sauerstoffgabe eigenstandig durchflhren. [alternativ: Pflegehilfe-
personen kdnnen dabei im Rahmen der arztlichen Anordnung nach Ubertragung durch den
Arzt oder Weitertibertragung durch eine Pflegefachperson einfache medizinisch-diagnosti-
sche MalRnahmen wie Blutdruckmessen, Pulsmessen, Blutzuckermessen, Wiegen und
Kdrpertemperaturmessen eigenstandig durchflihren, verfligen jedoch nicht Gber die erfor-
derlichen Kompetenzen flr die eigenstandige Durchfihrung weitergehende MalRhahmen
wie z.B. subkutane Injektionen, Medikamentengabe, Kompressionsstrimpfe anlegen und
Sauerstoffgabe.]

Bei Verwendung der Begriffe ,selbststandig” oder ,eigenstandig“ wird wie auch beim Pfle-
geberufegesetz auf die Erlauterungen zu den Begrifflichkeiten des Deutschen Qualifikati-
onsrahmen abgestellt. Der Begriff der Selbststéandigkeit umfasst danach insbesondere auch
das Element des Tatigwerdens in eigener Verantwortung, wahrend der Begriff der Eigen-
standigkeit den Fall des Tatigwerdens auf fremde (&rztliche) Anordnung erfasst.

Komplexe Pflegesituationen zeichnen sich durch ein héheres Risiko fir die Gesundheit der
zu pflegenden Menschen und flr eine Verschlechterung der Pflegesituation aus. Dies ist
typischer Weise der Fall bei einer Kumulation von schwerwiegenden Pflegebedarfen, ge-
sundheitlicher Instabilitdt oder taglich auftretenden sozialen Herausforderungen und mit
dieser Kumulation einhergehender Unlbersichtlichkeit der Pflegesituation. Daher sind flr
ihre Bearbeitung komplexe fachliche Uberlegungen und ggf. auf dieser Grundlage die Ent-
wicklung von neuen Lésungsansatzen erforderlich. Dies erfordert berufliche Handlungs-
kompetenzen einer Pflegefachperson nicht nur fir die Prozesssteuerung, sondern auch fir
die Durchflihrung eines Grolteils der Pflegemalinahmen. Pflegefachassistentinnen, Pfle-
gefachassistenten und Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehelferinnen, Pflege-
helfer und Pflegehilfepersonen] fihren in komplexen Pflegesituationen PflegemalRnahmen
nicht eigenverantwortlich, sondern gemeinsam mit Pflegefachpersonen durch, d. h. die
Durchfihrungsverantwortung liegt dann bei der Pflegefachperson.

Nicht komplexe Pflegesituationen kénnen durch Anwendung von Handlungsschemata be-
waltigt werden, die geringfligig an die individuellen Bedlrfnisse des zu pflegenden Men-
schen angepasst werden. Sie sind in der Regel durch ein mittleres oder geringes Ausmalf}
von qualitativ weniger schwerwiegenden Pflegebedarfen, gesundheitliche Stabilitat und
nicht taglich auftretende soziale Herausforderungen gekennzeichnet. Die zu pflegenden
Menschen verfligen typischer Weise noch tUber ein gewisses Ausmal an Selbststandigkeit,
so dass sie in Teilen unabhangig von pflegerischer Unterstitzung ihre Bedurfnisse befrie-
digen koénnen. Das akute Verschlechterungsrisiko ist eher gering oder gering.



-64 -

Pflegefachassistentinnen, Pflegefachassistenten und Pflegefachassistenzpersonen [alter-
nativ: Pflegehelferinnen, Pflegehelfer und Pflegehilfepersonen] nehmen durch die Wahr-
nehmung ihrer Durchflihrungsverantwortung unmittelbar Einfluss auf die Gesundheit und
die Lebensqualitat der zu pflegenden Menschen. Sie sind dartber hinaus aber auch fir die
Qualitat des Pflegeprozesses als solchem von hoher [alternativ streichen] Bedeutung, da
die von ihnen wahrzunehmenden Beobachtungs- und Dokumentationsaufgaben und die
Pflicht zur fachlich begriindeten und reflektierten [alternativ streichen] Informationsweiter-
gabe eine wesentliche Grundlage auch fir die Arbeit der Pflegefachpersonen darstellt. Sie
sind an der Durchfiihrung von medizinisch-diagnostischen und medizinisch-therapeuti-
schen [alternativ streichen] MaRnahmen beteiligt. Sie erwerben verstarkt auch Kompeten-
zen im Bereich Pravention, Rehabilitation [alternativ streichen] und Palliation.

Die weitere Ausgestaltung der zu vermittelnden Kompetenzen erfolgt in der nach § 47 Ab-
satz 1 Nummer 1 zu erlassenden Ausbildungs- und Prifungsverordnung.

Zu § 5 (Dauer und Struktur der Ausbildung)

Die Vorschrift regelt die Dauer und die Struktur der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung]. Es ist vorgesehen, dass die Ausbildung grundsatzlich in Vollzeitform
achtzehn [alternativ: zwolf] Monate dauert. Dies gilt unabhangig vom Zeitpunkt der staatli-
chen Abschlussprifung. Das Ausbildungsverhaltnis erstreckt sich somit in Vollzeitform auch
dann Uber achtzehn [alternativ: zwolf] Monate, wenn die staatliche Prifung aus organisato-
rischen Grinden friiher abgelegt wird.

Die Dauer der Ausbildung folgt aus den notwendigen und mit dem Ausbildungsziel definier-
ten Anforderungen an die Ausbildung. Sie ermdglicht eine versorgungssektorentbergrei-
fende Kompetenzvermittiung und die fiir einen erfolgreichen Ausbildungsabschluss erfor-
derliche Kompetenzentwicklung fir die zur Ausbildung zugelassenen Zielgruppen.

Im Sinne eines Beitrags zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist es zulassig,
die Ausbildung auch in Teilzeitform mit einer Héchstdauer von drei [alternativ: zwei] Jahren
zu absolvieren. Eine Beschrankung der Héchstdauer der Teilzeitausbildung ist erforderlich,
weil sowohl die Auszubildenden als auch die Schule und der Trager der praktischen Aus-
bildung zu Beginn der Ausbildung eine zeitliche Perspektive fir den Abschluss der Ausbil-
dung bendtigen und bei einer zu langen Ausbildungsdauer das Bildungsziel nicht mehr er-
reicht werden kann. Der Zeitraum von drei [alternativ: zwei] Jahren ist dabei angemessen.
Im Rahmen einer beruflichen Erstausbildung ist es zumutbar, wenn die Halfte der regularen
Arbeitszeit auf die Ausbildung entfallt. Die Beschrankung entspricht vergleichbaren Bestim-
mungen in anderen Heilberufsgesetzen, wie z.B. im Pflegeberufegesetz.

Eine Ausbildung in Teilzeit kbnnen die Lander auch fir den Erwerb allgemeinbildender
Kenntnisse und Fahigkeiten, wie sie z.B. heute in einigen landesrechtlich auf zwei Jahre
angelegten Ausbildungsgangen vermittelt werden, neben der Pflegeassistenzausbildung
vorsehen. Der allgemeinbildende Unterricht ist dabei jedoch nicht Teil der bundesrechtlich
geregelten Pflegeassistenzausbildung und nimmt deshalb auch nicht an der Finanzierung
der Pflegeassistenzausbildung teil.

Die Verklirzung der Ausbildungsdauer aufgrund einer Anrechnung einer anderen Ausbil-
dung oder Teilen einer Ausbildung regelt § 11.

Die Ausbildung umfasst theoretische und praktische Unterrichtseinheiten und eine prakti-
sche Ausbildung. Die Einzelheiten zur Strukturierung des theoretischen und praktischen
Unterrichts und der praktischen Ausbildung werden in der Ausbildungs- und Prifungsver-
ordnung nach § 47 geregelt.

Dies gilt auch fir die naheren Regelungen zur staatlichen Abschlussprifung.
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Nach Absatz 2 findet der theoretische und praktische Unterricht an einer Pflegeschule statt.
Pflegeschulen sind entweder staatliche Schulen oder bedirfen der staatlichen Anerken-
nung bzw. Genehmigung und muissen den Mindestanforderungen nach § 8 gentigen. In
diesem Zusammenhang ist auf die Vorschrift zur Weitergeltung staatlicher Anerkennung
von Schulen nach § 51 zu verweisen. Der Unterricht erfolgt anhand eines Lehrplans, den
die Pflegeschule erstellt.

Die Durchflihrung der praktischen Ausbildung erfolgt nach Absatz 3 auf der Grundlage ei-
nes Ausbildungsplans, den der Trager der praktischen Ausbildung (§ 7) erstellt. Die Auszu-
bildenden leisten im Rahmen der praktischen Ausbildung drei Pflichteinsatze in den allge-
meinen und speziellen Bereichen der Pflege sowie Stunden zur freien Verfugung [alternativ
streichen] in den Einrichtungen nach § 6.

Wesentliche Bestandteile der praktischen Ausbildung und damit Garanten einer qualitats-
vollen Ausbildung sind die Praxisanleitung in den Einrichtungen und die Praxisbegleitung
durch die Pflegeschule. Die Auszubildenden werden durch Beschaftigte in den Einrichtun-
gen, die die Funktion als Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter ilbernehmen, vor Ort in die
pflegerischen Aufgaben und Tatigkeiten schrittweise anhand des Ausbildungsplans einge-
wiesen und angeleitet. Der Praxisanleitung kommt damit eine wesentliche Rolle beim Er-
werb der nach diesem Gesetz beschriebenen Kompetenzen zu und unterstreicht den Aus-
bildungscharakter der praktischen Ausbildungseinheiten.

Fur die geplante und strukturierte Praxisanleitung wird ein Anteil von mindestens zehn Pro-
zent der auf den jeweiligen Einsatz entfallenden praktischen Ausbildungszeit gesetzlich vor-
gegeben. Die unabhangig davon erforderliche situative Praxisanleitung tritt hinzu. Die Pfle-
geschule unterstitzt die praktische Ausbildung durch die von ihr zu gewahrleistende Pra-
xisbegleitung vor Ort in angemessenem Umfang. Naheres, insbesondere auch zur Qualifi-
zierung der Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter wird in der Ausbildungs- und Prifungs-
verordnung nach § 47 geregelt.

Die Kosten der Praxisanleitung in den Einrichtungen sowie die Kosten der Praxisbegleitung
durch die Pflegeschulen sind Teil der Pflegeausbildungskosten.

Die Ausbildung erfordert eine enge Zusammenarbeit der Pflegeschule, des Tragers der
praktischen Ausbildung sowie den weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen.
Um diese Zusammenarbeit abzusichern und erfolgreich zu gestalten, schliel3en die Betei-
ligten nach Absatz 4 entsprechende Kooperationsvertrage. Zwischen der Pflegeschule, ins-
besondere den flur die Praxisbegleitung zustandigen Lehrkraften, dem Trager der prakti-
schen Ausbildung sowie den an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen und
den Praxisanleiterinnen und Praxisanleitern sollte auf Grundlage der Kooperationsvertrage
ein regelmafiger Austausch erfolgen, damit eine Ausbildung auf hohem Niveau gewahr-
leistet ist.

Zu § 6 (Durchfiihrung der praktischen Ausbildung)

Der praktische Teil der Ausbildung umfasst aufgrund der generalistischen Ausrichtung Eins-
atze in verschiedenen Einrichtungen. § 6 legt fest, welche Einrichtungen jeweils in Betracht
kommen. Diese entsprechen den Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Pflegeberufegesetz.

Absatz 1 sieht vor, dass Pflichteinsatze im Rahmen der praktischen Ausbildung in der all-
gemeinen Akutpflege in stationaren Einrichtungen, der allgemeinen Langzeitpflege in stati-
onaren Einrichtungen und der allgemeinen ambulanten Akut- und Langzeitpflege geleistet
werden und regelt die Einrichtungen, in denen diese Pflichteinsatze durchgefiihrt werden
kénnen. Dies sind zugleich die Einrichtungen, die auch die Tragerschaft der praktischen
Ausbildung nach § 7 Gbernehmen kénnen und mit der auszubildenden Person den Ausbil-
dungsvertrag nach § 14 schliel’en sowie den Ausbildungsplan zur Durchfihrung der prak-
tischen Ausbildung entwickeln.
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Die Definition nach Nummer 1 umfasst auch psychiatrische Krankenhauser, wenn die Aus-
bildungsinhalte der allgemeinen Akutpflege vermittelt werden kdnnen. Gerade weil diese
Einrichtungen die fir die Ausbildung wichtige Funktion des Tragers der praktischen Ausbil-
dung nach § 7 ibernehmen kdnnen, wird unter Qualitdtsaspekten Wert darauf gelegt, dass
gesetzlich vorgegebene Kriterien erflllt sind. Dies wird durch die Bezugnahme auf die ge-
nannten Vorschriften im Flunften Buch Sozialgesetzbuch und im Elften Buch Sozialgesetz-
buch erreicht. Nach Absatz 1 Nummer 3 gilt fir ambulante Pflegeeinrichtungen entspre-
chend der Vorgaben im Pflegeberufegesetz, dass beide Zulassungen vorliegen missen,
d.h. sie mussen zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch und kumulativ nach § 37 des Finften Buches Sozialgesetzbuch zugelas-
sen sein. Einrichtungen, die diese Kriterien nicht erfullen, kbnnen Uber die Regelung in Ab-
satz 2 in die Ausbildung einbezogen werden, sofern die dort genannten Voraussetzungen
erfullt sind [alternativ streichen].

Die Ausbildung soll dabei mit einem langeren Pflichteinsatz beim Trager der praktischen
Ausbildung beginnen, um in der Einstiegsphase der Ausbildung fir die auszubildende Per-
son einen festen Rahmen anbieten zu kénnen. Insgesamt soll durch eine Verlangerung des
jeweiligen Pflichteinsatzes sichergestellt werden, dass mehr als die Halfte der praktischen
Ausbildungszeit beim Trager der praktischen Ausbildung stattfinden [alternativ: streichen].

Der Einsatz, der kein Pflichteinsatz ist, kann in den Einrichtungen nach Absatz 1 oder in
anderen geeigneten Einrichtungen durchgeflhrt werden. Die Stunden zur freien Verfligung
dienen dazu, Bereiche der Pflege kennenzulernen, die in den Pflichteinsatzen nicht im Fo-
kus stehen. So kdnnen diese beispielsweise im Bereich Padiatrie, Psychiatrie, Sterbebe-
gleitung, Palliation oder Rehabilitation absolviert werden. [alternativ streichen]

Ob eine Einrichtung — dies gilt auch fur die in Absatz 1 genannten Einrichtungen — [alternativ
streichen] grundsatzlich zur Durchflihrung von Teilen der praktischen Ausbildung geeignet
ist, bestimmt sich im Ubrigen nach Landesrecht. Bundesrechtlich ist in Absatz 3 vorgege-
ben, dass eine Einrichtung nur dann zur Vermittlung von Ausbildungsinhalten im Rahmen
der praktischen Ausbildung geeignet ist, wenn ein angemessenes Verhaltnis von Auszubil-
denden zu Fachkraft gewahrleistet ist. Die zustadndige Landesbehoérde kann im Falle von
Rechtsverstdlien einer Einrichtung die Durchfiihrung untersagen.

Weitere Einzelheiten zu Umfang und Verteilung der Einsatze regelt die Ausbildungs- und
Prifungsverordnung nach § 47.

Die Lander kdnnen nach Absatz 4 durch Landesrecht bestimmen, dass eine Ombudsstelle
zur Schlichtung und Regulierung von Streitigkeiten zwischen der auszubildenden Person
und Tragern der praktischen Ausbildung bei der zustéandigen Stelle entsprechend § 26 Ab-
satz 4 Pflegeberufegesetz eingerichtet wird. Die Einrichtung einer Ombudsstelle zur
Schlichtung von Streitigkeiten ist eine geeignete Mallnahme, um Einvernehmen zwischen
der auszubildenden Person und der Vielfalt der Trager der praktischen Ausbildung herzu-
stellen.

Zu § 7 (Trager der praktischen Ausbildung)

§ 7 regelt, wer die Tragerschaft der praktischen Ausbildung Gbernehmen kann und welche
Aufgaben damit verbunden sind. Die Tragerschaft der praktischen Ausbildung durch einen
Ausbildungsbetrieb, der mit der auszubildenden Person einen Ausbildungsvertrag schlief3t,
ist wesentliches Merkmal einer dualen Berufsausbildung.

Hierdurch wird die Ausbildungsverantwortung des Ausbildungsbetriebs gestarkt, aber auch
die Identifikation und Zugehdrigkeit der Auszubildenden mit der jeweiligen Einrichtung ge-
fordert.

Nach Absatz 2 kénnen Trager der praktischen Ausbildung nur die in § 6 Absatz 1 genann-
ten Einrichtungen sein, die dartiber hinaus weitere Anforderungen erfiillen missen. Trager
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der praktischen Ausbildung kénnen danach nur Einrichtungen sein, die eine Pflegeschule
nach § 8 selbst betreiben oder die mit mindestens einer Pflegeschule einen Vertrag tUber
die Durchfiihrung des theoretischen und praktischen Unterrichts geschlossen haben. Dies
ist erforderlich, um die Verknipfung der theoretischen mit der praktischen Ausbildung si-
cherzustellen.

Der Trager der praktischen Ausbildung tragt die Verantwortung fir die Durchflihrung der
praktischen Ausbildung einschlie3lich deren Organisation und Koordination bei mehreren
an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen. Er erstellt einen Ausbildungsplan,
auf dessen Grundlage die praktische Ausbildung erfolgt. Der Ausbildungsplan muss zeitlich
und sachlich so gegliedert sein, dass das Ausbildungsziel in der Ausbildungszeit erreicht
werden kann. Der Ausbildungsplan muss den Anforderungen des Lehrplans der Pflege-
schule entsprechen. Kénnen, was auch bei groReren Tragern ganz regelmaRig der Fall sein
wird, nicht alle vorgegebenen Einsatze der praktischen Ausbildung beim Trager der prakti-
schen Ausbildung durchgefuhrt werden, sind weitere Einrichtungen, die den Anforderungen
nach § 6 gentigen, an der praktischen Ausbildung zu beteiligen. Der Trager der praktischen
Ausbildung schliet nach Absatz 3 dann mit den weiteren Einrichtungen Vereinbarungen,
um die Durchfiihrung des jeweiligen Einsatzes bei dieser Einrichtung auf der Grundlage
des Ausbildungsplans zu gewahrleisten. Hierzu gehdrt auch die Sicherstellung der Praxis-
anleitung in den Einrichtungen. Verfestigen sich diese Kooperationen zu dauerhaften Aus-
bildungsverblnden, wird die Organisation der Ausbildung in der Praxis stark vereinfacht.

Wenn zwischen dem Trager der praktischen Ausbildung und einer Pflegeschule Trageri-
dentitat besteht, kann nach Absatz 4 unproblematisch die dann nur organisatorisch verselb-
standigte Pflegeschule die Aufgaben des Tragers der praktischen Ausbildung tbernehmen.
Besteht keine Trageridentitat, kann der Trager der praktischen Ausbildung durch Vereinba-
rung auch die Wahrnehmung von Aufgaben an die Pflegeschule Ubertragen. Eine solche
Gestaltung kann gerade kleineren Ausbildungsbetrieben die Ubernahme der Rolle des Tré-
gers der praktischen Ausbildung erleichtern. In diesem Rahmen kann der Ausbildungsbe-
trieb die Pflegeschule zum Abschluss des Ausbildungsvertrages bevollmachtigen, so dass
die formale Anmeldung zur Ausbildung in einem Schritt erfolgen kann. Die Uber den Aus-
bildungsvertrag definierte Stellung eines Ausbildungsbetriebs als Trager der praktischen
Ausbildung bleibt davon jedoch sowohl im Falle der Ausbildungsverbinde wie auch der
Aufgabenubertragung auf eine Pflegeschule unberihrt. Damit ist zugleich die betriebliche
Zuordnung einschlief3lich der betrieblichen Mitbestimmungsrechte der auszubildenden Per-
son zum Ausbildungsbetrieb sichergestellt.

Die Identitdt des Kreises der Einrichtungen, die Trager der praktischen Ausbildung nach
dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] sein kdnnen, mit dem nach dem
Pflegeberufegesetz ist im Ubrigen notwendige Voraussetzung fiir die in § 24 geregelte
Schaffung eines gemeinsamen Finanzierungsverfahrens fir die im Pflegeassistenzgesetz
[alternativ: Pflegehilfegesetz] und im Pflegeberufegesetz geregelten Ausbildungen.

Zu § 8 (Mindestanforderungen an Pflegeschulen)

§ 8 regelt in Absatz 1 die Mindestanforderungen an Pflegeschulen, die erforderlich sind, um
das Ziel der Ausbildung und eine hohe Ausbildungsqualitat sicherzustellen. Diese gelten
sowohl fiir staatliche als auch staatlich anerkannte Pflegeschulen. Die Ubergangs- und Be-
standsschutzregelungen des § 51 stellen sicher, dass es zu keinen Einbriichen in den Aus-
bildungskapazitaten kommt. Flr das vorhandene Personal wird ein umfassender personli-
cher Bestandsschutz gewahrleistet.

Die Schulleitung muss hauptberuflich durch eine padagogisch qualifizierte Person erfolgen,
die Uber eine abgeschlossene Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichbarem Ni-
veau verfligt. Besondere pflegerische Fachkenntnisse der Schulleitung werden nicht vo-
rausgesetzt. Diese sind angesichts der Leitungsfunktion nicht zwingend und waren dartber
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hinaus insbesondere flr staatliche Schulzentren, die Gber mehrere Ausbildungsgange ver-
schiedener Fachrichtungen verfuigen, nicht umsetzbar.

Die Pflegeschule hat darliber hinaus eine angemessene Zahl an fachlich und padagogisch
qualifizierten Lehrkraften zu beschaftigen und nachzuweisen. Die Lehrkrafte missen, so-
weit sie theoretischen Unterricht erteilen, Uber eine entsprechende, insbesondere pflege-
padagogische, abgeschlossene Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichbarem Ni-
veau und, soweit sie praktischen Unterricht erteilen, tGber eine entsprechende, insbeson-
dere pflegepadagogische, abgeschlossene Hochschulausbildung verfuigen. Diese Vorga-
ben sind erforderlich, um eine qualitative Ausbildung, die den steigenden Anforderungen
an das Pflegepersonal und den fortschreitenden pflegewissenschaftlichen Erkenntnissen
gerecht wird, sicherzustellen. Die geforderte Qualifikation entspricht dem fir die Lehrerbil-
dung ublichen Anforderungsniveau.

Die Lander kénnen nach Absatz 3 befristet bis zum 31. Dezember 2036 durch Landesrecht
zulassen, dass die Hochschulausbildung nicht oder nur fir einen Teil der Lehrkrafte auf
Master- oder vergleichbarem Niveau vorliegen muss. Diese Ubergangsregelung ist notwen-
dig, um sicherzustellen, dass zu Beginn der Ausbildung ausreichend Lehrpersonal fur den
theoretischen Unterricht zur Verfigung steht. Die Lander missen in diesem zeitlichen Rah-
men sicherstellen, dass ausreichend Qualifizierungsangebote flir Lehrkrafte in der Pflege
auf Master- oder vergleichbarem Niveau geschaffen werden. Die Ubergangsvorschrift des
§ 51 reicht angesichts moglicher Veranderungen im Schulbestand durch Neugriindungen
und Fusionen sowie des personellen Ersatzbedarfs durch altersbedingt ausscheidende
Lehrkrafte und mdglichen personellen Mehrbedarfs bei steigenden Ausbildungszahlen nicht
aus.

Die Zahl der Lehrkrafte muss im Verhaltnis zur Zahl der Ausbildungsplatze der Pflegeschule
angemessen sein. Absatz 2 enthalt eine Konkretisierung nur fiir die hauptberuflichen Lehr-
krafte. Bei diesen soll das Verhaltnis mindestens einer hauptberuflichen Vollzeitstelle auf
zwanzig Ausbildungsplatze betragen. Die bundesgesetzliche Vorgabe stellt hier wie auch
sonst nur Mindestanforderungen auf, die zur Sicherung der Ausbildungsqualitat notwendig
sind. Es soll sichergestellt werden, dass den Auszubildenden ein Mindestmalf} an hauptbe-
ruflichen Lehrkraften als kontinuierliche Ansprechpartner zur Verfligung steht. Ein héherer
Personalschliissel kann geboten sein, um den gesetzlich vorgegebenen Bildungsauftrag
der Schule umzusetzen. Die Refinanzierung eines hdheren Schlissels ist unter Beachtung
der grundsatzlich fur alle Finanzierungsregelungen geltenden Wirtschaftlichkeitsvorgabe
maglich.

Im Interesse einer hohen Ausbildungsqualitat sind die Anforderungen nach Absatz 1 Num-
mer 1 und 2 erforderlich, um die Auszubildenden angemessen auf das Erreichen des Aus-
bildungsziels und die Anforderungen im beruflichen Alltag vorzubereiten. Die Vorgabe einer
Hochschulausbildung fiir Schulleitungen und Lehrkrafte stellt keinen ungerechtfertigten Ein-
griff in die Berufsfreiheit dar. Nach Artikel 12 des Grundgesetzes sind Beschrankungen der
Berufsfreiheit nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes mdglich. Diese Vorausset-
zung wird durch das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] erflllt. Die ge-
setzlich geregelten Einschrankungen genugen auch materiell-rechtlich der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts. Es handelt sich um subjektive Zulassungsvoraussetzun-
gen, die dann zulassig sind, wenn sie zum Schutz wichtiger Gemeinschaftsglter geeignet,
erforderlich sowie den Betroffenen zumutbar sind und die vorgeschriebenen Kompetenzen
nicht auBer Verhaltnis zur geplanten Tatigkeit stehen (vgl. BVerfGE 13, 97,107).

Die vorliegende Regelung dient dem Schutz der Gesundheit der Bevolkerung. Die vorge-
sehenen Qualifikationsvoraussetzungen sind geeignet und erforderlich, um die Gesundheit
der Bevdlkerung zu schitzen. Sie verfolgen den Zweck, die Qualitat der neuen Pflegeaus-
bildung sicherzustellen. Moderne Lehr- und Lerntechniken erfordern sowohl eine fachliche
als auch padagogisch-didaktische Qualifikation, die auf Dauer nur durch hochschulische
Lehrerbildung sichergestellt werden kann. Sie steht damit auch nicht auf3er Verhaltnis zur
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geplanten Tatigkeit. Dem Vertrauensschutz der bisherigen Schulleitungen und Lehrkrafte
wird durch Bestandsschutzvorschriften in § 51 Rechnung getragen. Die Lander erhalten
daruber hinaus die Befugnis, das Qualifikationsniveau der Lehrkrafte abweichend zu regeln.
Des Weiteren enthalt § 51 weitreichende Ubergangsvorschriften.

Weitere Mindestanforderungen an Pflegeschulen in Absatz 1 Nummer 3 betreffen die Aus-
stattung, die vorgehalten werden muss, um die Ausbildung erfolgreich durchzuftihren. Den
Landern ist es unbenommen, die vorgegebenen Mindestanforderungen weiter auszugestal-
ten oder zusatzliche Vorgaben zu regeln.

Zu § 9 (Gesamtverantwortung der Pflegeschule)

Die Pflegeschule tragt nach Absatz 1 die Gesamtverantwortung flr die Koordination des
theoretischen und praktischen Unterrichts mit der praktischen Ausbildung. Sie prift, ob der
Ausbildungsplan, den der Trager der praktischen Ausbildung unter Bertcksichtigung der
Vorgaben des Lehrplans der Pflegeschule zu erstellen hat, tatsachlich dessen Anforderun-
gen entspricht. Ist dies nicht der Fall, ist der Trager der praktischen Ausbildung zur Anpas-
sung des Ausbildungsplans verpflichtet. Auf diese Weise wird eine optimale inhaltliche und
zeitliche Theorie-Praxis-Verzahnung wahrend der Ausbildung gewahrleistet.

Die Festlegung mdglichst korrespondierender Ausbildungsinhalte zwischen Unterricht und
praktischer Ausbildung stellt sicher, dass zu den Lerninhalten des Unterrichts Praxisbezug
hergestellt wird. Die in der Pflegeschule erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten unterstit-
zen die Auszubildenden bei der Umsetzung ihrer Aufgaben in den Einrichtungen. Dartber
hinaus kann die Pflegeschule durch die Verzahnung, die Erfahrungen und Fertigkeiten der
Auszubildenden aus der Praxis durch theoretische Grundlagen vertiefen und durch Einord-
nung in einen Gesamtkontext abstrahieren sowie bei der Reflexion helfen.

Die Pflegeschule ist auch wahrend der praktischen Ausbildung Ansprechpartnerin flr die
Auszubildenden. Sie halt zu den Auszubildenden Kontakt Gber die von ihr zu gewahrleis-
tende Praxisbegleitung. Sie ist Vermittlerin, falls Schwierigkeiten bei der Durchfuihrung der
praktischen Ausbildung entstehen. Sie Uberprift nach Absatz 2 anhand des Ausbildungs-
nachweises der auszubildenden Person, ob die praktische Ausbildung auf der Grundlage
des Ausbildungsplans durchgefiihrt wird. Wird die praktische Ausbildung nicht anhand des
Ausbildungsplans durchgefiuhrt, hat die Pflegeschule unterschiedliche Mdglichkeiten der
Handhabe. Besteht Trageridentitat mit dem Trager der praktischen Ausbildung, sind inner-
organisatorische MaRnahmen zu ergreifen. Hat die Pflegeschule mit dem Trager der prak-
tischen Ausbildung nach § 7 Absatz 2 Nummer 2 einen Vertrag geschlossen, sollte dieser
die Konsequenzen im Innenverhaltnis regeln. Sind an der praktischen Ausbildung weitere
Einrichtungen beteiligt, sind auch diese Uber Kooperationsvertrage mit der Pflegeschule
verbunden. Primarer Ansprechpartner fur die Pflegeschule wird allerdings in der Regel der
Trager der praktischen Ausbildung sein, da dieser die Verantwortung fur die Durchflihrung
der praktischen Ausbildung tragt.

Bei Durchfuihrung der Praxisbegleitung wird die Pflegeschule durch die an der Ausbildung
beteiligten Einrichtungen unterstiitzt. Hierzu gehort insbesondere, dass die Einrichtungen
den Lehrkraften der Pflegeschulen, die die Praxisbegleitung wahrnehmen, Zugang gewah-
ren. Die Einzelheiten sind in den Kooperationsvertragen nach § 5 Absatz 4 zu regeln.

Die Regelung des § 9 ist damit im Kontext mit den weiteren, die Stellung der Pflegeschule
beschreibenden Regelungen zu sehen. Ohne Vertrag mit einer Pflegeschule kann ein Aus-
bildungsbetrieb nach § 7 Absatz 2 nicht Trager der praktischen Ausbildung sein. Ohne Zu-
stimmung der Pflegeschule kann der Trager der praktischen Ausbildung nach § 14 Absatz 6
keinen Ausbildungsvertrag abschlief3en. Finanziert wird die Pflegeschule unabhangig vom
Trager der praktischen Ausbildung Uber ein eigenes Budget.
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Zu § 10 (Voraussetzungen fiir den Zugang zur Ausbildung)

§ 10 regelt die Zugangsvoraussetzungen zur Ausbildung. Voraussetzung zur Ausbildung
zur Pflegefachassistentin, zum Pflegefachassistent oder zur Pflegefachassistenzperson [al-
ternativ: zur Pflegehelferin, zum Pflegehelfer oder zur Pflegehilfeperson] ist nach Absatz 1
der Hauptschulabschluss oder ein anderer gleichwertiger Schulabschluss.

Liegt kein Schulabschluss vor, kann nach Absatz 2 bei einer positiven und sachlich begrin-
deten Prognose hinsichtlich eines erfolgreichen Ausbildungsabschlusses durch die Pflege-
schule, die Ausbildung dennoch aufgenommen werden. Diese Regelung wird gemal § 51
Absatz 1 bis zum 31. Dezember 2031 evaluiert. Eine weitergehende Anpassung der Zu-
gangsvoraussetzungen zur Pflegefachperson nach dem Pflegeberufegesetz erfolgt nicht.
Die hohen Anforderungen an die Fachkraftausbildung machen auch bei Vorliegen der wei-
teren Voraussetzungen nach § 11 Absatz 2 Nummer 2 Pflegeberufegesetz mindestens ei-
nen Hauptschulabschluss erforderlich. Die Lander kdnnen flr Auszubildende nach dem
Pflegeassistenzgesetz ohne Schulabschluss parallel die Mdglichkeit zum Erwerb eines
Hauptschulabschlusses vorsehen, um eine Durchlassigkeit zur Pflegeausbildung zu ge-
wahrleisten. Der Erwerb des Schulabschlusses ist dabei jedoch nicht Teil der Pflegeassis-
tenzausbildung und nimmt deshalb auch nicht an der Finanzierung der Pflegeassistenzaus-
bildung teil. [alternativ streichen]

Zusatzlich zum schulischen Abschluss mussen die Ausbildungsbewerberinnen und -bewer-
ber weitere Zugangsvoraussetzungen erflllen. Die Voraussetzungen nach
§ 2 Nummer 2 bis 4 finden nach Absatz 3 [alternativ: 2] entsprechende Anwendung. Die
Bewerberin oder der Bewerber darf nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausbildung unge-
eignet oder unzuverlassig sein und muss Uber die fir das Absolvieren der Ausbildung er-
forderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfiigen. Die fiir die Ausbildung geforder-
ten Sprachkenntnisse sind auf einem niedrigeren Niveau anzusetzen als die fir die Aus-
Ubung des Berufs nach § 2 Nummer 4 geforderten Kenntnisse. Dass keine gesundheitli-
chen Aspekte der Ausbildung entgegenstehen, kann Uber eine arztliche Untersuchung, die
Zuverlassigkeit Uber die Vorlage eines erweiterten Flihrungszeugnisses und die Kenntnisse
der deutschen Sprache Uber ein Sprachzertifikat nachgewiesen werden.

Zu § 11 (Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und Berufserfahrung)

Die Vorschrift ermdéglicht die Anrechnung von anderen Ausbildungen oder anderen erfolg-
reich abgeschlossenen Teilen einer Ausbildung im Umfang von bis zu einem Drittel [alter-
nativ: Viertel] auf die Dauer einer Ausbildung zur Pflegefachassistentin, zum Pflegefachas-
sistent oder zur Pflegefachassistenzperson [alternativ: zur Pflegehelferin, zum Pflegehelfer
oder zur Pflegehilfeperson]. Die Anrechnung wird nicht von Amts wegen durchgeflihrt, son-
dern setzt einen Antrag voraus. Das Erreichen des Ausbildungsziels darf in allen Fallen
durch die Anrechnung nicht gefahrdet werden.

Nach Absatz 1 Nummer 1 kann die zustandige Behdrde auf Antrag die Dauer einer Ausbil-
dung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 um bis zu ein Drittel [alternativ: Viertel] verkirzen, wenn
eine andere erfolgreich abgeschlossene Ausbildung oder erfolgreich abgeschlossene Teile
einer Ausbildung vorliegen. Entscheidend ist der Umfang der Gleichwertigkeit. Somit ist es
nicht mdglich, reine Ausbildungszeiten, die nicht mit einer bestandenen Prifung oder in
vergleichbarer Weise abgeschlossen wurden, zu bericksichtigen. Die Vorschrift ermdglicht
es insbesondere im Falle eines Abbruchs der Ausbildungen nach Pflegeberufegesetz, be-
reits abgeschlossene Ausbildungsleistungen auf die Ausbildung zur ,Pflegefachassisten-
tin“, zum ,Pflegefachassistent* oder zur ,Pflegefachassistenzperson® [alternativ: zur ,Pfle-
gehelferin®, zum ,Pflegehelfer” oder zur ,Pflegehilfeperson”] anrechnen zu lassen.

Nach Absatz 1 Nummer 2 kann die zustandige Behdrde auf Antrag die Dauer einer Ausbil-
dung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 um bis zu ein Drittel [alternativ: Viertel] verkirzen, wenn
eine mindestens 24 Monate dauernde praktische Vollzeittatigkeit in der in der patienten-
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bzw. pflegebedurftigennahen Pflege in einer Einrichtung nach § 6 Absatz 1 oder eine min-
destens 48 Monate dauernde praktische Teilzeittatigkeit im Umfang von mindestens 50
Prozent der regelmaligen Vollzeittatigkeit in der patienten- bzw. pflegebedirftigennahen
Pflege in einer Einrichtung nach § 6 Absatz 1 und der Nachweis vorliegt, dass das Ende
der Tatigkeit bei Antragstellung nicht langer als 36 Monate zurlckliegt. Damit soll besonders
berufserfahrenen Personen schneller zum Ausbildungsabschluss verholfen werden. Die
Frist von 36 Monaten berlcksichtigt insbesondere Unterbrechungen aufgrund von Eltern-
zeiten.

Ferner kann nach Absatz 1 Nummer 3 auf Antrag die Dauer einer Ausbildung nach
§ 5 Absatz 1 Satz 1 um bis zu einem Dirittel [alternativ: Viertel] verklrzt werden, wenn an-
derweitig erworbene Kompetenzen in entsprechendem Umfang in einem Kompetenzfest-
stellungsverfahren festgestellt worden sind. Das Nahere zum Kompetenzfeststellungsver-
fahren regeln die Lander. In § 45 Absatz 3 ist geregelt, dass das Bundesinstitut fir Berufs-
bildung unter Beteiligung der Fachkommission Empfehlungen zum Kompetenzfeststel-
lungsverfahren entwickelt.

Die zustandige Behorde kann nach Absatz 2 auf Antrag bei Vorliegen einer sachlich be-
grindeten positiven Prognose der Pflegeschule hinsichtlich des erfolgreichen Abschlusses
der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] die Stunden der prakti-
schen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] durch Anrechnung um
den vollen Umfang verkirzen und die Stunden des theoretischen und praktischen Unter-
richts auf 320 Stunden verklirzen, wenn entweder eine Ausbildung nach Pflegeberufege-
setz erst nach dem Ende des zweiten Ausbildungsjahres abgebrochen wurde und der
Nachweis vorliegt, dass die Ausbildung bei Antragstellung nicht langer als 36 Monate zu-
rickliegt, oder eine mindestens 60 Monate dauernde praktische Vollzeittatigkeit in der pa-
tienten- bzw. pflegebedirftigennahen Pflege oder eine mindestens 90 Monate dauernde
praktische Teilzeittatigkeit in der patienten- bzw. pflegebedurftigennahen Pflege im Umfang
von mindestens 50 Prozent der regelmaRigen Vollzeittatigkeit in einer Einrichtung nach
§ 6 Absatz 1 und der Nachweis vorliegt, dass das Ende der Tatigkeit bei Antragstellung
nicht langer als 36 Monate zuruckliegt. Die Frist von 36 Monaten berucksichtigt insbeson-
dere Unterbrechungen aufgrund von Elternzeiten. Die auf 320 Stunden Unterricht verkirzte
Ausbildung erhalt die gesetzliche Bezeichnung ,Vorbereitungskurs®. Die auf den schuli-
schen Teil der Ausbildung entfallenden Regelungen finden weiterhin Anwendung. Dieser
findet also z.B. auch weiterhin an staatlichen oder staatlich anerkannten Pflegeschulen
statt.

Far den Vorbereitungskurs erarbeitet die Fachkommission gemaR § 42 einen Rahmenlehr-
plan. Der Vorbereitungskurs hat neben der Prifungsvorbereitung insbesondere die kriti-
sche Reflexion der bisherigen Praxiserfahrung und der Grenzen der eigenen Handlungs-
befugnisse zum Gegenstand. Die Kosten der Pflegeschulen, einschliellich der Prifungs-
kosten auch fur den praktischen Teil der Prufung, werden uber die Ausgleichsfonds finan-
ziert. Die schulische Ausbildung kann berufsbegleitend erfolgen und zeitlich gestreckt wer-
den. Eine zusatzliche praktische Ausbildung bei einem Trager der praktischen Ausbildung
findet nicht statt. Dementsprechend wird auch keine Ausbildungsvergitung gezahlt.

Zu § 12 (Anrechnung von Fehlzeiten)
Diese Vorschrift regelt die Anrechnung von Unterbrechungen der Ausbildung.

Bei Unterbrechung der Ausbildung wegen mutterschutzrechtlicher Beschaftigungsverbote
der Auszubildenden sind Fehlzeiten von insgesamt 14 Wochen einschlieRlich der Fehlzei-
ten nach Absatz 1 Nummer 2 anrechenbar. Unter die mutterschutzrechtlichen Beschafti-
gungsverbote fallen zum einen die Schutzfristen nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 Mut-
terschutzgesetz sowie die Ubrigen Beschaftigungsverbote nach § 3 Absatz 1 und §§ 4, 6
Mutterschutzgesetz. Eine Unterbrechung dartber hinaus gefahrdet grundsatzlich das Ziel
der Ausbildung und ist im Interesse der Qualitdt der Ausbildung nicht vertretbar. Zur
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Vermeidung von besonderen Harten sollen Unterbrechungen, die Uber die in Absatz 1 an-
gegebenen Zeiten hinausgehen, allerdings dann angerechnet werden, wenn nach Abwa-
gung aller Umstande des Einzelfalls eine Anrechnung gerechtfertigt erscheint und die Er-
reichung des Ausbildungsziels dadurch nicht gefahrdet wird. Ist eine Anrechnung nicht
moglich, kann die zustandige Behorde die Ausbildungszeit verlangern.

Elternzeit stellt keinen Urlaub im Sinne des § 12 Absatz 1 Nummer 1 dar. Absatz 3 stellt
klar, dass die gesetzlich geregelten Freistellungsanspriiche nach dem Betriebsverfas-
sungsgesetz, dem Bundespersonalgesetz oder den Landespersonalvertretungsgesetzen
nicht als Fehlzeiten im Sinne des § 12 gelten.

Zu § 13 (Modellvorhaben zur Weiterentwicklung des Pflegeassistenzberufs
[alternativ: Pflegehilfeberufs])

Die Vorschrift regelt die Zulassigkeit von befristeten Modellvorhaben zur Weiterentwicklung
der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung]. Die Zulassung erfolgt
durch die Lander im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend und dem Bundesministerium fir Gesundheit. Zulassig sind Abweichun-
gen von den §§ 5, 6 und 9 und den Vorschriften der Ausbildungs- und Prifungsverordnung
nach § 47 Absatz 1, die sich nicht auf Inhalte oder Priifungsvorgaben beziehen. Satz 2 stellt
klar, dass im Rahmen eines Modellvorhabens abweichend von § 5 Absatz 2 Teile der the-
oretischen Ausbildung als Fernunterricht durchgefihrt werden kénnen. Dies gilt nach Satz
1 mit der MaRRgabe, dass dadurch das Erreichen der Ausbildungsziele nach § 4 nicht ge-
fahrdet wird.

Zu Abschnitt 2 (Ausbildungsverhaltnis)
Zu § 14 (Ausbildungsvertrag)

Die Vorschrift enthalt Regelungen zum Abschluss und zum Mindestinhalt des Ausbildungs-
vertrags zwischen dem Trager der praktischen Ausbildung und dem oder der Auszubilden-
den. Sie entspricht vergleichbaren Regelungen in anderen Heilberufsgesetzen, insbeson-
dere des Pflegeberufegesetzes.

Zur Starkung der Rolle der Pflegeschule, die nach § 9 die Gesamtverantwortung flir die
Ausbildung tragt, ist in Absatz 6 vorgesehen, dass der Ausbildungsvertrag zu seiner Wirk-
samkeit die Zustimmung der Pflegeschule bedarf.

Zu § 15 (Pflichten der Auszubildenden)

Die Vorschrift umschreibt die den Auszubildenden im Rahmen der Ausbildung obliegenden
Pflichten. Der Ausbildungsnachweis ist so auszugestalten, dass sich aus ihm die Ableistung
der praktischen Ausbildungsanteile und eine Kompetenzentwicklung ablesen lassen.

Zu § 16 (Pflichten des Tragers der praktischen Ausbildung)
Die Vorschrift regelt die Pflichten des Tragers der praktischen Ausbildung.

Absatz 1 bestimmt, dass der Trager der praktischen Ausbildung durch eine angemessene
und zweckmaRige Strukturierung der Ausbildung auf der Grundlage des Ausbildungsplans
die Erreichung des Ausbildungsziels in der vorgeschriebenen Ausbildungszeit sicherzustel-
len und den Auszubildenden die erforderlichen Ausbildungsmittel kostenlos zur Verfligung
zu stellen hat. Dazu zahlen ausdricklich auch die Ausbildungsmittel, die zum Ablegen der
staatlichen Abschlussprifung erforderlich sind.

Der Trager der praktischen Ausbildung hat die Auszubildenden im Ubrigen fiir die Teil-
nahme an Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule und fir die Teilnahme an Prifun-
gen freizustellen. Die Freistellung muss eventuelle Reise- und Wegezeiten mitumfassen.
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Auch dariber hinaus ist dem Ausbildungscharakter entsprechend auf die erforderlichen
Lern- und Vorbereitungszeiten Ricksicht zu nehmen.

Die Ausbildungsverglitung muss nach § 17 Absatz 1 grundséatzlich fir die gesamte Dauer
der Ausbildung gezahlt werden. Die Bezlige sind daher auch wahrend der Teilnahme an
Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule und Prifungen fortzuzahlen.

Durch die Schutzvorschrift in Absatz 2 wird zugunsten der Auszubildenden sichergestellt,
dass diesen nur Verrichtungen Gbertragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen und
deren Ausbildungsstand sowie deren physischen und psychischen Kraften entsprechen.
Dadurch soll auch verhindert werden, dass die Auszubildenden lediglich als Arbeitskrafte
eingesetzt werden. Die fur jugendliche Auszubildende, d.h. flir Personen unter 18 Jahren
geltenden Arbeitsschutzvorschriften nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz bleiben unbe-
rahrt.

Zu § 17 (Ausbildungsvergiitung)

Nach Absatz 1 hat die auszubildende Person grundsatzlich gegeniiber dem Trager der
praktischen Ausbildung Anspruch auf eine angemessene Ausbildungsvergltung fir die ge-
samte Dauer der Ausbildung. Die Ausbildungsvergutung dient der finanziellen Unterstut-
zung der auszubildenden Person und erhéht die Attraktivitat der Ausbildung.

Orientierungspunkt sollte insofern die Vergiutung nach dem Tarifrecht des offentlichen
Dienstes sein. Angaben Uber Zahlung und Héhe der Ausbildungsvergitung sind im Ausbil-
dungsvertrag nach § 14 festzulegen.

Die Ausbildungsverglitung muss angemessen sein, wobei der Malistab der Angemessen-
heit gesetzlich nicht geregelt wird. Insofern wird auf die Ausfiihrungen in der Begrindung
zu § 19 Pflegeberufegesetz (Ausbildungsvergitung) im Entwurf eines Gesetzes zur Reform
der Pflegeberufe (BT-Drucksache 18/7823, S. 75 und 76) und auf die darin bezuggenom-
mene Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts verwiesen.

Sachbezlige nach Absatz 2 kdnnen nur in dem Umfang gewahrt werden, in dem dies durch
den Ausbildungsvertrag nach § 14 vorgesehen ist.

Bei einer nach Absatz 3 Uiber die vereinbarte regelmaRige tagliche oder wdchentliche Aus-
bildungszeit hinausgehenden Beschaftigung sind insbesondere die Arbeitszeitvorschriften
des Arbeitszeitgesetzes und des Jugendarbeitsschutzgesetzes zu beachten.

Zu § 18 (Probezeit)

Die Vorschrift regelt eine der besonderen Struktur der Ausbildung entsprechende Probezeit,
die auf drei Monate festgelegt wird. Sollte sich aus tarifvertraglichen Regelungen eine an-
dere Dauer ergeben, so gilt diese.

Zu § 19 (Ende des Ausbildungsverhiltnisses)

Die Vorschrift trifft Bestimmungen zum Ende des Ausbildungsverhaltnisses und zum Ver-
fahren bei Nichtbestehen der Priifung. In Absatz 1 wird dabei deutlich gemacht, dass die
Ausbildungszeit in jedem Fall erst nach Ablauf der achtzehnmonatigen [alternativ: zwolfmo-
natigen] Ausbildungszeit endet, auch wenn die Prifung vorher abgelegt sein sollte.

Zu § 20 (Kiindigung des Ausbildungsverhaltnisses)

Die Regelung enthalt die tblichen Bestimmungen fir die Kiindigung von Ausbildungsver-
haltnissen.
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Zu § 21 (Beschaéftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhiltnis)

Die Regelung ist eine Schutzvorschrift zugunsten der Auszubildenden, die dem Rechtsge-
danken des § 625 Blrgerlichen Gesetzbuches entspricht.

Zu § 22 (Nichtigkeit von Vereinbarungen)

Die Vorschrift bestimmt, dass die in diesem Gesetz zum Ausbildungsverhaltnis enthaltenen
Regelungen in keinem Fall zu Ungunsten der Auszubildenden abbedungen werden durfen.
Es handelt sich um eine Schutzvorschrift, da sich die Auszubildenden auf Grund der Aus-
bildung in einem Abhangigkeitsverhaltnis und somit in einer besonders schutzbedurftigen
Lage befinden.

Die in Absatz 3 Nummer 1 enthaltene Regelung Uber die Nichtigkeit einer Verpflichtung der
Auszubildenden zur Zahlung von Schulgeld dient der Klarstellung. Sie soll gewahrleisten,
dass die Bestimmungen zur Ausbildungsvergutung nicht durch Schulgeldzahlungen konter-
kariert werden.

Zu § 23 (Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts)

Aufgrund bestehender Sonderregelungen fir Auszubildende, die Diakonissen, Diakonie-
schwestern oder Mitglieder geistlicher Gemeinschaften sind, wird durch § 23 deutlich ge-
macht, dass die Regelungen des Teil 2 Abschnitt 2 Gber das Ausbildungsverhaltnis keine
Anwendung finden. Das entspricht dem Autonomiestatut nach Artikel 140 GG in Verbindung
mit Artikel 137 Absatz 3 Weimarer Reichsverfassung, wonach solche Auszubildende, die
zu einer Kirche oder einer sonstigen Religionsgemeinschaft in einem besonderen Rechts-
verhaltnis stehen. Die Rechte und Pflichten dieser Auszubildenden werden durch soge-
nannte Gestellungsvertrage zwischen der geistlichen Gemeinschaft und dem Trager der
praktischen Ausbildung im Einzelnen geregelt.

Zu Abschnitt 3 (Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung])

Mit einer bundeinheitlichen, generalistisch ausgestalteten Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung], werden auch eine einheitliche Finanzierung und einheitliche
Finanzierungsgrundsatze eingefiihrt. Die Finanzierung der Ausbildung erfolgt entsprechend
dem Pflegeberufegesetz tber die Einrichtung von Ausbildungsfonds auf Landesebene. Da-
bei werden die Kosten und Kostenanteile, die die bisherigen Kostentrager fir die Ausbil-
dungen nach Pflegeberufegesetz tragen, der gemeinsamen Finanzierung zugrunde gelegt.
Der Ruckgriff auf die bewahrten sektorenubergreifenden Verfahren des Pflegeberufegeset-
zes ist moglich, weil auch die Ausbildung in der Pflegeassistenz [alternativ: Pflegehilfe] ein-
schlieBlich der Praxiseinsatze vollstandig generalistisch ausgestaltet ist und gewahrleistet
die schnelle Umsetzbarkeit der einheitlichen Finanzierung.

Finanziert wird eine am Ausbildungsbedarf orientierte, wohnortnahe Ausbildung. Die Aus-
bildungszahlen werden nicht durch finanzielle Vorgaben gedeckelt, sondern richten sich
nach der tatsachlichen Zahl der Auszubildenden. Der Fonds finanziert die Gesamtkosten
der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung], d.h. die laufenden Schul-
kosten, die Kosten der Ausbildungsverglitung sowie die sonstigen Kosten der praktischen
Ausbildung. Gedeckt werden die Kosten der Ausbildung bei wirtschaftlicher Betriebsfiih-
rung. Hierfur erhalten die Pflegeschulen und der Trager der praktischen Ausbildung ein
Ausbildungsbudget, dessen Hohe sich im Regelfall durch eine Pauschalvereinbarung zu-
ziglich der Mehrkosten der Ausbildungsvergitung oder durch eine Individualvereinbarung
bestimmt. Die Mittelauszahlung erfolgt monatlich. Am Ende des Finanzierungszeitraumes
(Kalenderjahr) erfolgt eine Abrechnung. Die Liquiditdt des Fonds wird durch eine soge-
nannte Liquiditatsreserve sichergestellt, die Verwaltungskosten werden durch eine Verwal-
tungskostenpauschale gedeckt.
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Zu § 24 (Finanzierung)

§ 24 beschreibt die Ziele, die mit einer bundesweit einheitlichen Finanzierungsregelung ver-
folgt werden. Bundesweit soll eine wohnortnahe qualitatsgesicherte Ausbildung sicherge-
stellt werden. Zugleich sollen die bundeseinheitlichen Vorgaben gewahrleisten, dass bun-
desweit eine ausreichende Zahl an Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehilfeper-
sonen] ausgebildet wird. Angesichts der demographischen Entwicklung ist dies erforderlich.
In allen Versorgungsbereichen werden dringend mehr Pflegekrafte bendtigt. Die Zahl der
Menschen mit Pflegebedarf wird bis 2055 um rund 1,8 auf dann rund 6,8 Millionen steigen
(Pflegevorausberechnung vom 30.3.2023, DESTATIS Pressemitteilung). Es ist daher eine
der wesentlichen gesellschaftspolitischen Aufgaben der nachsten Jahre, eine gute und pro-
fessionelle pflegerische Versorgung zu sichern. Zu den Rahmenbedingungen einer guten
Pflege gehdrt eine qualitativ und quantitativ am Versorgungsbedarf der Pflegebedurftigen
ausgerichtete Personalausstattung der Pflegeeinrichtungen und Krankenhauser. Diese
wird zuklnftig nicht allein durch eine weitere Steigerung der Zahl der vorhandenen Pflege-
fachpersonen sichergestellt werden kénnen, es bedarf vielmehr auch eines neuen Perso-
nalmixes mit einer zielgenauen, kompetenzorientierten Aufgabenverteilung, insbesondere
zwischen Personen mit einer Pflegehilfe- bzw. Assistenzausbildung und Pflegefachperso-
nen.

Die Personalbemessungsinstrumente, die sich in den §§ 137k und 1371 SGB V und in §
113c SGB Xl wiederfinden, beriicksichtigen zwei (stationare Akutpflege) bzw. drei (vollsta-
tionare Langzeitpflege) Qualifikationsstufen in der Pflege, darunter auch die landesrechtlich
geregelte mindestens einjahrige Ausbildung in der Pflegehilfe bzw. Pflegeassistenz. Sie
sind fur ihre Wirksamkeit auf eine enge Abstimmung der Qualifikationsstufen angewiesen.
Im Prozess zur Einflihrung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur einheitlichen
Bemessung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach qualitativen und quantitati-
ven Mafstaben nach § 113c SGB Xl a.F. wurde fiur die stationare Langzeitpflege festge-
stellt, dass eine gute professionelle Pflege neben mehr Pflegefachpersonen zukunftig bis
zu 100.000 zusatzliche Personen mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung
(QN 3) bendtigt (vgl. Rothgang 2020, S. 371). Auch flr die Akutpflege werden voraussicht-
lich deutliche Mehrbedarfe und die Notwendigkeit der Entwicklung eines Qualifikationsmi-
xes unter Einbeziehung von Personen mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbil-
dung angenommen. Der weitere Prozess zur Umsetzung der PPR 2.0 kann dariber weite-
ren Aufschluss liefern. Diese Personen sind auf dem Arbeitsmarkt bisher nicht im erforder-
lichen Umfang verflgbar.

Die fur die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] vorgesehene bun-
desweit nach gleichen Grundsatzen organisierte Ausbildungsumlage setzt einheitliche fi-
nanzielle Anreize daflir, dass auch kinftig in Ausbildung investiert wird. Dem dient auch
das Ziel, Nachteile im Wettbewerb zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Einrich-
tungen zu vermeiden. Die Finanzierung durch ausbildende und nicht ausbildende Einrich-
tungen im Umlageverfahren starkt die Ausbildung durch kleinere und mittlere Einrichtungen,
die damit die finanziellen Belastungen nicht alleine tragen mussen. Auch dies ist ausdrick-
lich als Finanzierungsziel verankert.

§ 24 erklart die Regelungen von § 28 Absatz 2 bis 7, 27 Absatz 1 sowie der §§ 28 bis 36
Pflegeberufegesetz fir entsprechend anwendbar. An die Stelle der Mehrkosten der Ausbil-
dungsvergutung treten die Kosten der Ausbildungsvergltung. Auch in der Ausbildung zur
Pflegefachkraft wird im ersten Ausbildungsjahr kein Wertschépfungsanteil geltend ge-
macht. Fur die Ausbildung nach diesem Gesetz ist ein solcher dann auch fur die verblei-
bende Ausbildungszeit von nur noch sechs Monaten [alternativ streichen] nicht mehr [alter-
nativ streichen] gerechtfertigt. Hier ist zu berlcksichtigen, dass die Dauer der Einsatze der
Dauer der Ausbildung entsprechend gegenliber der Fachkraftausbildung verklrzt und da-
mit eine effektive Mitarbeit in dem jeweiligen Betrieb erschwert ist. Im Ubrigen sind die letz-
ten sechs Monate der Ausbildung auch bereits wesentlich durch die Prifungsvorbereitun-
gen und die Durchfuhrung der Prifungen gepragt [alternativ_streichen]. Die Kosten der
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Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] werden durch Ausgleichs-
fonds finanziert. Die Pauschalen werden fir die Ausbildungen nach dem Pflegeberufege-
setz und flr die Ausbildung nach diesem Gesetz gesondert festgelegt.

Zu Teil 3 (Anerkennung auslandischer Berufsabschliisse)

Zu Abschnitt 1 (AuBerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes erworbene
Berufsabschliisse)

Zu § 25 (Gleichwertigkeit und Anerkennung von Ausbildungen)

Absatz 1 bezieht sich auf Ausbildungen aul3erhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes.
Die Anerkennung setzt voraus, dass die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben
ist.

Absatz 2 enthalt die Vorgaben zur Prifung der Gleichwertigkeit. Nach Satz 1 setzt diese
voraus, dass die Ausbildung der antragstellenden Person gegenuber der deutschen Aus-
bildung keine wesentlichen Unterschiede enthalt. Die Prifung erfolgt im Rahmen eines Aus-
bildungsvergleichs.

Satz 2 Nummern 1 und 2 legen fest, wann wesentliche Unterschiede anzunehmen sind.
Nach Nummer 2 werden entsprechend den Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG zum Aus-
gleich wesentlicher Unterschiede neben einer einschlagigen Berufserfahrung auch das le-
benslange Lernen zugelassen, sofern eine zustandige Stelle des jeweiligen Staats die
durch das lebenslange Lernen erworbenen Kenntnisse und Fahigkeiten formell als gultig
anerkannt hat. Den zustandigen Anerkennungsbehdrden obliegt allerdings die Entschei-
dung dartber, ob und in welchem Umfang entsprechende Nachweise zum Ausgleich we-
sentlicher Unterschiede tatsachlich geeignet sind. Fir die Beriicksichtigung der einschlagi-
gen Erfahrungen der antragstellenden Person ist nicht von Bedeutung, wo diese erworben
wurden.

Absatz 3 regelt die Rechtsfolge fur den Fall, in dem ein Ausgleich wesentlicher Unter-
schiede nicht mdglich ist oder indem die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes auf
Grund fehlender Nachweise zur Ausbildung der Anerkennungsbewerberin oder des Aner-
kennungsbewerbers nicht geprift werden kann. Ist die Gleichwertigkeit des Ausbildungs-
oder Kenntnisstandes gegeben und werden auch die in § 2 Nummern 2 bis 4 genannten
persodnlichen Voraussetzungen erflllt, besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Be-
rufserlaubnis.

Die im Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] enthaltenen Vorschriften zur
Anerkennung von Berufsqualifikationen, die auRerhalb Deutschlands erworben wurden,
sind abschlieRend. Absatz 4 stellt daher klar, dass das Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz mit Ausnahme des § 17 (Statistik) keine Anwendung findet.

Absatz 5 soll es den Landern erméglichen, die Aufgaben nach diesem Abschnitt zu bln-
deln. Dieses Anliegen ist im Interesse der Vereinheitlichung des Verwaltungsvollzugs sinn-
voll.

Zu § 26 (Eignungspriifung oder Anpassungslehrgang)

Diese Vorschrift regelt die Anpassungsmalnahmen fir den Fall, dass die antragstellende
Person eine Berufsqualifikation in einem anderen Mitgliedstaat, einem Vertragsstaat oder
einem gleichgestellten Staat erworben hat oder die Berufsqualifikation bereits in einem die-
ser Staaten anerkannt wurde.

Nach Absatz 1 werden die Ausbildungsnachweise benannt, die den Nachweis eines gleich-
wertigen Kenntnisstandes durch eine Eignungsprifung oder einen Anpassungslehrgang er-
forderlich machen kénnen.
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Mit Absatz 1 Nummer 1 wird Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt. Mit
Absatz 1 Nummer 2 wird Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt. Mit Ab-
satz 1 Nummer 3 wird Artikel 12 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 3 der
Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt. Mit Absatz 1 Nummer 4 wird Artikel 12 Unterabsatz 1 der
Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt. Mit Absatz 1 Nummer 5 wird Artikel 12 Unterabsatz 2 der
Richtlinie 2005/36/EG.

Nach Absatz 2 hat die antragstellende Person grundsatzlich ein Wahlrecht zwischen der
Eignungsprifung und dem Anpassungslehrgang. Mit Absatz 2 wird Artikel 14 Unterabsatz
1 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt.

Abweichend von dem Grundsatz nach Absatz 2, ist gemaR Absatz 3 der gleichwertige
Kenntnisstand durch eine Eignungsprifung nachzuweisen, wenn die vorgelegte Berufsqua-
lifikation dem Niveau von Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG entspricht. Mit
Absatz 3 wird Artikel 14 Absatz 3 Unterabsatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt.

Zu § 27 (Kenntnispriifung oder Anpassungslehrgang)

Diese Vorschrift regelt in Absatz 1 und 2 die Anpassungsmafinahmen fur den Fall, dass die
antragstellende Person eine Berufsqualifikation in einem Drittstaat erworben hat, der kein
gleichgestellter Staat ist und diese Berufsqualifikation nicht bereits in einem anderen Mit-
gliedstaat, einem anderen Vertragsstaat oder einem gleichgestellten Staat anerkannt
wurde.

Sie sieht vor, dass nach Wahl der antragstellenden Person eine Anpassungsmaflnahme in
Form einer Kenntnisprifung oder eines Anpassungslehrgangs mit abschlieRender Priifung
durchzuflihren ist. Die Kenntnisprifung erstreckt sich dabei auf die Inhalte der staatlichen
Abschlussprifung, ist mit dieser aber nicht identisch, da von einer antragstellenden Person
aus einem Drittstaat nicht gefordert werden kann, dass sie die staatliche Prifung in einem
Umfang ablegt, die sich aktuell auf dem Wissensstand bewegt, der unmittelbar nach Ab-
schluss einer Ausbildung nach diesem Gesetz gegeben ist. Der Anpassungslehrgang dau-
ert héchstens achtzehn Monate. Er schliel3t mit einer Prifung Uber den Inhalt des Lehr-
gangs ab.

Absatz 3 regelt entsprechend der Einfihrung im Pflegeberufegesetz durch das Pflegestu-
diumstarkungsgesetz, dass die antragstellende Person auf eine Gleichwertigkeitsprifung
zugunsten eines Anpassungslehrgangs oder einer Kenntnispriifung verzichten kann. Uber
die Rechtsfolgen dieses Verzichts ist die antragstellende Person aufzuklaren.

Zu § 28 (Feststellungsbescheid)

§ 28 sieht vor, dass die Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation der antragstellenden Per-
son zeitlich vor den Ubrigen Voraussetzungen des § 2 gepruft werden soll. Die antragstel-
lende Person erhalt das Recht, einen isolierten Feststellungsbescheid zu beantragen, der
sich auf die Anerkennung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation der antragstellenden
Person mit einer Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]
und der dazugehorigen Ausbildungs- und Prifungsverordnung beschrankt.

Zu Abschnitt 2 (Erbringen von Dienstleistungen)
Zu § 29 (Dienstleistungserbringung)

§ 29 besitz klarstellenden Charakter. Staatsangehorige eines anderen Mitgliedstaates, ei-
nes anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates dirfen als dienstleistungs-
erbringende Person im Sinne des Artikels 57 AEUV voribergehend und gelegentlich den
Beruf der Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehilfeperson] austiben. Vorausset-
zung ist die Bescheinigung der Berechtigung zur Dienstleistungserbringung von der zustan-
digen Behdrde.
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Zu § 30 (Meldung der Dienstleistungserbringung)

Diese Vorschrift regelt die Pflicht zur Meldung der erstmaligen Dienstleistungserbringung
und den Inhalt der Meldung. Absatz 2 legt fest, welche Nachweise bei der erstmaligen
Dienstleistungserbringung vorzulegen sind. Er macht insbesondere von der Méglichkeit der
Richtlinie 2005/36/EG Gebrauch, dabei die Qualifikation des Dienstleistungserbringers zu
prufen. Dies ist im Interesse des Patientenschutzes angemessen und gerechtfertigt, da
auch im Falle einer voribergehenden und gelegentlichen Tatigkeit die Patientinnen oder
Patienten einen Anspruch auf qualifizierte Pflege haben. Entsprechend der Vorgabe der
Richtlinie 2005/36/EG ist eine Dienstleistungserbringung nur Personen erlaubt, die in einem
anderen Mitgliedstaat rechtmaRig niedergelassen sind. Das Erfordernis einer Erklarung
Uber ausreichende Sprachenkenntnis nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 ist mit Artikel 7 Ab-
satz 2 Buchstabe f der Richtlinie 2005/36/EG vereinbar.

Zu § 31 (Berechtigung zur Dienstleistungserbringung)

§ 31 regelt die Voraussetzungen, die zur voribergehenden und gelegentlichen Auslibung
der Tatigkeit als Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehilfeperson] als dienstleis-
tungserbringende Person berechtigen.

Sie entsprechen ausgenommen der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation den Voraus-
setzungen des § 2.

Zu § 32 (Zur Dienstleistungserbringung berechtigende Berufsqualifikation)

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation. Danach
muss die Berufsqualifikation der Meldung erstattenden Person fir den unmittelbaren Zu-
gang zu einem Beruf im Herkunftsstaat erforderlich sein, der dem Beruf der Pflegeassistenz
[alternativ: Pflegehilfegesetz] entspricht.

Dazu darf die Berufsqualifikation im Vergleich zu der Ausbildung im Geltungsbereich dieses
Gesetzes keine wesentlichen Unterschiede aufweisen, die so gro sind, dass die 6ffentliche
Gesundheit gefahrdet ware.

Weist die Berufsqualifikation wesentliche Unterschiede auf, die geeignet sind, die 6ffentli-
che Gesundheit zu gefahrden, kann die betreffende Person eine Eignungsprifung ablegen.
Erst bei der Feststellung einer méglichen Gefahr fir die 6ffentliche Gesundheit durch die
Dienstleistungserbringung hat die Meldung erstattende Person den Nachweis des gleich-
wertigen Kenntnisstandes durch eine Eignungsprufung zu erbringen.

Ist die Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation nur mit einem unangemessenen zeitlichen
oder sachlichen Aufwand festzustellen, kann in einer Eignungsprifung ein gleichwertiger
Kenntnisstand nachgewiesen werden.

Zu § 33 (Uberpriifen der Berechtigung zur Dienstleistungserbringung)

Absatz 1 regelt den Prifauftrag der zustandigen Behorde fir die Erteilung der Berechtigung
zur vorubergehenden und gelegentlichen Ausibung der Tatigkeit als Pflegefachassistenz-
person [alternativ: Pflegehilfeperson] als dienstleistungserbringende Person.

Absatz 2 stellt klar, dass der voribergehende und gelegentliche Charakter der Dienstleis-
tungserbringung von der zustandigen Behdrde im Einzelfall zu beurteilen ist. Ist eine Dienst-
leistungserbringung nicht mehr voriibergehend und gelegentlich, so ist der Meldung erstat-
tenden Person zuzumuten, die Erlaubnis zum Flhren der Berufsbezeichnung zu beantra-
gen.

Die zustandige Behdrde ist fir die Uberpriifung der Gleichwertigkeit berechtigt, Informatio-
nen Uber den Ausbildungsgang der meldenden Person in dem jeweiligen Staat anzufordern.
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Zu § 34 (Rechte und Pflichten der dienstleistungserbringenden Person)

Personen, die berechtigt sind, Dienstleistungen in dem Beruf der Pflegeassistenz [alterna-
tiv: Pflegehilfe] als dienstleistungserbringende Person zu erbringen, haben die gleichen
Rechte und Pflichten wie Personen mit einer Erlaubnis zur Berufsaustibung nach § 1. Zu-
dem durfen sie die Berufsbezeichnung nach diesem Gesetz flihren, auch wenn sie keine
Erlaubnis dafir besitzen.

In Absatz 3 werden die Pflichten der Dienstleistungserbringer entsprechend der Vorgabe in
Artikel 9 der Richtlinie 2005/36/EG, soweit sie fur die Heilberufe relevant sind, geregelt.
Hiernach besteht die Pflicht zur Meldung der dienstleistenden Person (iber wesentliche An-
derungen zu den Inhalten der Informationspflichten nach § 30 im Vergleich zu der erstma-
ligen Meldung.

Zu § 35 (Pflicht zur erneuten Meldung)

Bei Dienstleistungserbringungen, die langer als ein Jahr andauern, ist die dienstleistungs-
erbringende Person zur jahrlichen Meldung bei der zustandigen Behdrde verpflichtet.

Zu § 36 (Bescheinigung, die erforderlich ist zur Dienstleistungserbringung in einem
anderen Mitgliedstaat, einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten
Staat)

In § 36 wird geregelt, dass Personen mit einer im Inland abgeschlossenen Ausbildung die
Nachweise erhalten, die sie fir die Dienstleistungserbringung in anderen Mitgliedstaaten,
anderen Vertragsstaaten oder gleichgestellten Staaten bendtigen.

Zu Abschnitt 3 (Aufgaben und Zustiandigkeiten)
Zu § 37 (Zustandige Behorden)

Die Lander sind fir den Vollzug des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegeset-
zes] zustandig. In § 37 wird daher deutlich gemacht, dass die Lander die fir die konkrete
Durchfiihrung des Gesetzes zustandigen Behdrden bestimmen.

Zu § 38 (Unterrichtungs- und Uberpriifungspflichten)

§ 38 dient der Umsetzung der Artikel 56 und 60 der Richtlinie 2005/36/EG.

Zu § 39 (Vorwarnmechanismus)

Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 56a der Richtlinie 2005/36/EG.

Zustandige Stelle fir die Veranlassung der Warnmitteilung ist die Stelle, die eine der in
Absatz 1 genannten Entscheidungen (Widerruf, Ricknahme, Ruhen, Einschrankung der
Ausubung des Berufs, Verbot der Ausliibung des Berufs, vorlaufiges Berufsverbot) originar
getroffen hat, oder die Stelle, der gegenlber der Verzicht zu erklaren ist. Zeitgleich mit der
Warnmitteilung muss die zustandige Stelle, die die Warnmitteilung tatigt, die betroffene Per-
son uber die Warnmitteilung und deren Inhalt schriftlich unter Beifigung einer Rechts-
behelfsbelehrung unterrichten.

Zu § 40 (L6schung einer Warnmitteilung)

Die Vorschrift regelt die Loschung der Warnmitteilung im Binnenmarkt-Informationssystem
(IM1).
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Zu § 41 (Unterrichtung liber gefalschte Berufsqualifikationsnachweise)

Mit der Vorschrift wird Artikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt und geregelt, dass
bei gerichtlich festgestellter Nutzung gefalschter Berufsqualifikationsnachweise die zustan-
digen Stellen in den anderen Staaten durch die zustandige Stelle zu informieren sind.

Zu § 42 (Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleistungserbringung)

§ 42 enthalt die Vorschriften zur Verwaltungszusammenarbeit und gegenseitigen Unterrich-
tung zwischen den Behdrden der Mitgliedstaaten.

Zu § 43 (Weitere Aufgaben der jeweils zustiandigen Behorden)

Die Vorschrift regelt die ortlichen Zustandigkeiten bei im Einzelnen aufgefihrten, von den
Landern durchzufuhrenden Ma3nahmen nach diesem Gesetz.

Zu Teil 4 (Fachkommission, Beratung, Aufbau unterstiitzender Angebote und
Forschung)

Zu § 44 (Erarbeitung von Rahmenplénen; Vorbereitungskurs)

§ 44 regelt die Zustandigkeiten der Fachkommission nach § 53 Pflegeberufegesetz fiir die-
ses Gesetz.

Die Fachkommission nach § 53 Pflegeberufegesetz erarbeitet einen Rahmenlehrplan und
einen Rahmenausbildungsplan fiir die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung]. Zudem erarbeitet sie einen Rahmenlehrplan fir den Vorbereitungskurs, der
320 Stunden umfasst, nach § 11 Absatz 2. Diese Rahmenplane entfalten als Orientierungs-
hilfe zur Umsetzung der Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehil-
fegesetz] und der Ausbildungs- und Prifungsverordnung empfehlende Wirkung und greifen
somit nicht in die Durchfuhrungszustandigkeit der Lander ein. In dieser Form sind die Rah-
menplane wichtige Grundlagen fiir eine inhaltlich moéglichst bundeseinheitliche Umsetzung
der neuen Ausbildung. Die Fachkommission legt die entwickelten Rahmenpléane dem Bun-
desministerium flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium fir
Gesundheit zur Prufung der Vereinbarkeit mit den Vorgaben dieses Gesetzes vor. Sie wird
die Rahmenpléne kontinuierlich, mindestens alle funf Jahre, Uberprifen und gegebenen-
falls an aktuelle Entwicklungen anpassen. Um einen zlgigen und einheitlichen Beginn der
neuen Ausbildung zu ermoglichen, sind die ersten Rahmenplane erstmals bis zum 1. Juli
2026 vorzulegen.

Zu § 45 (Beratung; Aufbau unterstiitzender Angebote und Forschung)
§ 45 beschreibt die Aufgaben des Bundesinstituts flr Berufsbildung nach diesem Gesetz.

Das Bundesinstitut fur Berufsbildung wird nach Absatz 1 unterstitzende Angebote und
Strukturen zur Organisation und Implementierung der Pflegeassistenzausbildung [alterna-
tiv: Pflegehilfeausbildung] aufbauen. Dies beinhaltet sowohl die Unterstiitzung von Ausbil-
dungsverbunden, Lernortkooperationen und weiteren Angeboten als auch die Erarbeitung
von Konzepten zur Implementierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] sowie die Unterstlitzung von Absprachen zwischen den an der Ausbildung
beteiligten Akteuren. Ferner Ubernimmt das Bundesinstitut flr Berufsbildung die Aufgabe
der Forschung zur Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] nach die-
sem Gesetz und zum Pflegeberuf nach Weisung des Bundesministeriums flr Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium fir Gesundheit. Diese Aufgabe
umfasst insbesondere die Beobachtung und Evaluation der Umsetzung der Pflegeassis-
tenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] einschlieBlich der Identifikation von még-
lichen inhaltlichen und strukturellen Nachsteuerungsbedarfen.
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Die unmittelbaren Beratungs-, Informations- und Unterstiitzungsangebote vor Ort werden
fur die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] durch das Bundesamt
fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben gewahrleistet. Das Bundesinstitut fur Berufs-
bildung und das Bundesamt fir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben stimmen die
jeweiligen Angebote aufeinander ab.

Naheres zu den Aufgaben des Bundesinstituts fir Berufsbildung nach § 45 regelt die Aus-
bildungs- und Prifungsverordnung.

Absatz 2 weist dem Bundesinstitut fir Berufsbildung als weitere Aufgabe die Entwicklung
von Empfehlungen fir die Prognoseentscheidung der Pflegeschule nach § 10 Absatz 2 zu.
[alternativ streichen] Daneben hat das Bundesinstitut fir Berufsbildung nach Absatz 3 auch
die Aufgabe Empfehlungen zum Kompetenzfeststellungsverfahren nach
§ 11 Absatz 1 Nummer 3 zu entwickeln.

Zu Teil 5 (Statistik und Verordnungsermachtigungen; BuBgeldvorschriften)
Zu Abschnitt 1 (Statistik und Verordnungsermachtigung)
Zu § 46 (Statistik; Verordnungsermachtigung)

§ 46 ermachtigt das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das
Bundesministerium flir Gesundheit gemeinsam, flir Zwecke des Pflegeassistenzgesetzes
[alternativ: Pflegehilfegesetzes] eine Statistik als Bundesstatistik durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates anzuordnen.

Die Regelung dient dazu, dem Bund und den Landern statistische Angaben Uber die Aus-
bildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] zur Verfligung zu
stellen. Diese Angaben werden bendtigt, um Uber ausreichendes Datenmaterial Uber den
Stand und die Entwicklung der Ausbildung zu verfligen. Fir die Statistik werden keine zu-
satzlichen Daten erhoben, sondern es werden ausschlieBlich Daten verwendet, die den
zustandigen Stellen nach § 26 Absatz 4 des Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 24
dieses Gesetzes zur Erflllung ihrer Aufgaben im Rahmen des Finanzierungssystems vor-
liegen. Naheres zur Ausgestaltung der Statistik, einschlie3lich des weiteren Verfahrens zur
Ubermittlung der Daten, regelt die Rechtsverordnung.

Zu § 47 (Ausbildungs- und Priifungsverordnung, Finanzierung;
Verordnungsermachtigungen)

Absatz 1 enthalt die Ermachtigung fir das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend und das Bundesministerium fur Gesundheit, gemeinsam eine Ausbildungs- und
Prifungsverordnung zu erlassen, die die Mindestanforderungen an die Ausbildung, das Na-
here Uber die staatliche Abschlusspriifung und die Urkunde fiir die Erlaubnis nach § 1, das
Nahere zur Gliederung und Durchfihrung der praktischen Ausbildung nach § 5 Absatz 3
sowie das Nahere zur Konkretisierung der Aufgaben der Fachkommission nach § 44 und
das Nahere zu den Aufgaben des Bundesinstitutes fur Berufsbildung nach § 45 regelt. Ge-
regelt ist zudem, bei welchen konkreten Regelungen der Verordnung das Benehmen und
das Einvernehmen der hiervon betroffenen Bundesministerien fir Bildung und Forschung
und der Finanzen herzustellen sind.

Absatz 2 tragt dem Erfordernis der Umsetzung der genannten Richtlinien und Abkommen
Rechnung, indem die in Absatz 1 genannten Fachministerien ermachtigt werden, in der
Rechtsverordnung das zum Vollzug der Anerkennung von Ausbildungsnachweisen aus Mit-
gliedstaaten der EU und Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirt-
schaftsraum sowie aus Drittstaaten notwendige Verwaltungsverfahren nach § 25 naher zu
regeln. Das betrifft insbesondere das Verfahren bei der Prifung der Voraussetzungen des
§ 2 Nummer 2 und 3 und die Vorlage der von der antragstellenden Person vorzulegenden
Nachweise und die Ermittlung durch die zustandige Behérde entsprechend Artikel 50
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Absatz 1 bis 3 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG. Die Ermachtigung
umfasst auch die Regelung von Fristen fir die Erteilung der Erlaubnis.

In Absatz 3 werden die Ressorts ermachtigt, gemeinsam und im Benehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
Vorschriften Uber die Finanzierung der Ausbildung in der Pflegeassistenz [alternativ: Pfle-
gehilfe] zu erlassen und insbesondere das Finanzierungsverfahren (Ausbildungskosten,
Ausbildungsbudgets, Finanzierungsbedarf, Ausgleichszuweisungen und Rechnungsle-
gung) naher auszugestalten.

Durch die Regelung des Absatzes 4 werden gemafR Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 Grundgesetz
die auf der Grundlage von Absatze 1, 2 und 3 erlassenen Regelungen des Verwaltungs-
verfahrens in der Ausbildungs- und Prifungsverordnung abweichungsfest ausgestaltet. Fir
die bundeseinheitliche Ausgestaltung der Verfahrensregelungen besteht ein besonderes
Bedurfnis, das die Annahme eines Ausnahmefalles rechtfertigt, weil das hohe Schutzgut
der Gesundheit der Bevdlkerung zu gewahrleisten ist. Pflegebedirftige Menschen missen
Uberall im Bundesgebiet die qualitativ gleichen Leistungen der Pflegefachassistenzperso-
nen [alternativ: Pflegehilfepersonen] erhalten kdnnen.

Zu Abschnitt 2 (BuBgeldvorschriften)
Zu § 48 (BuBgeldvorschriften)

Die Vorschrift regelt die Ordnungswidrigkeiten. Sie stellt das missbrauchliche Flihren der
Berufsbezeichnung nach § 1, ohne die dort genannten Voraussetzungen zu erflllen, unter
die Androhung einer GeldbuRe bis zu dreitausend Euro. Einer gesonderten Buligeldrege-
lung fur Falle der Dienstleistungserbringung nach § 29 bedarf es nicht. Sind die Vorausset-
zungen des § 29 nicht erflllt, bedirfen diese Pflegeassistenzkrafte [alternativ: Pflegehilfs-
krafte] der Erlaubnis nach § 1, so dass Uber diesen Weg die Bufigeldvorschrift Anwendung
findet.

Nach den allgemeinen Regeln des Ordnungswidrigkeitenrechts wird ausschlief3lich vorsatz-
liches Handeln erfasst.

Zu Teil 6 (Anwendungs- und Ubergangsvorschriften)
Zu § 49 (Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes)

Die Vorschrift stellt klar, dass das Berufsbildungsgesetz mit Ausnahme des § 90 Absatz 3a
keine Anwendung findet.

Zu § 50 (Fortgeltung der Berufsbezeichnung)

Diese Vorschrift regelt die Fortgeltung der bisherigen Berufsbezeichnungen nach einem
landesrechtlichen Gesetz Uber eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialminis-
terkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderun-
gen beschlossenen ,Eckpunkte fur die in Landerzustandigkeit liegenden Ausbildungen zu
Assistenz- und Helferberufen in der Pflege (BAnz AT 17.02.2016 B3) in der am 31. De-
zember 2026 geltenden Fassung erfllt.

Zu § 51 (Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen; Bestandsschutz)

Diese Vorschrift regelt die Weitergeltung der staatlichen Anerkennung von Schulen, die
nach den Vorschriften eines landesrechtlichen Gesetzes Uber eine Ausbildung, die die von
der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz
2013 als Mindestanforderungen beschlossenen ,Eckpunkte fir die in Landerzustandigkeit
liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege” (BAnz AT
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17.02.2016 B3) in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung erfillt, staatlich aner-
kannt sind.

Die Vorschrift dient der Sicherung der Ausbildungskapazitaten sowie der Besitzstandswah-
rung und soll einen zeitlich gestreckten Ubergang zu den Mindestanforderungen an Pflege-
schulen nach § 8 schaffen.

Die staatlichen Anerkennungen der genannten Schulen gelten fort, soweit sie nicht nach
Absatz 2 widerrufen werden. Die Uberpriifung der Voraussetzungen fir die staatliche An-
erkennung sowie gegebenenfalls deren Widerruf erfolgt durch die zustédndige Landesbe-
hoérde. Ubergangsfristen erméglichen den Schulen, den neuen Anforderungen gerecht zu
werden.

Der Nachweis der Voraussetzungen nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 muss seitens
staatlich anerkannter Schulen innerhalb von zehn Jahren nach Inkrafttreten von § 8 er-
bracht werden. Die staatlichen Schulen missen die Mindestanforderungen nach
§ 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 bis zum 31. Dezember 2036 umsetzen. Die Frist begriindet
sich damit, dass gegenuber der bisherigen Rechtslage die Qualifikationsanforderungen an-
gehoben wurden und den Schulen ein problemloser Ubergang ermdglicht werden soll.

Zu § 52 (Ubergangsvorschriften fiir landesrechtliche Ausbildungen)

Personen, die eine Ausbildung nach einem landesrechtlichen Gesetz Giber eine Ausbildung,
die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsminis-
terkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen ,Eckpunkte fir die in Lander-
zustandigkeit liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege* (BAnz
AT 17.02.2016 B3) erfullt, vor Ablauf des 31. Dezembers 2026 begonnen haben, kdnnen
diese bis zum 31. Dezember 2029 nach den jeweiligen Vorschriften abschliefl3en.

In Satz 2 wird den Landern die Mdglichkeit eréffnet, eine vor AuRerkrafttreten des Landes-
gesetzes nach den Vorschriften des Landesgesetzes begonnenen Ausbildung in die neue
Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] Uberzuleiten und dazu das
Nahere zu regeln.

Absatz 2 regelt Gber Absatz 1 hinaus, dass eine Ausbildung nach einem landesrechtlichen
Gesetz, das die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesund-
heitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen ,Eckpunkte flr die
in Landerzustandigkeit liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der
Pflege* (BAnz AT 17.02.2016 B3) erfullt, noch bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027 auf
Grundlage der Vorschriften des Landesgesetzes in der am 31. Dezember 2026 geltenden
Fassung neu begonnen und bis zum 31. Dezember 2030 auf der Grundlage der Vorschrif-
ten dieses Landesgesetzes abgeschlossen werden kann. Voraussetzung ist, dass dies zur
Sicherstellung der notwendigen Ausbildungskapazitaten erforderlich ist. Das Nahere regeln
die Lander.

Diese Ausbildungen nehmen nicht am Finanzierungsverfahren nach dem Pflegeassistenz-
gesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] teil. Die Regelungen des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes finden weiterhin Anwendung (Absatz 3). Soweit die Ausbildungen bislang nach
Landerecht finanziert worden sind, sind gegebenenfalls entsprechende Regelungen im
Landesrecht zu treffen.

Zu § 53 (Evaluierung)

Zur neuen Pflegeassistenzausbildung wird der Zugang gewahrt, wenn eine positive und
sachlich begriindete Prognose der Pflegeschule vorliegt, dass die durch dieses Gesetz vor-
geschriebene Ausbildung von der auszubildenden Person erfolgreich absolviert und die
staatliche Abschlussprufung bestanden wird. Nach Absatz 1 evaluieren das Bundesminis-
terium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium flr
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Gesundheit bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen dieser Regelung auf wissenschaft-
licher Grundlage. [alternativ streichen]

Im Rahmen der neuen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] gibt es
die Mdglichkeit, dass die zustandige Behorde auf Antrag bei Vorliegen einer sachlich be-
grundeten positiven Prognose der Pflegeschule hinsichtlich des erfolgreichen Abschlusses
der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] die Dauer der Pflegeas-
sistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] durch Anrechnung auf die Dauer von
320 Stunden theoretischen und praktischen Unterricht (Vorbereitungskurs bei einer Pflege-
schule) verklrzen kann, wenn entweder eine Ausbildung nach Pflegeberufegesetz erst
nach dem Ende des zweiten Ausbildungsjahres abgebrochen wurde und der Nachweis vor-
liegt, dass die Ausbildung bei Antragstellung nicht langer als 36 Monate zurlckliegt, oder
eine mindestens 60 Monate dauernde praktische Vollzeittatigkeit in der in der Pflege oder
eine mindestens 90 Monate dauernde praktische Teilzeittatigkeit in der Pflege im Umfang
von mindestens 50 Prozent der regelmaRigen Vollzeittatigkeit in Einrichtungen, die zur
praktischen Ausbildung zugelassen sind, und der Nachweis vorliegt, dass das Ende der
Tatigkeit bei Antragstellung nicht Ianger als 36 Monate zurickliegt. Nach Absatz 2 evaluie-
ren das Bundesministerium flir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesmi-
nisterium fir Gesundheit bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen dieser Regelung auf
wissenschaftlicher Grundlage.

Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesminis-
terium flr Gesundheit evaluieren nach Absatz 3 bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen
der Regelung der Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeaus-
bildung] auf wissenschaftlicher Grundlage.

Zu Artikel 2 (Anderung der Pflegeberufe- Ausbildungsfinanzierungsverordnung)

In Artikel 2 erfolgt die Anpassung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung
an die bundesrechtliche Regelung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] im Rahmen des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes],
die das Finanzierungsverfahren betreffen, insbesondere die Integration der Finanzierung
einschlieBlich der Vergitung der Auszubildenden in das bestehende Finanzierungssystem
des Pflegeberufegesetzes. Gleichzeitig erfolgt die Aufnahme der bundesrechtlichen Pfle-
geassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] in die Pflegeausbildungsstatistik.

Zu Nummer 1

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Bezeichnung der Verordnung nachvollzogen. Damit wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass das Finanzierungsverfahren nicht mehr nur allein der be-
ruflichen und hochschulischen Pflegeausbildung dient.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Inhaltsubersicht der Verordnung nachvollzogen.

Zu Buchstabe b

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch im Titel der Anlage 1 der Verordnung nachvollzogen und der Titel insge-
samt vereinfacht.
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Zu Nummer 3

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Uberschrift zu Teil 1 der Verordnung nachvollzogen.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,Sektor” nachvollzogen.

Zu Buchstabe b

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird durch die Einflihrung des neuen Begriffs ,Pflegeassistenzkraft” [alternativ: ,Pfle-
gehilfskraft”] in den Begriffsbestimmungen nachvollzogen.

Zu Buchstabe c

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,Festsetzungsjahr nachvollzogen.

Zu Buchstabe d

Zur Vereinfachung wird der Begriff ,Pflegeschule” in die Begriffsbestimmungen aufgenom-
men. Der Begriff bezieht sich auf die zugrundeliegenden Regelungen im Pflegeberufege-
setz und Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz].

Zu Buchstabe e

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,Trager der praktischen Ausbil-
dung“ nachvollzogen.

Zu Buchstabe f

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,,Pflegeausbildung® nachvollzogen.

Zu Buchstabe g
Zur Vereinfachung wird der Begriff der ,Art der Ausbildung“ in die Begriffsbestimmungen
aufgenommen. Dieser umfasst neben der beruflichen und hochschulischen Pflegeausbil-

dung nach dem Pflegeberufegesetz insbesondere auch die Ausbildung nach dem Pflegeas-
sistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz].

Zu Buchstabe h

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: ~ Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des
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Pflegeberufegesetzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,Ausbildungskos-
ten® nachvollzogen.

Zu Buchstabe i

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,Ausbildungsvergttung® nachvoll-
zogen.

Zu Buchstabe j

Die Integration der Finanzierung der bundesrechtlichen Pflegeassistenzausbildung [alter-
nativ: Pflegehilfeausbildung] in das bestehende Finanzierungssystem des Pflegeberufege-
setzes wird auch in der Begriffsbestimmung zum Begriff ,Auszubildende® nachvollzogen.
Zu Buchstabe k

Zur Vereinfachung werden die Begriffe ,Krankenhauser” und ,Pflegeeinrichtungen® in die
Begriffsbestimmungen aufgenommen. Die Begriffe beziehen sich jeweils auf die zugrunde-
liegenden Regelungen in Pflegeberufegesetz und Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz].

Zu Nummer 5

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Klarstellung, um die Handhabung der Regelungen in den Landern
zu vereinfachen.

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Art
der Ausbildung“ (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe g).

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe b.

Zu Nummer 8

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-

men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).
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Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeadnderung zur neuen Begriffsbestimmung der Begriffe ,Kran-
kenhauser” und ,Pflegeeinrichtungen® (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe k).

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Kran-
kenhauser” (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe k).

Zu Buchstabe b

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 11

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeadnderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Pfle-
geeinrichtungen® (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe k).

Zu Buchstabe b

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs
,Pflegeassistenzkraft” [alternativ: ,Pflegehilfskraft’] (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b).

Zu Nummer 12

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Klarstellung aufgrund des neu eingefligten Absatzes 1a (Arti-
kel 2 Nummer 13 Buchstabe b).

Zu Buchstabe b
Der Regelungsinhalt des § 13 Absatz 1 wird mit dem neuen § 13 Absatz 1a auf die Pfle-

geassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] Gbertragen und zu diesem Zweck
entsprechend angepasst.



-88-
Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Es wird geregelt, dass die jahrlichen Direktzahlungen des Landes und der sozialen Pflege-
versicherung im Fall der Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehil-
fegesetz] erstmals zum 30. November 2025 erfolgen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der Regelungsinhalt des § 13 Absatz 2 Satz 2 wird mit dem neuen Satz auf die Pflegeas-
sistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] Ubertragen und zu diesem Zweck ent-
sprechend angepasst.

Zu Doppelbuchstabe cc

Das Pflegeassistenzgesetz wird erganzend in Bezug genommen. Es handelt sich um eine
Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 14

Der Regelungsinhalt des § 15 Absatz 1 wird mit der Erganzung auf die Pflegeassistenzaus-
bildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] ausgeweitet und zu diesem Zweck entsprechend
angepasst.

Zu Nummer 15

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 16

Es handelt sich um eine Folgednderung zur neuen Begriffsbestimmung der Begriffe ,Kran-
kenhauser” und ,Pflegeeinrichtungen® (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe k).

Zu Nummer 17
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Kran-
kenhauser” (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe k).

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeadnderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Pfle-
geeinrichtungen® (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe k).

Zu Nummer 18
Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-

men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).
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Zu Nummer 19

Zu Buchstabe a

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgednderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Art
der Ausbildung“ (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe g).

Zu Doppelbuchstabe bb

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgednderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Art
der Ausbildung“ (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe g).

Zu Nummer 20

Die Regelung wird auf die Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflege-
hilfegesetz] ausgeweitet und durch entsprechende Daten erganzt.

Zu Nummer 21

Zu Buchstabe a

Die Uberschrift der Anlage wird verkiirzt und damit vereinfacht.

Zu Buchstabe b

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 22

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Art
der Ausbildung® (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe g).

Zu Doppelbuchstabe bb
Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-

men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).
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Zu Doppelbuchstabe cc

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zur neuen Begriffsbestimmung des Begriffs ,Art
der Ausbildung® (Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe g).

Zu Artikel 3 (Anderung des Pflegeberufegesetzes)

Um die Durchlassigkeit der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] in
die Pflegefachkraftausbildung nach dem Pflegeberufegesetz zu gewahrleisten, wird die An-
rechnungsmaoglichkeit einer abgeschlossenen Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pfle-
gehilfeausbildung] auf Antrag auf ein Drittel der Dauer der Pflegeausbildung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 nach § 12 Absatz 2 entsprechend angepasst.

Zu Artikel 4 (Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverordnung)

Mit der Anderung in Ziffer VI der Tabelle zur Anlage 7 wird geregelt, dass ein Weiterer
Einsatz nach Ziffer 1 immer um die Stunden zur freien Verteilung nach Ziffer 2 auf dann
insgesamt 160 Stunden verlangert werden kann. In der Praxis hat sich gezeigt, dass z.B.
im Bereich Hospiz oder Rehabilitation ein entsprechender Bedarf besteht. Bislang war diese
Verlangerungsmoglichkeit an die Voraussetzung geknupft, dass der Einsatz im Versor-
gungsbereich des Vertiefungseinsatzes erfolgt. Das hat z.B. im Bereich der Rehabilitation
zu einer sehr unterschiedlichen Handhabung in den einzelnen Landern geflhrt. Ziel ist es
daher mit der Anderung, einheitliche Vorgaben in der PfIAPrV zu etablieren, damit im ge-
samten Bundesgebiet vierwdchige Praxisphasen im Rahmen der weiteren Einsatze ermog-
licht werden. Wie bisher bleibt aber auch eine Aufteilung der Stunden zur freien Verteilung
auf zwei Einsatze zulassig.

Zu Artikel 5 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

In Artikel 4 wird die bundesrechtliche Regelung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ:
Pflegehilfeausbildung] im Rahmen des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfege-
setzes] im Elften Buch Sozialgesetzbuch nachvollzogen. Pflegefachassistenzpersonal [al-
ternativ: Pflegehilfspersonal] nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfege-
setz] wird kinftig bei der Personalbemessung in vollstationaren Pflegeeinrichtungen be-
rucksichtigt.

Zu Nummer 1

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird erganzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgednderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Die Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergan-

zend in Bezug genommen. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenz-
gesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] (Artikel 1).
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Zu Buchstabe b

Das Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] wird ergdnzend in Bezug genom-
men. Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pfle-
gehilfegesetz] (Artikel 1).

Zu Artikel 6 (Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alterna-
tiv: Pflegehilfegesetz].

Zu Nummer 2

Es handelt sich um Folgeanderungen zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfege-
setz].

Die in § 17a definierten Ausbildungskosten werden durch Zuschldge zu den pauschalierten
Entgelten, aus denen die Betriebskosten der Krankenhauser gedeckt werden, finanziert.
Dies galt bislang auch fir die Ausbildungskosten fiir Berufe im Bereich der Pflegehilfe und
Pflegeassistenz. Die Vorschriften zur Finanzierung von Ausbildungskosten finden sich nun-
mehr fir die Berufe im Bereich der Pflegehilfe und Pflegeassistenz in § 24 des Pflegeassis-
tenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] wieder, so dass die Regelungen im Kranken-
hausfinanzierungsgesetz zu streichen sind. § 17a Absatz 1 Satz 1 stellt bereits in der gel-
tenden Fassung klar, dass die Finanzierung der Ausbildungskosten nur dann nach dem
Krankenhausfinanzierungsgesetz erfolgt, wenn diese nicht nach anderen Vorschriften auf-
zubringen sind.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Folgeanderung zum Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfe-
gesetz]. Sie regelt, dass auch die Pflegepersonalkosten der Berufsgruppe der Pflegefach-
assistentinnen, Pflegefachassistenten und Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pfle-
gehelferinnen, Pflegehelfer oder Pflegehilfepersonen] bei der Ausgliederung der Pflegeper-
sonalkosten zu bericksichtigen sind.

Zu Buchstabe b
Zu Artikel 7 (Anderung des Berufsbildungsgesetzes)

Mit der Anderung des § 90 Absatz 3a werden dem Bundesinstitut fiir Berufsbildung die in
Artikel 1 § 43 geregelten Aufgaben zur Wahrnehmung Ubertragen.

Zu Artikel 8 (Anderung des DRK-Gesetzes)

Mit der Anderung des § 2 Absatz 6 werden die Ausnahmeregelungen nach dem DRK-Ge-
setz, die fur die Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz gelten, auf die neue Pfle-
geassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] Gbertragen.

Zu Artikel 9 (Anderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes)
Die Erganzung ist im Hinblick auf die im Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfege-

setz] neu geregelte bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehil-
feausbildung] erforderlich.
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Zu Artikel 10 (Inkrafttreten)

Die neue Ausbildung soll zum 1. Januar 2027 starten.

Die Regelungen zur Finanzierung bzgl. der Vorbereitungen der Finanzierung der neuen
Ausbildung ab 2027 treten zum 1. Januar 2026 in Kraft. Zudem treten die Statistikregelun-
gen zum 1. Januar 2026 in Kraft.

Der gesetzliche Auftrag an die Fachkommission sowie das Bundesinstitut fir Berufsbildung,
die Verordnungsermachtigungen und die Anderung der Anderung der Pflegeberufe-Ausbil-
dungs- und -Prifungsverordnung treten am Tag nach der Verkindung in Kraft.
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	§ 5
	Dauer und Struktur der Ausbildung
	(1) Die Ausbildung zur Pflegefachassistentin, zum Pflegefachassistenten oder zur Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehelferin, Pflegehelfer oder Pflegehilfeperson] dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Abschlussprüfung in Vollzeitfo...
	(2) Der theoretische und praktische Unterricht wird an staatlichen, staatlich genehmigten oder staatlich anerkannten Pflegeschulen nach § 8 auf der Grundlage eines von der Pflegeschule zu erstellenden schulinternen Curriculums erteilt. Das schulintern...
	(3) Die praktische Ausbildung wird in den Einrichtungen nach § 6 auf der Grundlage eines vom Träger der praktischen Ausbildung zu erstellenden Ausbildungsplans durchgeführt. Sie gliedert sich in drei Pflichteinsätze und Stunden zur freien Verfügung [a...
	(4) Die Pflegeschule, der Träger der praktischen Ausbildung und die weiteren an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen wirken bei der Ausbildung auf der Grundlage entsprechender Kooperationsverträge zusammen.

	§ 6
	Durchführung der praktischen Ausbildung
	(1) Die Pflichteinsätze in der allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtungen, der allgemeinen Langzeitpflege in stationären Einrichtungen und der allgemeinen ambulanten Akut- und Langzeitpflege werden in folgenden Einrichtungen durchgeführt:
	1. zur Versorgung nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen Krankenhäusern,
	2. zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen stationären Pflegeeinrichtungen,
	3. zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und § 37 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen.

	(2) Ein Einsatz, der kein Pflichteinsatz ist, kann auch in anderen, zur Vermittlung der Ausbildungsinhalte geeigneten Einrichtungen durchgeführt werden. Insgesamt soll der überwiegende Teil der praktischen Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbil...
	(3) Die Geeignetheit von Einrichtungen nach den Absätzen 1 und 2 [alternativ streichen] zur Durchführung von Teilen der praktischen Ausbildung bestimmt sich nach den jeweiligen landesrechtlichen Regelungen, wobei ein angemessenes Verhältnis von Auszub...
	(4) Die Länder können durch Landesrecht bestimmen, dass eine Ombudsstelle zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen der auszubildenden Person und dem Träger der praktischen Ausbildung eingerichtet wird. Die Ombudsstelle kann bei der zuständigen Stelle...

	§ 7
	Träger der praktischen Ausbildung
	(1) Der Träger der praktischen Ausbildung trägt die Verantwortung für die Durchführung der praktischen Ausbildung einschließlich ihrer Organisation. Er schließt mit der auszubildenden Person einen Ausbildungsvertrag.
	(2) Träger der praktischen Ausbildung können ausschließlich Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 sein,
	1. die eine Pflegeschule selbst betreiben oder
	2. die mit mindestens einer Pflegeschule einen Vertrag über die Durchführung des theoretischen und praktischen Unterrichts geschlossen haben.

	(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat über Vereinbarungen mit den weiteren an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen zu gewährleisten, dass
	1. die vorgeschriebenen Einsätze der praktischen Ausbildung in den weiteren an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen durchgeführt werden können und
	2. die Ausbildung auf der Grundlage eines Ausbildungsplans zeitlich und sachlich gegliedert so durchgeführt werden kann, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann.

	(4) Die Aufgaben des Trägers der praktischen Ausbildung nach Absatz 3 können von einer Pflegeschule wahrgenommen werden, wenn Trägeridentität besteht oder soweit der Träger der praktischen Ausbildung die Wahrnehmung der Aufgaben durch Vereinbarung auf...
	(5) Auszubildende sind für die gesamte Dauer der Ausbildung Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsgesetzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungsgesetzes des Trägers der praktischen Ausbildung. Träger der praktischen Ausbildung blei...

	§ 8
	Mindestanforderungen an Pflegeschulen
	(1) Pflegeschulen müssen folgende Mindestanforderungen erfüllen:
	1. hauptberufliche Leitung der Schule durch eine pädagogisch qualifizierte Person mit einer abgeschlossenen Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichbarem Niveau,
	2. Nachweis einer im Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze angemessenen Zahl fachlich und pädagogisch qualifizierter Lehrkräfte mit entsprechender, insbesondere pflegepädagogischer, abgeschlossener Hochschulausbildung auf Master- oder vergleichbar...
	3. Vorhandensein der für die Ausbildung erforderlichen Räume und Einrichtungen sowie ausreichender Lehr- und Lernmittel, die den Auszubildenden kostenlos zur Verfügung zu stellen sind.

	(2) Das Verhältnis nach Absatz 1 Nummer 2 soll für die hauptberuflichen Lehrkräfte mindestens einer Vollzeitstelle auf 20 Ausbildungsplätze entsprechen. Eine geringere Anzahl von hauptberuflichen Lehrkräften ist nur vorübergehend zulässig.
	(3) Die Länder können durch Landesrecht das Nähere zu den Mindestanforderungen nach den Absätzen 1 und 2 bestimmen und weitere, auch darüber hinausgehende Anforderungen festlegen. Sie können für die Lehrkräfte für die Durchführung des theoretischen Un...

	§ 9
	Gesamtverantwortung der Pflegeschule
	(1) Die Pflegeschule trägt die Gesamtverantwortung für die Koordination des Unterrichts mit der praktischen Ausbildung. Sie prüft, ob der Ausbildungsplan für die praktische Ausbildung den Anforderungen des schulinternen Curriculums entspricht. Ist die...
	(2) Die Pflegeschule überprüft anhand des von den Auszubildenden schriftlich oder elektronisch zu führenden Ausbildungsnachweises, ob die praktische Ausbildung gemäß dem Ausbildungsplan durchgeführt wird. Die an der praktischen Ausbildung beteiligten ...

	§ 10
	Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung
	(1) Voraussetzung für den Zugang zu der Ausbildung zur Pflegefachassistentin, zum Pflegefachassistent oder zur Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehelferin, zum Pflegehelfer oder zur Pflegehilfeperson] ist der Hauptschulabschluss oder ein and...
	(2) Abweichend von Absatz 1 wird der Zugang zur Ausbildung gewährt, wenn eine positive und sachlich begründete Prognose der Pflegeschule vorliegt, dass die Ausbildung von der auszubildenden Person erfolgreich absolviert und die staatliche Abschlussprü...
	(3) § 2 Nummer 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung.

	§ 11
	Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und Berufserfahrung
	(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 um bis zu ein Drittel [alternativ: Viertel] verkürzen, wenn
	1. eine andere erfolgreich abgeschlossene Ausbildung oder erfolgreich abgeschlossene Teile einer Ausbildung vorliegen im Umfang ihrer Gleichwertigkeit,
	2. eine mindestens 24 Monate dauernde praktische Vollzeittätigkeit in der Pflege in einer oder mehreren Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 oder eine mindestens 48 Monate dauernde praktische Teilzeittätigkeit im Umfang von mindestens 50 Prozent der regelm...
	3. anderweitig erworbene Kompetenzen in entsprechendem Umfang vorliegen, die in einem Kompetenzfeststellungsverfahren festgestellt worden sind; das Nähere zum Kompetenzfeststellungsverfahren regeln die Länder.

	(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag, bei Vorliegen einer sachlich begründeten positiven Prognose der Pflegeschule hinsichtlich des erfolgreichen Abschlusses der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] mit Bestehen der staa...
	1. eine Ausbildung nach Pflegeberufegesetz erst nach dem Ende des zweiten Ausbildungsjahres abgebrochen wurde und der Nachweis vorliegt, dass die Ausbildung bei Antragstellung nicht länger als 36 Monate zurückliegt, oder
	2. eine mindestens 60 Monate dauernde praktische Vollzeittätigkeit in der Pflege in einer oder mehreren Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 oder eine mindestens 90 Monate dauernde praktische Teilzeittätigkeit in der Pflege im Umfang von mindestens 50 Proz...


	§ 12
	Anrechnung von Fehlzeiten
	(1) Auf die Dauer der Ausbildung werden angerechnet:
	1. Urlaub, einschließlich Bildungsurlaub oder Ferien,
	2. Fehlzeiten wegen Krankheit oder aus anderen, von der auszubildenden Person nicht zu vertretenden Gründen
	3. Fehlzeiten aufgrund mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsverbote bei Auszubildenden, die einschließlich der Fehlzeiten nach Nummer 2 eine Gesamtdauer von 14 Wochen nicht überschreiten.

	(2) Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch über Absatz 1 hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, wenn eine besondere Härte vorliegt und das Erreichen des Ausbildungsziels durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. Ist eine Anrechnung der Fehlze...
	(3) Freistellungsansprüche nach dem Betriebsverfassungsgesetz, dem Bundespersonalvertretungsgesetz oder den Landespersonalvertretungsgesetzen bleiben unberührt.

	§ 13
	Modellvorhaben zur Weiterentwicklung des Pflegeassistenzberufs [alternativ: Pflegehilfeberufs]
	(1) Zur zeitlich befristeten Erprobung von Konzepten zur Durchführung der schulischen und praktischen Ausbildung können die Länder im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium für Gesundh...
	(2) Die Zulassung als Modellvorhaben setzt voraus, dass
	1. das Erprobungsziel beschrieben wird und erkennen lässt, welche qualitativen Verbesserungen für die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] unter Beachtung der berufsfeldspezifischen Anforderungen erwartet werden,
	2. eine sachgerecht begleitende und abschließende wissenschaftliche Evaluierung des Modellvorhabens gewährleistet ist und
	3. die Laufzeit des Modellvorhabens fünf Jahre nicht überschreitet und eine Verlängerung um höchstens zwei Jahre anhand der Evaluierungsergebnisse zu begründen ist.



	Abschnitt 2
	Ausbildungsverhältnis
	§ 14
	Ausbildungsvertrag
	(1) Zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung und der auszubildenden Person ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schließen.
	(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgendes enthalten:
	1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes ausgebildet wird,
	2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung,
	3. Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende Ausbildungs- und Prüfungsverordnung,
	4. eine Darstellung der inhaltlichen und zeitlichen Gliederung der praktischen Ausbildung (Ausbildungsplan),
	5. die Verpflichtung der auszubildenden Person zum Besuch der Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule,
	6. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen praktischen Ausbildungszeit,
	7. die Dauer der Probezeit,
	8. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungsvergütung einschließlich des Umfangs etwaiger Sachbezüge nach § 17 Absatz 2,
	9. die Dauer des Urlaubs,
	10. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, einschließlich eines Hinweises auf die Möglichkeit der Vertragsverlängerung nach § 19 Absatz 2,
	11. einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die dem Ausbildungsvertrag gegebenenfalls zugrunde liegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sowie auf die Rechte als Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassu...
	12. die Form des Ausbildungsnachweises nach § 15 Satz 2 Nummer 3.

	(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer vertretungsberechtigten Person des Trägers der praktischen Ausbildung und der auszubildenden Person, bei Minderjährigen auch von deren gesetzlichen Vertretern, zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des unterzeich...
	(4) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die für Arbeitsverträge geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden.
	(5) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedürfen der Schriftform. Die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend.
	(6) Der Ausbildungsvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit im Falle des § 7 Absatz 2 Nummer 2 der schriftlichen Zustimmung der Pflegeschule. Liegt die Zustimmung bei Vertragsschluss nicht vor, ist sie unverzüglich durch den Träger der praktischen Ausbild...

	§ 15
	Pflichten der Auszubildenden
	Die auszubildende Person hat sich zu bemühen, die in § 4 genannten Kompetenzen zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie oder er ist insbesondere verpflichtet,
	1. an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule teilzunehmen,
	2. die ihr oder ihm im Rahmen der Ausbildung übertragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen,
	3. einen schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis zu führen,
	4. die für Beschäftigte in den Einrichtungen nach § 6 geltenden Bestimmungen über die Schweigepflicht einzuhalten und über Betriebsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren und
	5. die Rechte der zu pflegenden Menschen zu achten.


	§ 16
	Pflichten des Trägers der praktischen Ausbildung
	(1) Der Träger der praktischen Ausbildung ist verpflichtet,
	1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form auf der Grundlage des Ausbildungsplans zeitlich und sachlich gegliedert so durchzuführen, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann,
	2. zu gewährleisten, dass die nach § 14 Absatz 2 Nummer 4 vereinbarten Einsätze der praktischen Ausbildung durchgeführt werden können,
	3. sicherzustellen, dass die nach § 5 Absatz 3 Satz 3 zu gewährleistende Praxisanleitung der auszubildenden Person im Umfang von mindestens 10 Prozent der während eines Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit stattfindet,
	4. der auszubildenden Person kostenlos die Ausbildungsmittel einschließlich der Fachbücher, Instrumente und Apparate zur Verfügung zu stellen, die zur praktischen Ausbildung und zum Ablegen der staatlichen Abschlussprüfung erforderlich sind, und
	5. die auszubildende Person für die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule und für die Teilnahme an Prüfungen freizustellen und bei der Gestaltung der Ausbildung auf die erforderlichen Lern- und Vorbereitungszeiten Rücksicht zu nehmen.

	(2) Der auszubildenden Person dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die dem Ausbildungszweck und dem Ausbildungsstand entsprechen; die übertragenen Aufgaben müssen den physischen und psychischen Kräften der Auszubildenden angemessen sein.

	§ 17
	Ausbildungsvergütung
	(1) Der Träger der praktischen Ausbildung hat der auszubildenden Person für die gesamte Dauer der Ausbildung eine angemessene Ausbildungsvergütung zu zahlen. Die auszubildende Person steht den zur Berufsausbildung Beschäftigten im Sinne sozialversiche...
	(2) Sachbezüge können in der Höhe der Werte, die durch Rechtsverordnung nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bestimmt sind, angerechnet werden; sie dürfen jedoch 75 Prozent der Bruttovergütung nicht überschreiten. Kan...
	(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche oder wöchentliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig und besonders zu vergüten oder in Freizeit auszugleichen.

	§ 18
	Probezeit
	Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Die Probezeit beträgt drei Monate, sofern sich aus tarifvertraglichen Regelungen keine andere Dauer ergibt.

	§ 19
	Ende des Ausbildungsverhältnisses
	(1) Das Ausbildungsverhältnis endet unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Abschlussprüfung mit Ablauf der Ausbildungszeit.
	(2) Besteht die auszubildende Person die staatliche Prüfung nicht oder kann sie oder er ohne eigenes Verschulden die staatliche Prüfung nicht vor Ablauf der Ausbildung ablegen, so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf schriftliches Verlangen g...

	§ 20
	Kündigung des Ausbildungsverhältnisses
	(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von jedem Vertragspartner jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden.
	(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nur gekündigt werden
	1. von jedem Vertragspartner ohne Einhalten einer Kündigungsfrist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes,
	2. von der auszubildenden Person mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

	(3) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Bei einer Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbildung ist das Benehmen mit der Pflegeschule herzustellen. In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 sind die Kündigungsgründe anzugeben.
	(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen der kündigungsberechtigten Person länger als 14 Tage bekannt sind. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet...

	§ 21
	Beschäftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis
	Wird die auszubildende Person im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

	§ 22
	Nichtigkeit von Vereinbarungen
	(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der auszubildenden Person von den übrigen Vorschriften dieses Abschnitts abweicht, ist nichtig.
	(2) Eine Vereinbarung, durch die die auszubildende Person für die Zeit nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses in der Ausübung ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit beschränkt wird, ist nichtig. Dies gilt nicht, wenn die auszubildende Person in...
	(3) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über
	1. die Verpflichtung der auszubildenden Person, für die praktische Ausbildung eine Entschädigung oder für die Teilnahme am theoretischen und praktischen Unterricht an der Pflegeschule eine Vergütung oder ein Schulgeld zu zahlen,
	2. Vertragsstrafen,
	3. den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadensersatzansprüchen und
	4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in Pauschalbeträgen.


	§ 23
	Ausschluss der Geltung von Vorschriften dieses Abschnitts
	Die §§ 14 bis 22 finden keine Anwendung auf Auszubildende, die Diakonissen, Diakonieschwestern oder Mitglieder geistlicher Gemeinschaften sind.


	Abschnitt 3
	Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung]
	§ 24
	Finanzierung
	Mit dem Ziel,
	1. bundesweit eine wohnortnahe qualitätsgesicherte Ausbildung sicherzustellen,
	2. eine ausreichende Zahl qualifizierter Pflegefachassistentinnen, Pflegefachassistenten und Pflegefachassistenzpersonen [alternativ: Pflegehelferinnen, Pflegehelfer und Pflegehilfepersonen] auszubilden,
	3. Nachteile im Wettbewerb zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Einrichtungen zu vermeiden,
	4. die Ausbildung in kleineren und mittleren Einrichtungen zu stärken und
	5. wirtschaftliche Ausbildungsstrukturen zu gewährleisten,



	Teil 3
	Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse
	Abschnitt 1
	Außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes erworbene Berufsabschlüsse
	§ 25
	Gleichwertigkeit und Anerkennung von Ausbildungen
	(1) Eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erworbene abgeschlossene Ausbildung erfüllt die Voraussetzungen des § 2 Nummer 1, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist.
	(2) Der Ausbildungsstand ist als gleichwertig anzusehen, wenn die Ausbildung der antragstellenden Person in dem Beruf, für den die Anerkennung beantragt wird, keine wesentlichen Unterschiede gegenüber der in diesem Gesetz und in der Ausbildungs- und P...
	1. die Ausbildung der antragstellenden Person hinsichtlich der beruflichen Tätigkeit Themenbereiche oder Bereiche der praktischen Ausbildung umfasst, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die nach diesem Gesetz und der Ausbildungs- und Prüfungs...
	2. der Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson], eine oder mehrere reglementierte Tätigkeiten umfasst, die im Herkunfts...

	(3) Ist die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nach Absatz 2 nicht gegeben oder kann sie nur mit unangemessenem zeitlichen oder sachlichen Aufwand festgestellt werden, weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in der...
	(4) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet mit Ausnahme des § 17 keine Anwendung.
	(5) Die Länder können vereinbaren, dass die Aufgaben nach diesem Abschnitt von einem anderen Land oder einer gemeinsamen Einrichtung wahrgenommen werden.

	§ 26
	Eignungsprüfung oder Anpassungslehrgang
	(1) Die antragstellende Person hat als Anpassungsmaßnahme eine Eignungsprüfung, die sich auf die festgestellten wesentlichen Unterschiede erstreckt, oder einen höchstens achtzehnmonatigen [alternativ: zwölfmonatigen] Anpassungslehrgang zu absolvieren,...
	1. einen Ausbildungsnachweis vorlegt, der in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat erforderlich ist, um in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme und Ausübung des Berufs zu erhalten, ...
	2. ein Jahr lang Vollzeit oder während einer entsprechenden Gesamtdauer in Teilzeit den in diesem Gesetz geregelten Beruf in den vergangenen zehn Jahren in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staa...
	3. einen Ausbildungsnachweis vorlegt,
	4. Ausbildungsnachweise oder eine Gesamtheit von Ausbildungsnachweisen vorlegt, die
	5. Ausbildungsnachweise oder eine Gesamtheit von Ausbildungsnachweisen vorlegt, die

	(2) Die antragstellende Person hat die Wahl zwischen dem Absolvieren einer Eignungsprüfung und eines Anpassungslehrgangs.
	(3) Legt die antragstellende Person einen Ausbildungsnachweis vor, der dem Niveau entspricht, das genannt ist in Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von ...

	§ 27
	Kenntnisprüfung oder Anpassungslehrgang
	(1) Wenn die antragstellende Person eine Berufsqualifikation vorlegt, die nicht in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat erworben worden ist und nicht bereits in einem anderen Mitgliedstaat, i...
	1. eine Kenntnisprüfung, die sich auf den Inhalt der staatlichen Prüfung erstreckt, oder
	2. einen höchstens achtzehnmonatigen [alternativ: zwölfmonatigen] Anpassungslehrgang, der mit einer Prüfung über den Inhalt des Anpassungslehrgangs abschließt.

	(2) Die antragstellende Person kann zwischen der Kenntnisprüfung und dem Anpassungslehrgang wählen.
	(3) Verzichtet die antragstellende Person endgültig auf die Prüfung der Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes durch die zuständige Stelle, ist ein gleichwertiger Kenntnisstand nachzuweisen. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. Die antragstellende Pe...

	§ 28
	Feststellungsbescheid
	Wird die Voraussetzung nach § 2 Nummer 1 auf eine Ausbildung gestützt, die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist, soll die Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation nach den Regelungen dieses Abschnitts vor den Vorauss...


	Abschnitt 2
	Erbringen von Dienstleistungen
	§ 29
	Dienstleistungserbringung
	Eine Staatsangehörige oder ein Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates, eines anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates darf als dienstleistungserbringende Person im Rahmen vorübergehender und gelegentlicher Dienstleistungen ...

	§ 30
	Meldung der Dienstleistungserbringung
	(1) Wer beabsichtigt, in Deutschland als dienstleistungserbringende Person tätig zu sein, ist verpflichtet, dies der in Deutschland zuständigen Behörde vorab schriftlich zu melden.
	(2) Bei der erstmaligen Meldung sind folgende Dokumente vorzulegen:
	1. ein Nachweis der Staatsangehörigkeit,
	2. ein Nachweis der Berufsqualifikation,
	3. eine Bescheinigung über eine zum Zeitpunkt der Vorlage bestehende rechtmäßige Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat
	4. eine Erklärung, dass die meldende Person über die Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, die zur Ausübung des Berufs erforderlich sind, und
	5. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass

	(3) Die erstmalige Meldung ist an die zuständige Behörde des Landes zu richten, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll.

	§ 31
	Berechtigung zur Dienstleistungserbringung
	Zur Dienstleistungserbringung ist nur berechtigt, wer
	1. über eine zur Dienstleistungserbringung berechtigende Berufsqualifikation verfügt,
	2. in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelassen ist und
	3. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers ...
	4. in gesundheitlicher Hinsicht geeignet ist zur Ausübung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] und
	5. über Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, die zur Ausübung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] erford...


	§ 32
	Zur Dienstleistungserbringung berechtigende Berufsqualifikation
	(1) Zur Dienstleistungserbringung berechtigen folgende Berufsqualifikationen:
	1. eine abgeschlossene Ausbildung nach diesem Gesetz oder
	2. eine Berufsqualifikation, die

	(2) Weist eine Berufsqualifikation wesentliche Unterschiede in einem Umfang vor, der zu einer Gefährdung der öffentlichen Gesundheit führt, so kann die meldende Person zum Erwerb einer zur Dienstleistung berechtigenden Berufsqualifikation eine Eignung...
	(3) Die meldende Person kann auch dann eine Eignungsprüfung ablegen, wenn die Gleichwertigkeit ihrer Berufsqualifikation nur mit einem unangemessenen zeitlichen oder sachlichen Aufwand festgestellt werden kann, da die die Meldung erstattende Person di...
	(4) Ist die Eignungsprüfung erfolgreich abgelegt worden, so berechtigt die Berufsqualifikation der meldenden Person zur Dienstleistungserbringung.

	§ 33
	Überprüfen der Berechtigung zur Dienstleistungserbringung
	(1) Die zuständige Behörde überprüft, ob die meldende Person berechtigt ist, in Deutschland die Tätigkeit der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder d...
	(2) Den vorübergehenden und gelegentlichen Charakter der Dienstleistungserbringung beurteilt die zuständige Behörde im Einzelfall. In ihre Beurteilung bezieht sie Dauer, Häufigkeit, regelmäßige Wiederkehr und Kontinuität der Dienstleistungserbringung ...
	(3) Soweit es für die Überprüfung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation erforderlich ist, kann die zuständige Behörde bei der zuständigen Behörde des Staates, in dem die meldende Person niedergelassen ist, Informationen über den Ausbildungsgang...

	§ 34
	Rechte und Pflichten der dienstleistungserbringenden Person
	(1) Ist eine Person berechtigt, den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] als dienstleistungserbringende Person vorü...
	(2) Die dienstleistungserbringende Person darf je nach ausgeübter Tätigkeit die Berufsbezeichnung „Pflegefachassistentin“, „Pflegefachassistent“ oder „Pflegefachassistenzperson“ [alternativ: „Pflegehelferin“, „Pflegehelfer“ oder „Pflegehilfeperson“] f...
	(3) Die dienstleistungserbringende Person ist verpflichtet, der zuständigen Behörde unverzüglich zu melden:
	1. eine Änderung der Staatsangehörigkeit,
	2. den Verlust der rechtmäßigen Niederlassung im Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] in einem anderen Mitgliedstaa...
	3. die Tatsache, dass ihr die Ausübung dieses Berufs untersagt ist, auch bei vorübergehender Untersagung,
	4. die Tatsache, dass bei ihr eine Vorstrafe vorliegt, oder
	5. die Tatsache, dass sie in gesundheitlicher Hinsicht nicht mehr geeignet ist zur Ausübung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der ...

	(4) Die Änderungsmeldung ist der zuständigen Behörde des Landes zu machen, in dem die Dienstleistung erbracht wird.

	§ 35
	Pflicht zur erneuten Meldung
	(1) Beabsichtigt die dienstleistungserbringende Person nach Ablauf eines Jahres nach der letzten Meldung erneut, vorübergehend und gelegentlich Dienstleistungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu erbringen, ist die Meldung zu erneuern.
	(2) Die erneute Meldung ist der zuständigen Behörde des Landes zu machen, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll.

	§ 36
	Bescheinigung, die erforderlich ist zur Dienstleistungserbringung in einem anderen Mitgliedstaat, einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat
	(1) Üben deutsche Staatsangehörige oder Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates, eines anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson...
	(2) Die Bescheinigung wird von der zuständigen Behörde des Landes ausgestellt, in dem die antragstellende Person den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pfl...
	(3) Die Bescheinigung hat zu enthalten:
	1. die Bestätigung, dass die antragstellende Person rechtmäßig niedergelassen ist als Pflegefachassistentin, Pflegefachassistent oder Pflegefachassistenzperson [alternativ: Pflegehelferin, Pflegehelfer oder Pflegehilfeperson],
	2. dass der antragstellenden Person die Ausübung dieses Berufs nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist und
	3. dass die antragstellende Person über die berufliche Qualifikation verfügt, die für die Berufsausübung erforderlich ist.



	Abschnitt 3
	Aufgaben und Zuständigkeiten
	§ 37
	Zuständige Behörden
	Die Länder bestimmen die zur Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden.

	§ 38
	Unterrichtungs- und Überprüfungspflichten
	(1) Die zuständige Behörde des Landes, in dem eine Person den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] ausübt oder zule...
	1. diese Person sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Berufsausübung ergibt,
	2. bei dieser Person
	3. dieser Person die Ausübung der Tätigkeit der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] untersagt worden ist oder
	4. in Bezug auf diese Person Tatsachen vorliegen, die eine der in den Nummern 1 bis 3 genannten Sanktionen oder Maßnahmen rechtfertigen.

	(2) Erhält die zuständige Behörde eines Landes Auskünfte von der zuständigen Behörde eines Aufnahmestaates, die sich auf die Ausübung des Berufs der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der P...
	1. die Richtigkeit der ihr übermittelten Auskünfte zu überprüfen,
	2. zu entscheiden, in welcher Art und in welchem Umfang weitere Überprüfungen durchzuführen sind, und
	3. die zuständige deutsche Behörde zu unterrichten über die Konsequenzen, die aus den ihr übermittelten Auskünften zu ziehen sind.

	(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit benennen nach Mitteilung der Länder
	1. die Behörden, die für die Ausstellung oder Entgegennahme der in der Richtlinie 2005/36/EG genannten Ausbildungsnachweise und sonstigen Unterlagen oder Informationen zuständig sind, sowie
	2. die Behörden, die die Anträge annehmen und Entscheidungen treffen können, die im Zusammenhang mit der Richtlinie 2005/36/EG stehen.

	(4) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission unverzüglich über die Benennung.
	(5) Die für die Entscheidungen nach diesem Gesetz zuständigen Behörden übermitteln dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium für Gesundheit statistische Aufstellungen über die getroffenen Entscheidungen, ...

	§ 39
	Vorwarnmechanismus
	(1) Die zuständige Behörde eines Landes unterrichtet die zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten, der anderen Vertragsstaaten und der anderen gleichgestellten Staaten durch eine Warnmitteilung über
	1. den Widerruf der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung, sofern er sofort vollziehbar oder unanfechtbar ist,
	2. die Rücknahme der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung, sofern sie sofort vollziehbar oder unanfechtbar ist,
	3. die Anordnung des Ruhens der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung, sofern sie sofort vollziehbar oder unanfechtbar ist,
	4. das durch gerichtliche Entscheidung getroffene vorläufige Verbot, den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] auszu...
	5. das durch unanfechtbare gerichtliche Entscheidung getroffene Verbot, den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfeperson] au...

	(2) Die Warnmitteilung enthält folgende Angaben:
	1. die zur Identifizierung der betroffenen Person erforderlichen Angaben, insbesondere deren
	2. den Beruf der betroffenen Person und
	3. Angaben über die Behörde oder das Gericht, die oder das die Entscheidung getroffen hat.

	(3) Die Warnmitteilung erfolgt unverzüglich, spätestens jedoch drei Tage
	1. nach Eintritt der Unanfechtbarkeit einer Entscheidung nach Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 4 oder
	2. nach Bekanntgabe einer Entscheidung nach Absatz 1 Nummer 4.

	(4) Für die Warnmitteilung ist das Binnenmarkt-Informationssystem zu verwenden, das eingerichtet worden ist durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit H...
	(5) Gleichzeitig mit der Warnmitteilung unterrichtet die Behörde, die die Warnmitteilung getätigt hat, die betroffene Person schriftlich über die Warnmitteilung und deren Inhalt. Der Unterrichtung hat sie eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen. Wird e...

	§ 40
	Löschung einer Warnmitteilung
	Ist die Entscheidung, die die Warnmitteilung ausgelöst hat, aufgehoben worden, so löscht die Behörde, die die Warnmitteilung getätigt hat, die entsprechende Warnmitteilung im Binnenmarkt-Informationssystem unverzüglich, spätestens drei Tage nach der A...

	§ 41
	Unterrichtung über gefälschte Berufsqualifikationsnachweise
	(1) Wird gerichtlich festgestellt, dass eine Person bei ihrem Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung oder auf Anerkennung der Gleichwertigkeit einer außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes abgeschlossenen Ausbildung...
	1. die Identität dieser Person, insbesondere über deren
	2. den Umstand, dass diese Person gefälschte Ausbildungsnachweise vorgelegt hat.

	(2) Für die Unterrichtung über die Fälschung ist das Binnenmarkt-Informationssystem zu verwenden.
	(3) Die Unterrichtung über die Fälschung erfolgt unverzüglich, spätestens jedoch drei Tage nach Unanfechtbarkeit der Feststellung.
	(4) Gleichzeitig mit der Unterrichtung über die Fälschung unterrichtet die Behörde, die die Unterrichtung über die Fälschung vorgenommen hat, die betroffene Person schriftlich über die Unterrichtung über die Fälschung und deren Inhalt. Der Unterrichtu...

	§ 42
	Verwaltungszusammenarbeit bei Dienstleistungserbringung
	(1) Übt eine dienstleistungserbringende Person im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der Pflegehilfe...
	(2) Die zuständige Behörde ist bei berechtigten Zweifeln an den von der dienstleistungsberechtigten Person vorgelegten Dokumenten berechtigt, von der zuständigen Behörde des Niederlassungsstaats der dienstleistenden Person folgende Informationen darüb...
	1. ob die Niederlassung der dienstleistungserbringenden Person in diesem Staat rechtmäßig ist und
	2. ob gegen die dienstleistungserbringende Person berufsbezogene disziplinarische oder strafrechtliche Sanktionen vorliegen.

	(3) Auf Anforderung der zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaates, eines anderen Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates übermitteln die zuständigen Behörden in Deutschland nach Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG der anfordernde...
	1. alle Informationen darüber, dass die Niederlassung der dienstleistungserbringenden Person im Beruf der Pflegefachassistentin, des Pflegefachassistenten oder der Pflegefachassistenzperson [alternativ: der Pflegehelferin, des Pflegehelfers oder der P...
	2. alle Informationen über die gute Führung der dienstleistungserbringenden Person und
	3. Informationen darüber, dass gegen die dienstleistungserbringende Person berufsbezogen keine disziplinarischen oder keine strafrechtlichen Sanktionen vorliegen.


	§ 43
	Weitere Aufgaben der jeweils zuständigen Behörden
	(1) Die Entscheidung, ob die Erlaubnis erteilt wird, die Berufsbezeichnung nach § 1 zu führen, trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem die antragstellende Person die Prüfung abgelegt hat.
	(2) Die Entscheidungen über den Zugang zur Ausbildung nach § 10, die Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen und die Anrechnung von Fehlzeiten trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem die Ausbildung durchgeführt wird oder dem Antrag entsprechen...


	Teil 4
	Fachkommission, Beratung, Aufbau unterstützender Angebote und Forschung
	§ 44
	Erarbeitung von Rahmenplänen; Vorbereitungskurs
	Die Fachkommission nach § 53 Pflegeberufegesetz erarbeitet einen Rahmenlehrplan und einen Rahmenausbildungsplan für die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] sowie einen Rahmenlehrplan für den Vorbereitungskurs nach § 11 Absatz...

	§ 45
	Beratung; Aufbau unterstützender Angebote und Forschung
	(1) Das Bundesinstitut für Berufsbildung übernimmt die Aufgabe der Beratung und Information zur Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeausbildung] nach diesem Gesetz, die Aufgabe des Aufbaus unterstützender Angebote und Strukturen zur Organ...
	(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelt Empfehlungen für die Prognoseentscheidung der Pflegeschule nach § 10 Absatz 2. [alternativ streichen]
	(3) Das Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelt unter Beteiligung der Fachkommission Empfehlungen zum Kompetenzfeststellungsverfahren nach § 11 Absatz 1 Nummer 3.


	Teil 5
	Statistik und Verordnungsermächtigungen; Bußgeldvorschriften
	Abschnitt 1
	Statistik und Verordnungsermächtigung
	§ 46
	Statistik; Verordnungsermächtigung
	(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit werden ermächtigt, für Zwecke dieses Gesetzes, gemeinsam durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates jährliche Erhebungen über die be...
	1. die Träger der praktischen Ausbildung, die jeweils weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen sowie die Pflegeschulen,
	2. die in der Ausbildung befindlichen Personen nach Geschlecht, Geburtsjahr, Beginn und Ende der Ausbildung, Grund der Beendigung der Ausbildung, Weiterbildung oder Umschulung,
	3. die Ausbildungsvergütungen.

	(2) Auskunftspflichtig sind die zuständigen Stellen gegenüber den statistischen Ämtern der Länder.
	(3) Die Befugnis der Länder, zusätzliche, von Absatz 1 nicht erfasste Erhebungen über Sachverhalte des Pflege- oder Gesundheitswesens als Landesstatistik anzuordnen, bleibt unberührt.

	§ 47
	Ausbildungs- und Prüfungsverordnung, Finanzierung; Verordnungsermächtigungen
	(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit werden ermächtigt, gemeinsam durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Folgendes zu re...
	1. die Mindestanforderungen an die Ausbildung,
	2. das Nähere über die staatliche Prüfung nach § 2 Nummer 1,
	3. das Nähere zur Gliederung und Durchführung der praktischen Ausbildung nach § 5 Absatz 3,
	4. das Nähere zur Konkretisierung der Aufgaben der Fachkommission nach § 44,
	5. das Nähere zu den Aufgaben des Bundesinstituts für Berufsbildung nach § 45.

	(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist für Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen, die eine Erlaubnis nach § 2 in Verbindung mit § 25 beantragen, Folgendes zu regeln:
	1. das Verfahren bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 2 Nummer 2 und 3, insbesondere die Vorlage der von der antragstellenden Person vorzulegenden Nachweise und die Ermittlung durch die zuständige Behörde entsprechend Artikel 50 Absatz 1 bis 3 in...
	2. die Fristen für die Erteilung der Erlaubnis.

	(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit werden ermächtigt, gemeinsam und im Benehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorsc...
	1. die nähere Bestimmung der Ausbildungskosten nach § 24,
	2. das Verfahren der Ausbildungsbudgets einschließlich der Vereinbarung der Pauschalen und Individualbudgets entsprechend der §§ 29 bis 31 Pflegeberufegesetz sowie der Möglichkeit von Schätzungen durch die zuständige Stelle,
	3. die Aufbringung des Finanzierungsbedarfs einschließlich der Höhe der Verwaltungskostenpauschale entsprechend nach § 32 Absatz 2 Pflegeberufegesetz sowie der Zahl- und Umlageverfahren entsprechend nach § 33 Absatz 2 bis 7 Pflegeberufegesetz,
	4. die Erbringung und Weiterleitung der Ausgleichszuweisungen entsprechend nach § 34 Absatz 1 bis 3 Pflegeberufegesetz, die Verrechnung entsprechend nach § 34 Absatz 4 Pflegeberufegesetz, die Abrechnung, Zurückzahlung und nachträgliche Berücksichtigun...
	5. die Rechnungslegung der zuständigen Stelle entsprechend nach § 35 Pflegeberufegesetz einschließlich der erforderlichen Vorgaben zum Erheben, Verarbeiten und Nutzen personenbezogener Daten und zum Datenschutz, soweit es für das Verfahren zur Finanzi...

	(4) Abweichungen durch Landesrecht von den Regelungen des Verwaltungsverfahrens in der auf Grundlage der Absätze 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung sind ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 können die Länder Abweichungen von den durch Rechtsverordnu...


	Abschnitt 2
	Bußgeldvorschriften
	§ 48
	Bußgeldvorschriften
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis nach § 1 eine dort genannte Berufsbezeichnung führt.
	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu dreitausend Euro geahndet werden.


	Teil 6
	Anwendungs- und Übergangsvorschriften
	§ 49
	Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes
	Für die Ausbildung nach diesem Gesetz findet das Berufsbildungsgesetz, soweit nicht die Aufgaben des Bundesinstituts für Berufsbildung nach § 45 in Verbindung mit § 90 Absatz 3a des Berufsbildungsgesetzes betroffen sind, keine Anwendung.

	§ 50
	Fortgeltung der Berufsbezeichnung
	Eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung nach einem landesrechtlichen Gesetz über eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen „E...

	§ 51
	Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen; Bestandsschutz
	(1) Schulen, die am 31. Dezember 2026 nach den Vorschriften eines landesrechtlichen Gesetzes über eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlo...
	(2) Staatliche Anerkennungen von Schulen nach Absatz 1 sind zu widerrufen, falls das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 Absatz 1 und 2 nicht bis zum 31. Dezember 2036 nachgewiesen wird. Am 31. Dezember 2026 bestehende staatliche Schulen nach den V...
	(3) Die Voraussetzungen des § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 gelten als erfüllt, wenn als Schulleitung oder Lehrkräfte Personen eingesetzt werden, die am 31. Dezember 2026
	1. eine staatliche oder staatlich anerkannte Pflegeschule nach Absatz 1 rechtmäßig leiten,
	2. als Lehrkräfte an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Pflegeschule nach Absatz 1 rechtmäßig unterrichten,
	3. über die Qualifikation zur Leitung oder zur Tätigkeit als Lehrkraft an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Pflegeschule nach Absatz 1 verfügen oder
	4. an einer Weiterbildung zur Leitung einer staatlichen oder staatlich anerkannten Pflegeschule nach Absatz 1 oder zur Lehrkraft teilnehmen und diese bis zum 31. Dezember 2026 erfolgreich abschließen.


	§ 52
	Übergangsvorschriften für landesrechtliche Ausbildungen
	(1) Eine Ausbildung nach einem landesrechtlichen Gesetz über eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen „Eckpunkte für die in Länderzu...
	(2) Eine Ausbildung nach einem landesrechtlichen Gesetz über eine Ausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlossenen „Eckpunkte für die in Länderzu...
	(3) Für die Finanzierung der Ausbildungen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 17a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der am 31. Dezember 2025 geltenden Fassung.

	§ 53
	Evaluierung
	(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit evaluieren bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen des § 10 Absatz 2 auf wissenschaftlicher Grundlage. [alternativ streichen]
	(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit evaluieren bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen des § 11 Absatz 2 auf wissenschaftlicher Grundlage.
	(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit evaluieren bis zum 31. Dezember 2031 die Wirkungen des Teils 2 Abschnitt 3 auf wissenschaftlicher Grundlage.



	Artikel 2
	Änderung der Pflegeberufe- Ausbildungsfinanzierungsverordnung
	Die Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1622), die zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist wird wie folgt geändert:
	1. In der Bezeichnung wird das Wort „beruflichen“ gestrichen und werden nach dem Wort „Pflegeberufegesetz“ die Wörter „und dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]“ eingefügt.
	2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	3. In der Überschrift von Teil 1 werden die Wörter „beruflichen und der hochschulischen Ausbildung“ durch das Wort „Ausbildungen“ ersetzt.
	4. § 1 wird wie folgt geändert:
	"(2a) Pflegeassistenzkräfte [alternativ: Pflegehilfskräfte] im Sinne dieser Verordnung sind Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 oder § 50 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes]."
	„(3a) Pflegeschulen im Sinne dieser Verordnung sind Pflegeschulen nach §§ 9 und 65 des Pflegeberufegesetzes sowie Pflegeschulen nach §§ 8 und 51 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes].“
	"(6a) Art der Ausbildung bezeichnet die Unterscheidung nach beruflicher und hochschulischer Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz, einschließlich der Angabe, inwieweit diese jeweils eine zusätzliche Ausbildung nach § 14 Absatz 1 bis 6 des Pfleg...
	(11) „ Krankenhäuser im Sinne dieser Verordnung sind Krankenhäuser nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes und nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes].
	(12) Pflegeeinrichtungen im Sinne dieser Verordnung sind ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 des Pflegeberufegesetzes und nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfe...

	5. § 3 wird wie folgt geändert:
	6. § 4 wird wie folgt geändert:
	7. § 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert
	8. In § 6 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Pflegeberufegesetz“ die Wörter „oder dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]“ eingefügt.
	9. § 9 wird wie folgt geändert:
	10. § 10 wird wie folgt geändert:
	11. § 11 wird wie folgt geändert:
	12. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	13. § 13 wird wie folgt geändert:
	„(1a) Die Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 6 Absatz 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] zahlen den monatlichen Umlagebetrag für Ausbildungen nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz]...

	14. In § 15 Absatz 1 werden nach der Angabe „31. Januar 2020“ die Wörter „, im Fall der Ausbildung nach dem Pflegeassistenzgesetz [alternativ: Pflegehilfegesetz] erstmals mit Beginn des Ausbildungsjahres 2027, frühestens am 31. Januar 2027“ eingefügt.
	15. In § 16 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Pflegeberufegesetzes“ die Wörter „, auch in Verbindung mit § 24 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes],“ eingefügt.
	16. In § 17 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „im Sinne des § 7 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes“ gestrichen.
	17. § 18 wird wie folgt geändert:
	18. In § 19 Absatz 1 werden nach dem Wort „Pflegeberufegesetzes“ die Wörter „oder nach § 8 und § 51 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes]“ eingefügt.
	19. § 22 wird wie folgt geändert:
	20. § 24 wird wie folgt geändert:
	21. Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1) wird wie folgt geändert:
	„Kosten der Träger der praktischen Ausbildung und der Pflegeschulen ohne Berücksichtigung der Ausbildungsvergütung“.

	22. Anlage 2 (zu § 5 Absatz 1 Nummer 1) wird wie folgt geändert:


	Artikel 3
	Änderung des Pflegeberufegesetzes
	In § 12 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), das zuletzt durch Artikel 2a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Ausbildungen“ die Wörter „nach dem Pflegea...

	Artikel 4
	Änderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung
	In der Tabelle in der Anlage 7 (zu § 1 Absatz 2 Nummer 2, § 26 Absatz 2 Satz 1, § 28 Absatz 2 Satz 1) der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1572), die durch Artikel 4a des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 ...

	Artikel 5
	Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
	§ 113c des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. S. 1014, 1015) das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geändert worden ist, wird wie...
	1. In Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „Jahr“ die Wörter „oder mit der Erlaubnis zum Führen einer Berufsbezeichnung nach § 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes]“ eingefügt.
	2. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:


	Artikel 6
	Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
	Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 406) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 2 Nummer 1a Buchstabe g wird wie folgt gefasst:
	2. In § 17a Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 aufgehoben.
	3. § 17b Absatz 4a Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert:


	Artikel 7
	Änderung des Berufsbildungsgesetzes
	In § 90 Absatz 3a des Berufsbildungsgesetzes vom 4. Mai 2020 (BGBl. I S. 920), das zuletzt durch Artikel 10a des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Pflegeberufegesetzes“ die Wörter „sowie nac...

	Artikel 8
	Änderung des DRK-Gesetzes
	Dem § 2 des DRK-Gesetzes vom 5. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2346), das zuletzt durch Artikel 8y des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 angefügt:
	„(7) § 7 Absatz 2 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] gilt mit der Maßgabe, dass neben Einrichtungen nach § 6 Absatz 1 des Pflegeassistenzgesetzes [alternativ: Pflegehilfegesetzes] auch vereinsrechtlich organisierte Schwester...


	Artikel 9
	Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes
	In § 56 Absatz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1614), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 389) geändert worden ist, wird nach dem Wort „Pflegeberufegesetz“ ein Komma und...

	Artikel 10
	Inkrafttreten
	(1) Das Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.
	(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Teil 2 Abschnitt 3 sowie Artikel 2 und Artikel 6 am 1. Januar 2026 in Kraft.
	(3) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Teil 4, Teil 5 Abschnitt 1 und Artikel 4 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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